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Einleitung. 


Im  Jahre    1866  erschien  als  erste  Arbeit,  die   die  Ver- 

(assung  eines geistlichenStaates speziell  behandelte,  Ferdinand 
Walters,  des  Bonner  Kirchenrechtslehrers,  Buch:  „Das  alte 
Erzstift  und  die  Reichsstadt  Cöln,  Entwickelung  ihrer  Ver- 
fassung vom  fünfzehnten  Jahrhundert  bis  zu  ihrem  Untergan-" 
Wenig  später  wandte  sich  dann  die  Forschung  vor 
allem  den  weltlichen  Territorien  -  hier  ist  namentlich 
Preussen,  bearbeitet  von  Gustav  Seh  moller  und  seinen 
Schülern,  zu  nennen  -  zu.  Dadurch  wurden  die  Arbeiten 
über  geistliche  Staaten  zurückgedrängt. 

Die  nächsten  bemerkenswerten  Arbeiten,  die  deren  Ver- 
fassung  und  Verwaltung  behandeln,  sind  das  1900  erschienene 
Werk   von   Wild:    „Staat   und    Wirtschaft   in  den  Bistümern 
Würzburg  und  Bamberg  (1729-1746)"  und  vor  allem  Gold- 
schmidts   verdienstvolle   Arbeit    über   die    Zentralbehörden 
und    das  Beamtentum   in  Kurmainz   vom  16.— 18.  Jh.  (1908). 
Als    Einzeluntersuchung   möchten    meine   Ausführungen 
zu  denen  F.  Walters,  die  natürlich   bei  dem  grossen   Zeit- 
räume und  Stoff,  den  sie  umfassen  i),  auf  spezielle  Erörterungen 
nicht  eingehen   konnten,    eine   Ergänzung   bieten,   indem  sie 
das  Bild  der  obersten  kurkölriischen  Verwaltungs-  und  -  bis 
^"JSG  -  auch  Justizbehörde  zu  zeichnen  versuchen. 

Das  Erzstift  Cöln  bestand  im  18.  Jh.  aus  4  Gebiets- 
teilen ),  und  zwar  ergab  sich  diese  Einteilung  einerseits  aus 
der  geographischen  Lage,  andererseits  aber  auch  aus  der 
historischen  Entwickelung  des  Erzstiftes.  Diese  Teile  sind- 
__^^_das  Obererzstift,  „Oberstift",  südlich  von  Cöln; 

Ij  Üer  erste  Band  handelt  von  der  Entwickelung  im  15.-18.  Jh  •  an  der 
Vollendung  des  Werkes,  der  Behandlung  der  voraufgehenden  Zeit,  hat 'der  Tod 
aen  Verfasser  gehindert. 

2)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  19  u.  ff.  [Eichhof],  a.  a.  0.  S.  2  u.  ff. 
'orlivesi,  a.a.O.  S.  7  u.  ff. 


^ 
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2.  das  Niedererzstift,   „Niederstift",   von  Cöln  (dieses  in- 
begriffen) nach  Norden  sich  erstreckend; 

3.  das  Herzogtum  Westfalen  und 

4.  das  Vest  Recklinghausen,  kurz  das  „Vest". 

Ein  zusammenhängendes  Gebiet  bildete  das  Erzstift  nie- 
mals; die  westfälischen  Landesteile  waren  vollständig  von 
dem  eigentlichen  Erzstift  getrennt.  In  diesem  waren  z.  B. 
die  Amter  Zeltingen  und  Rachtig  an  der  Mosel,  das  Amt 
Rheinberg  —  erstere  durch  kurtrierisches,  letzteres  durch 
preussisches  Gebiet ^)  wiederum  abgeschlossen. 

Die  oberste  Leitung  der  gesaraten  Landes- 
regierung lag  in  der  Hand  des  Kurfürsten.  Seine 
Tätigkeit«)  wurde  beschränkt  durch  die  Erblandsvereinigung 
von  1463,  erneuert  durch  Erzbischof  Adolf  1550,  und  durch 
die  von  jedem  neuerwählten  Landesherrn  zu  beschwörende 
Wahlkapitulation,  die  ausser  den  durch  die  Erblandsvereinigung 
bereits  gegebenen  Beschränkungen  noch  weitergehendere 
enthielt. 

Sache  des  Domkapitels  nun  war  es,  darauf  zu  achten, 
dass  diese  von  dem  Kurfürsten  nicht  überschritten  wurden. 
Dem  Domkapitel  steht  auch  das  Recht  zur  Teilnahme  an 
wichtigen  Verhandlungen  und  Beratungen  zu 3). 

Die  jährlich  einmal,  im  Anfange  des  Jahres,  einberufenen 
Landstände*)  beschränkten  ihre  Tätigkeit  im  wesentlichen 
auf  die  Bewilligung  der  Steuern. 

Insgesamt  bildeten  weder  Domkapitel  noch  Landstände 
für  die  innere  Verwaltung  und  Regierung  des  Landes  durch 
den  Kurfürsten  ein  wesentliches  Hemmnis. 

Hauptsächlich  für  die  Erledigung  der  politischen  Ge- 
schäfte und  tatsächlich  zumeist  darauf  beschränkt^),  stand 
unter  dem  Kurfürsten  der  Geheime  Rat.  Unter  Clemens 
August  (1723—1761)   setzte    sich    dieser^)   aus    Adligen    und 


1)  Histor.  Atlas  d.  Rheinprovinz,  herausg.  v.  Dr.  Fabricius. 

2)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  44  u.  ff.  3)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  57 
u.  flf.  4)  s.  u.  S.  71.  5)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  90  u.  ff.  6)  Vgl. 
Kretschmayr  über  Österreich  (a.  a.  0.  S.  39):  „Der  Geheime  Rat  war  die 
Seele  der  Regierung,  der  inneren  und  äusseren  Politik;  nach  seinen  Rat- 
schlägen übten  die  habsburgischen  Regenten  die  Herrschergewalt  im  deut- 
schen Reiche  und  in  ihren  Königreichen  und  Ländern  aus.* 
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Wirklichen   Geheimen   Räten'),  für  die   der  Adel  nicht   Be- 
dingung war,  zusammen. 

zuerst  im  17  Jh.,  1052,  erwähnt»).  Er  geht  aber  wohl  bis 
auf  Erzbischof  Ruprecht  zurück,  der  1469  in  einer  Ho'  und 
Kanzleiordnung  4  Räte  einsetzte,  die  zunächst  juristische 
8ac^hen  zu  erledigen  hatten,  sodann  aber  auch  für  die  Po  M k 

n  Ihrem  Eide  schworen  mussten,  ohne  Zustimmung  des  Dom 

oder  Amter  zu  veraussern,  Zölle  zu  verpfänden-).  In  der 
Folgezeit  wechselte  die  Organisation  des  Geheimen  Rates 
wie  auch  sein  Name.    Schon  unter  Clemens  August  beginnet 

feren^    zu  vereinigen.     Unter  Max  Franz  erfolgt  diese  dann 

Lrlre  "fh  ""°'J  '''   "^^^™^  ^'-    ^^   ^   -ine 
Kanzlei,   die  Geheime  Kanzlei.     Aus  beiden  und  der  Staats- 

I.n    r/hTt'V^^'^'™^    Staatskanzlei"    gebildet; 
m  18    Jh.   hatte  der  Kurkölnische  Geheime  Rat  kaum  eine 
cste  Organisation,   noch   standen   ihm,    wie  Goldschmidt; 
über  Kurmainz  sagt,    „Beschlussgewalt  oder  Exekutive«  zu 

nph.n    h'  ""'T^,  '"'^'*"^'°  ^""  •*^"   Geheimen  Rate  standen 
neben  ,        als  kollegiale  Behörden  die  Hofkammer  für  die 

rz'ifti  ehe  i"''''''"''''''-    ""^    der    Hofrat   als    oberste 
erzstiftische  Regierungs-  und  Justizbehörde 

Täti-^k^JH   ^S^f  '""   '■"    '''"'   ^°"    -^er  Organisation   und 

gebe;     S?e  wm       "  Z"  ''''  '"  ^"^  ^"^^^"^^  ^^  'S-  Jhs. 
seben.     Sie  will   so  m    diesem    Ausschnitte   zeigen    wie   der 

Zutäte   ;  '"r"   ''^^^"''""^   "'^'^   ^"-'^   ^-k^»     - 
Ausgange^  des   Kurstaates    beschaffen   war.      Ein    Ergebnis 

1)  In  Paderborn  musste  der  Bischof  einpn  Toii  ^^.  r  u  - 

Jem  Domkapitel  nehmen.  (Böhmer  a  a  0  S Tsl    .  P  w  ^!™*"  ""*  ""' 
3)F.  Walter   a  a  f)  S  7q  ! ',v    ,     ,    .     ^^     2)  F.  Walter,  a.  a,  0.  S.92. 

Gebilde   wird.e    166:.   in   n    ,   *\"'* ''"'''ö'"- »taalskonferenz  ist  ein  analoges 
StaatsTalT   Z!    l  '".?'"'"'"''    """^''^^   ««h.    Konferenz.     (Hintze 
n!   p       .        f-^     ^'*   ^'""''   '^'''   ausschliesslich   die   politischen  GeschSf.; 

K  nfe  eT^ie  rt"    T'^'^"   --^"-'-•'   ""'   den   Mitgliedern  tr' 

S.  .8.).     Oie  BeLLn.trGotrh:id't"TtV's''r88lsT?'  ^  '^  ' 
-er  Einschränkung  auf  die  Zeit  bis  Max  Fran'.Utig.'-  "V      a'^s'^^ 


i! 


ilh 
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f 


meiner  Untersuchung  hierüber  kann  ich  vorausschicken: 
auch  durch  diesen  Zustand  war  der  Kurstaat  zum  Untergange 
reif,  als  die  Wogen  der  französischen  Invasion  ihn  hinwegfegten. 


E.  Löning  sprach  zuerst  in  seinem  „Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechtes"  die  These  aus'),  dass  die  Ver- 
waltungsorganisation Burgunds,  wie  sie  sich  um  die  Wende 
des  15.  Jhs.  darstellt,  von  dort  durch  die  Vermählung  Maxi- 
milians I.  mit  Maria,  der  Tochter  Karls  des  Kühnen  von  Bur- 
gund  (1477),  nach  Oesterreich,  von  dort  aus  weiter  in  die 
deutschenTerritorien  gekommen  sei.  Beweise  hierfür  blieb 
Löning  freilich  schuldig.  Das  hinderte  aber  nicht  die  Annahme 
der  These.  Sie  wurde  in  der  Folgezeit  noch  weiter  ausgebaut, 
so  u.  a.  von  Adler^),  v.  Below^).  und  Rosenthal*).  Und 
so  w^ar  es  bis  jetzt  allgemein  üblich  von  einer  burgundisch- 
oesterreichischen  Zentralverwaltung  und  Organisation  zu  reden^ 
die  vorbildlich  für  fast  alle  deutschen  Territorien  —  ich  nenne 
nur:  Brandenburg  Preussen,  Kursachsen,  Münster,  Würzburg, 
Mainz  —  gewesen  sein  soll. 

Da  erschien  im  verflossenen  Jahre  das  Buch  von  Andreas 
Walter  •'^)  über  die  bürgerlichen  Zentralbehörden  unter  Maxi- 
milian I.  Walter  wies  in  seinen  sc^harfsinnigen  von  der  Kritik 
freilich  zum  Teil  bestrittenen  Untersuchungen  darauf  hin^), 
dass  das  ganze  Gebäude,  das  man  auf  Grund  der  beweislosen 
Löningschen  These  aufgeführt  hatte,  in  der  Luft  schwebe. 
Der  solide  Grund  und  Boden,  ohne  den  es  über  lang  und 
kurz  zusammenstürzen  müsse,  fehle  vollständig.  A.  Walter 
weist  selbst  darauf  hin,  dass  auch  durch  seine  Ausführungen 
der  immerhin  recht  sciiwierige  Stoff  wohl  keineswegs  als  ge- 
klärt zu  bezeichnen  ist.  Soviel  geht  aber  auch  m.  E.  aus 
Walters  Ausführungen  hervor,  dass  es  wohl  durchaus  un- 
berechtigt sein  dürfte,  die  burgundische  Behördenorganisation 
als  vorbildlich  für  die  deutschen  Staatswesen  zu  bezeichnen. 
Inwieweit  vielleicht   einige  Anordnungen    und  Einrichtungen 
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von  Burgund  nach  Oesterreich,'  von  dort  nach  Deutschland  ge- 
kommen sind,  kann  erst  eine  genaue,  vergleichende  Studie  lehren 
Es  kann  jedoch  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein,  hierauf 
näher  emzugehen.  Für  unsere  Erörterungen  ist  die  Frage 
nebensächlich.  Man  könnte  den  Kurkölnischen  Hofrat  der 
1597  errichtet  wurde,  zeitlich  ebenso  gut  mit  Kursachsen 
Bayern  oder  Brandenburg  in  Beziehung  setzen.  Denn  in  allen 
diesen  Territorien,  wie  selbstverständlich  in  Burgund  und 
Oesterreich,  bestand  der  Hofrat,  oder  welchen  Namen  die  ent- 
sprechende Behörde  auch  führen  mag,  bedeutend  früher  wie  in 
Kurköin  (Bayern  1501,  Sachsen  1547,  Brandenburg-Preussen 
1558—1502)1).  ^ 

Die  Errichtung  solcher  obersten  Regierungs-,  Verwal- 
tungs-  und  Justizbehörden  war  ein  Zug  der  Zeit.  Schmoller^) 
weist  da  auf  M  elchior  v.  Osse's,  des  hervorragenden  Juristen 
und  bedeutenden  Staatsmannes 3),  politisches  Testament  von 
I5o6  hin,  m  dem  Osse  sagt,  „dass  alle  weisen  und  grossen 
Kegenten  ähnlich  wie  Antoninus  Pius  ohne  vorgängigen  Rat  im 
Regiment  nichts  ausgehen  Hessen.  Ein  solcher  Herr,  der  nicht 
seinem  Kopf  und  Sinn  folge,  sondern  dem  guten  Rat  weiser 
Leute,  befördere  Glück  und  Wohlfahrt".  Die  Errichtung 
solcher  obersten  Behörden  war,  wie  Schmoller  sagt,  das  „Ge- 
heimnis jeder  guten  Regierung". 

In  äusseren  Anordnungen  und  Vorschriften  werden  wir 
beim  Kurkölnischen   Hofrat  Anklänge  finden  an  den  Reichs- 
hofrat und   die  obersten   Behörden  der  einzelnen  Territorien 
In  wichtigen  sachlichen  Punkten  dürfte  sich  ra.  E.  nur  wenig 
übereinstimmendes  finden^). 

Der  Kurkölnische  Hofrat  wurde  von  dem  Koadjutor 
Ferdinand  von  Bayern  am  2.  Januar  1597  errichtet^). 
i>urch  die  Vereinigung  mit  dem  Hofgeric4it  erhielt  er  zugleich 
die  Befugnisse  der  obersten  Justizbehörde.  Es  dürfte  wohl 
m.E.  unberechtigt  sein,  mit  F.  Walter  anzunehmen,  dass  der 
Hofrat  in  Kurköln  eine  Weiterbildung  vorhandener  Behörden 
gewesen  ist.     Als  solche  käme   nur  der  ständige  Rat  in  Be- 


1)  1884.  Einl.  S.  40.  2)  a.  a.  0.  S.  5.  3)  Rezension  von  Adlers 

Werk  in  der  Hist.  Z.  57  (1887)  S.  286  u.  ff.  4)  a.  a.  0.  S.  408.  5)  s. 

Literaturverzeichnis   Nr.  49.  6)  a.  a.  0.  S.  168  u.  ff. 


XXJV    S   ^^!^"^«^'^'''    Einleitung   S.  69  u.  ff.         2)   ibid.   p.  65.  3)  ADB 

5^F   w    ,7  ^^'"^    ""^'"^"^'^   ^^^"'    ^"^    ^'^   jeweiligen    Fussnoten. 

3)  K  Walter,  a.  a.  0.  S.  86  u.  ff.,   153  u.  ff. 


tracht.  Seine  Mitglieder  mussten  aber  —  darauf  wies  ich 
bereits  hin  —  bei  ihrem  Dienstantritt  einen  Eid  über  Pflichten 
ablegen,  die  dem  Hofrat  niemals  zugekommen  sind.  Die 
Weiterbildung  des  ständigen  Rates  ist  eben  nur  der  Geheime 
Rat.  Der  Hofrat  ist  eine  durchaus  selbständige  Neu- 
gründung. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Hofrates  ist  zunächst 
noch  sehr  beschränkt.  Die  gesamten  Geschäfte  werden 
von  4-5  Räten  erledigt^).  Für  den  Geschäftsgang  war  die 
bei  der  Gründung  erlassene  Kanzleiordnung  massgebend.  Sie 
bleibt  es  auch  in  ihren  Grundzügen  bis  gegen  Ende  des  18.  Jhs. 

Im  17.  Jh.  sind  es  die  Kanzleiordnungen  von  1652,  erneuert 
1657,  und  die  von  1683,  erneuert  1692.  Beide  sind  nicht  wesent- 
lich von  einander  verschieden. 

Die  Organisation  des  Hofrates  bei  seiner  Gründung  ist 
wesentlich  verschieden  von  der  des  18.  Jhs.  Zwar  ist  die 
äusserliche  Anordnung  der  Geschäfte,  ihre  Behandlung  in  den 
Sitzungen  im  grossen  und  ganzen  die  gleiche.  Verschieden  ist 
zunächst  die  Zahl  der  Räte  Es  sind  1597:4  gegenüber 
12—20  im  18.  Jh.  Vorschriften  für  die  Behandlung  von 
Revisionssachen  fehlen  sowohl  1597  als  auch  im  ganzen  17.  Jh. 

Im  17.  Jh.  werden  die  Vorschriften  über  die  Behandlung 
im  Rate  und  der  Kanzlei  ergänzt  und  erweitert.  Die  Zahl 
der  Räte  ist  vermehrt;  eine  Scheidung  in  adlige  und  gelehrte 
Räte  vollzogen 2). 

Für  den  Geschäftsgang  und  die  Organisation  des  Hofrates, 
der  —  darauf  sei  nochmals  hingewiesen  —  oberste  Re- 
gierungs-,  Justiz-  und  Polizeibehörde  ist,  kommt  für 
das  18.  Jh.  die  Hofkanzleiordnung  Clemens  August's  vom 
11.  August  1724^)  in  Betracht.  Da  sie  den  folgenden  Aus- 
führungen vornehmlich  zu  Grunde  liegt,  lasse  ich  einige  An- 
gaben über  ihre  Einteilung  folgen. 
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Die  Kanzleiordnungen  von  1652  und  1683  waren  haupt- 
sächlich mehr  oder  minder  genaue  Wiederholungen  derjenigen 
aus  dem  Jahre  1597.  Demgegenüber  enthält  die  Kanzlei- 
ordnung von  1 724  viel  Neues  und  Selbständiges.  Sie  handelt  in : 
Tit.  I :     Von  Präsidenten  /  Directoren  /  und  Hofräthen  /  deren 

Functionen   und  Verhaltung.     (46  §§.) 
Tit.  II :    Von  Secretären  /  Registratoren  /  Expeditoren  /  Cantz- 

listen  und  übrigen  Cantzleyverwandten.  (40  §§.) 
Tit.  III:  Von  Ad vocaten  /  Procuratoren  /  deren  Scribenten  und 

Partheyen.     (10  §§.) 
Tit.  IV:  Von   Revision    deren    zu    unserer    Hof  -  Cantzleyen 

erwachsenen  Rechtssachen.  (8  §§.) 
Ein  Vergleich  mit  den  bisher  geltenden  Kanzleiordnungen 
führte  zu  dem  Ergebnis,  dass  von  den  46  §§  des  Tit.  I:  18,  von 
den  40  §§  des  Tit.  II:  31  aus  den  Kanzleiordnungen  von\652 
und  1683  entnommen  sind.  Dagegen  ist  Tit.  III.  und  Tit.  IV 
völlig  neu  geschaffen.  Ich  zitiere  im  folgenden  z.  B.  K.  0. 1724, 
I;  3,  d.  h.  Kanzleiordnung  von  1724,  Tit.  I,  §  3. 


1)  wie  Anm.  5,  S.  5.  2)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  89.  3)  A.  Ddf. 
K.  E.  VII  5a.  Diese  Kanzleiordnung  wurde  an  dem  genannten  Tage  von 
Clemens  August  durch  Namensunlerschrift  vollzogen.  Sie  wurde  jedoch  erst 
1726  in  Bonn  bei  Rommerskirchen  gedruckt  und  trat  so  auch  erst  in  diesem 
Jahre  in  Kraft  und  zwar  erst  nach  wiederholten  Vorstellungen  des  Hofrates,  so 
z.  B.    V.    19.  IX.  1724,  25.  VI.  1726  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve). 


<ir 


JKap^itel  I. 

Die  Beamten  des  Hofrates. 


§  1. 

Der  Hofratspräsident. 

An  der  Spitze  des  Hofrates  steht  der  Hof  rat spräsident. 
Er  geht  entweder  aus  dem  Hofrate  selbst,  und  zwar  aus  den 
adligen  Räten,  hervor  oder  er  wurde  dem  Domkapitel 
entnommen. 

Das  Domkapitel,  das  sich  durch  Wahl  ergänzte,  setzte 
sich  zusammen  aus  Sprossen  reichsfreier  Geschlechter  — 
wir  finden  im  18.  Jh.  die  vornehmsten  Namen  unter  ihnen') 
—  und  aus  acht  anderen  Mitgliedern,  z.  T.  Theologen,  z.  T. 
Juristen,  zu  deren  Ernennung  der  Adel  nicht  erforderlich,  eine 
theologische  oder  juristische  Bildung  dagegen  unumgänglich 
nötig  war  ^),  Aus  diesen  acht  Mitgliedern  des  Domkapitels  — 
man  nannte  sie  auch  die  acht  Säulen  des  Erzstiftes  —  er- 
gänzten sich  eine  Zeitlang  die  Hofratspräsidenten ^).  So  um 
1700:  Becquerel  (ernannt  am  11.  April  1692);  Eschenbrender 
(ernannt  am  10.  Oktober  1714).  Der  letzte  aus  ihrer  Reihe 
ist  der  am  30.  Juli  1735  ernannte  Tilm.  Jos.  Godesberg. 
Zwischen  Eschenbrender  und  Godesberg  erscheint  schon  ein 
adliger  Hofratspräsident,  der  Graf  v.  Virmont.  Er  tritt  an 
Eschenbrenders  Stelle  durch  Patent  vom  3.  Juli  1719. 

Nach  Godesberg  folgen  im  weiteren  Verlaufe  des  Jahr- 
hunderts nur  noch  adlige  Hofratspräsidenten.  Von  ihnen 
sei   genannt   v.  Gymnich^)   unter  Clemens  August  und  Maxi 


1)  Das  zeigt  ein  Blick  in  einen  Hofkalender  dieser  Zeit. 

2)  F.  Walter,  a.  a.  Ü.  S.  57;  vgl.  auch  Kisky,  a.  a.  0.  S.  18. 
Die  Anordnung,  dass  diese  Doktoren  oder  Licentiaten  der  Theologie  bzw. 
der  Rechte  sein  nmssten,  stammt  von  Sixtus  IV  (1474).  Kisky  weist  darauf 
hin,  dass  meistens  nur  7  solcher  Präbenden  besetzt  waren. 

3)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve. 

4)  Das  war  der  2.  Hofratspräsident  dieses  Namens  im  18.  Jh.  Der  erste 
war  zwischen  Virmont  und  Godesberg  Präsident. 
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milian  Friedrich  —  er  war  mehr  denn  drei  Jahrzehnte  Präsi 
dent  —  und  der  letzte  Hofratspräsident  Graf  v.  Nesselrode- 
Reichenstein  ^).  Zeitweilig  hat  auch  ein  Graf  ßelderbusch^) 
(1784-85),  ein  Neffe  des  berüchtigten  Ministers  Clemens 
August's,  Caspar  Anton,  das  Präsidium  im  Hofratskollegium 
geführt.  Intensiv  wird  seine  Tätigkeit  jedoch  nicht  gewesen 
sein;  dennBelderbusch  war  zugleich  bevollmächtigter  Gesandter 
in  Paris. 

Bei  vorgeschrittenem  Alter  ist  zeitweilig  durch  Ernennung 
eines  Vizepräsidenten  eine  Anwartschaft  auf  das  Amt, 
bei  eintretendem  Tode  sofortiges  Aufrücken  verliehen  worden. 
So  ordnet  ein  Edikt  Clemens  Augusts  vom  Jahre  1747^)  an, 
dass,  falls  Godesberg  aus  dem  Amte  scheidet,  ohne  weiteres 
„der  geheime  Rath,  Cämmerer,  Hofraths  Vice  Präsident  und 
Ambtmann  zu  Liedberg,  Carl  Otto  Freyherr  von  und  zu 
Gymnich  zum  würcklichen  Hofraths  Präsidenten"  ernannt  ist. 

Die  ßestallungsformel  für  Eschenbrender  (datiert  Paris, 
16.  Dezember  1714)*)  —  später  mit  entsprechenden  Abände- 
rungen auch  für  die  Kanzleidirektoren  verwandt  —  legt 
diesem  u.  a.  auf:  „dass  [er]  die  Hofraths  Consilia  fleissigst 
frequentiren,  darin  praesidiren  und  darin  gute  Ordnung  halten, 
vor  allem  aber  daran  sevn  solle,  damit  Unser  und  Unsers  Erz- 
stiffts  Recht  und  gerechtigkeiten  wider  beygebracht,  sonst 
auch  jedermann  die  unpartheyische  Justiz  administrirt  werde, 
und  letzlich  alles  thuen  und  verrichten  solle,  was  einem  gewissen- 
haften, treufleissigem  Hof  Raths  Präsidenten  wohl  anstehet  und 
gebührt,  wohingegen  Wir  ihme  ..." 

Diese  Formel  gibt  schon  einige  Mitteilungen  über  die 
Tätigkeit  des  Hofratspräsidenten.  Das  meiste  Ma- 
terial für  ihn  sowohl  wie  auch  für  die  anderen  Mitglieder 
des  Hofrates  bietet  die  Kanzleiordnung  von  1724.  Als  Er- 
gänzung, besonders  nach  der  statistischen  Seite,  dienten  die 
kurkölnischen  Hofkalender,  die  allerdings  nur  von  1759  an  aus- 
führliche, für  diese  Arbeit  in  Betracht  kommende  Personal- 
verzeichnisse enthalten. 


1)  Hofivalender  1786  u.  ff.  2)  Hofkalender  1784  u.  ff.  3)  A.  Ddf. 

K.  K   Hofst.  Ve.  4)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst. Ve. 
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Zunächst  führt  naturgemäss  der  Hofratspräsident  den 
Vorsitz  in  dem  Hofratskollegium ^;.  Zwar  hat  sich  dies  der 
Erzbischof  für  den  Fall  seiner  Anwesenheit  persönlich  aus- 
bedungen, wie  er  denn  auch  öfters  darauf  hinweist-),  dass  für 
ihn  ein  Stuhl  freizulassen  ist.  Das  ist  Jedoch  nur  formelle 
Vorschrift,  wie  wir  denn  derartige  Bestimmungen  auch  aus 
anderen  Territorien  kennen^). 

Dem  Hofratspräsidenten  steht  die  Disziplinargewalt 
über  die  Hofräte  zu:  ohne  seine  Erlaubnis  darf  kein  Hofrat 
aus  Bonn  —  dem  Sitze  des  Hofratskollegiums  —  wegreisen 
oder  sonst  die  Sitzungen  des  Hofrates  versäumen*). 

Der  Präsident  hat  allein  das  Recht,  eigenhändige  Schrift- 
stücke des  Kurfürsten  oder  Schreiben  aus  der  Kanzlei  des 
Geheimen  Rates  zu  öffnen^). 

Seine  eigentliche  Tätigkeit  in  den  Sitzungen  des  Hof- 
rates beginnt  damit,  dass  er  die  vorliegenden  Sachen  und 
zwar  zuerst '=):  „Ihrer  Churfürstlichen  Durchlaucht  und  Dero 
Ertz  Stitfts  juris  dictionalia  und  Interesse  betreffende  /  diesem 
nach  die  Criminalia  und  danach  ...  die  Extrajudizialsachen" 
unter  die  einzelnen  Hofräte  „ohne  Respect-  oder  Unterscheid 
deren  Personen"  verteilt.  Er  hält  den  Vortragt)  über  die  „de- 
liberierenden  Sachen." 

Das  Votum**)  über  die  verhandelten  Sachen  verkündet 
wiederum  —  in  seiner  Abwesenheit  der  Kanzleidirektor,  in 
dessen  Behinderung  der  rangälteste  Hofrat  —  in  öffentlicher 
Sitzung  der  Präsident. 

1)  s.  Bestallung  für  Eschenbrender. 

2)  Ed.  Bonn  17.  März  1715  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8).  In  dem  Beiehshofrat 
ist  zunächst  die  Teilnahme  des  Königs  nicht  vorgesehen;  er  wird  liier  —  unter 
Maximilian  I  —  durch  den  Kurfürsten  von  Sachsen  vertreten.  (Fei Ine r- 
Kretschmayr,  a.  a.  0.  S.  25.)  Später,  seit  1518,  wird  auch  hier  die  An- 
wesenheit des  Königs  berücksichtigt  (ebenda  S.  28). 

3)  so  in  Preussen.  Instruktion  für  das  Generaldir.  1723.  Darin  wird 
ausgesprochen,  dass  der  König  einzig  und  allein  Präsident  ist ;  die  fünf  Depar- 
tementsminister sind  nur  Vicepräsidenten.  Und  tatsächlich  hat  Friedrich  Wil- 
helm I.,  worauf  I  s  a  a  c  s  o  h  n  (a.  a.  0.  III,  S.  44)  hinweist,  des  öfteren  im  Ge- 
neraldirektorium präsidiert.  Das  bezeugt  auch  Dohm  (a.  a.  0.  IV.,  S.  89). 
Friedrich  dei-  Grosse  hat  aber  nie  mehr  an  den  Sitzungen  des  General- 
direktoriums   teilgenommen  (Isaacsohn  und  Dohm,  a.  a.  0.) 

4)  Ed  Bonn  7.  Dec.  1729  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve).  5)  wie  Anm.  4. 
6)  K.  0.  1724,  I,  20.  7)  wie  Anm.  6.  8)  K.  0.  1724.  I,  35. 


Die  Hofratsprotokollbücher  sollen  einen  Index  enthalten, 
der  die  verhandelten  Sachen  alphabetisch  geordnet  aufführt. 
Die  Kontrolle  über  die  richtige  und  vollständige  Führung  des- 
selben durch  die  Sekretäre  liegt  dem  Präsidenten  ob^). 

Die  ausgefertigten  Beschlüsse  sind,  bevor  sie  an  den 
Kurfürsten  —  in  Regierungs-  oder  Erzstiftischen  Judizialsachen 
—  oder  andernfalls  an  die  Parteien  abgefertigt  werden,  von 
dem  Präsidenten  zu  unterzeichnen^).  Sachen,  denen 
der  Präsident  sein  „expediatur"  voransetzt,  sind  unverzüglich 
zu  expedieren^). 

Angelegenheiten  und  Streitigkeiten  mit  der  kaiserlichen 
Kanzlei  und  dem  kaiserlichen  Hofe  sollen  von  dem  Präsidenten 
besonders  eilig  und  sorgfältig  behandelt  werden^).  Zu  ihrer 
Erledigung  ist  ein  „vertrauter  Skribent"  gegen  gebührliche 
Bezahlung  heranzuziehen. 

In  den  meisten  Fällen  eröffnet  der  Hofratspräsi- 
dent als  Vertreter  des  Kurfürsten  den  Landtag 
des  Erz  Stifts'^)  und  eröffnete  den  Ständen  die  kurfürstliche 
„Landtagsproposition"  ^). 

Das  Gehalt^)  des  Hofratspräsidenten«)  (s.  Tab.  I,  ad) 
steigert  sich  im  18.  Jh.  von  600  Rth.  im  Jahre  1714^)  auf 
2000  Rth.  gegen  Ende  des  Jhs.^«).  An  Naturalien  werden  dem 
Hofratspräsidenten  T.  Jos.  Godesberg  (ernannt  am  30.  Juli  1735) 
geliefert^i):  „Zwey  stück  fässer  wein  aus  dem  Bacharach  und 
Zeltinger  herbst".  Ausserdem  erhält  er  1736:  jährlich  20  Mass 
Holz  und  einen  Wagen  Schanzen ^^^^  monatlich  ein  Pfund  Wachs 
und   4  Pfund  Unschlittlichter   nebst   4  gelben  Fackeln.     Ob 


1)  K.  0.  1724,  I,  45.  2)  K.  0.  1724,  I,  34.  3)  K.  0.  IIU,  I,  15. 

4)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve.  5)  LandtagsprotoiioUe  1748  u.  ff.  (Stadtarchiv  zu 
Bonn)  vgl.  auch  Essers,  a.  a.  0.  S.  15  und  meine  eigenen  Ausführungen,  u. 
S.71u.ff.  6)  Essers,  a.a.O.  S.  15. 

7)  Das  Gehalt  des  Geheimen  Rats-  und  Regierungspräsidenten  in  Pader- 
born belief  sich  —  ca.  1740  -  auf  470  Rth.  bar  und  56  Malter  Hafer  in 
Naturalien.     Um  1760  betrug  es  670  Rth.     (Böhmer,  a.  a.  O.  S.  16). 

8)  in  Kurmaiiiz  erhält  der  Hofratspräsident  1690  in  bar:  600  fl.;  an 
Naturalien  den  berechneten  Wert  =  320  fl. ;  zusammen  920  fl.  Für  die  spätere 
Zeit  ist  die  Besoldung  nicht  zu  ermitteln  (Goldschmidt,  a.  a.  0.,  Tab.  2). 

9)  A.  Ddf.  K.  E.  Erzbischöfe  Jos.  Clem.  1  m.  10)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi. 
11)  A.  Ddf.  K.  E.  Erzbischöfe  dem.  Aug.  7e.  12)  Schanzen  =  dünneres,  zum 
Anzünden  verwertetes  Holz. 
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diese  Naturalienlieferun^-  auch  an  die  anderen  Präsidenten 
erfolgte  oder  ob  sie  bloss  Godesberg,  da  er  zugleich  Direktor 
des  Geistlichen  Rates  und  Canonicus  a  latere  war,  bezog, 
vermag  ich  nicht  zu  entscheiden.  Nachweise  darüber  enthalten 
die  Besoldungslisten,  die  nur  das  bare  Gehalt  aufführen,  nicht'). 

§2. 
Der  Kanzleidirektor. 

Der  Kanzleidirektor  ging  stets  aus  dem  Hofrats- 
kollegium selbst  hervor,  und  zwar  fast  ausschliesslich  aus  der 
Kategorie  der  gelehrten  H  o  f  r ä  t  e-).  So  wird  der  gelehrte 
Hofrat,  Archivar  und  Geheime  Rat  Läpp  1759-^y;  der  gelehrte 
Hofrat,  Archivar  und  Zöllner  zu  Bonn,  v.  Kempis,  der  Günst- 
ling Maximilian  Friedrichs,  17()7^);  der  gelehrte  Hofrat,  Ge- 
heime Rat  und  Lehndirektor  Haes  1775^j;  der  gelehrte  Hof- 
rat und  Assessor  am  Reichskammergericht  Gramer  V.  Clausbruch 
1783");  der  gelehrte  Hofrat  und  Archivar  Pfingsten  1780^)  und 
der  gelehrte  Hofrat,  Hofkammeriidvokat  und  Hofkammerrat 
Hörster  1793^^)  zum  Kanzleidirektor  ernannt. 

Das  Amt  des  Kanzleidirektors  ist  —  das  dürfte  diese 
Aufzählung  zur  Genüge  beweisen  —  für  Mitglieder  der  ge- 
lehrten Bank,  die  wegen  ihrer  intensiveren  Arbeit  und  infolge- 
dessen grösseren  Sachkenntnis  vorzugsweise  dafür  in  Betracht 
kamen,  vorbehalten  gewesen.  Innerhalb  der  gelehrten  Bank 
hat  wiederum  ein  Aufrücken  nach  der  Anciennität  nicht  statt- 
gefunden. Die  Beförderung  unterlag  dem  völlig  freien  Er- 
messen des  Kurfürsten'^). 

Sein  Amt  legte  dem  Kanzleidirektor  zunächst  die  Wahr- 


1)  Zum  Vergleich  folgen  einige  Angaben  über  die  Besoldung  der  Beamten 
in  Brandenburg-Preussen.  Der  preussische  Provinzialminister  erhielt  ausser 
Dienstwohnung  und  frei  Holz  1756:  5900  Rtb.  Der  erste  Kammerdirektor 
(Kriegs- und  Domänenkammer)  1788:2000  Rth.,  1795:  2200  Rth.  Ausserdem 
Diäten    und    freien    Brand.     (Ziekursch,  a.  a.  0.  S.  58  und  41  ff.). 

2)  Eine  Ausnahme,  Frhr.  v.  Schönhoven,  um  1720,  cf.  S.  15.  3)  Hof- 
kalender 1758  u.  ff.  4)  Hofkalender  1766  u.  ü".  5)  HofratsprotokoUbucli 
1775,  16.  XII  Nr.  16  (A.  Ddf.).  6)  Hofkalender  1782  u.  ff.  7)  Hofkalender 
1785  u.  ff.        8)  Hofkalender  1792  u.  ff. 

9)  vgl.  Adler,  a.  a.  0.  S.  52  ober  den  Reichshof  rat:  ,In  der  Tat 
wurden  nicht  blos  die  Räte  und  Hilfsbeamten  des  Hofrates,  sondern  auch  der 
jeweiüge  Kanzler   ganz  unzweifelhaft  vom  Könige  frei  ernannt.* 


iiehraung  der  Aufsicht  über  das  Kanzleipersonal  auf^). 
Dazu  gehören  im  18.  Jh. :  Sekretäre,  Registratoren,  Expeditoren, 
Kanzlisten  und  Kanzleiboten.  Sodann  war  er,  wie  erwähnt 
—  und  darin  haben  wir  wohl  die  Haupttätigkeit  des  Kanzlei- 
direktors zu  erblicken  —  der  gegebene  Vertreter  des  Prä- 
sidenten bei  Behinderungs-  oder  Abwesenheitsfällen ^j. 

Der  Inhaber  des  Amtes  des  Hofratspräsidenten  pflegte 
nicht  nur  dies  eine  Amt  zu  verwalten  —  ihm  lagen  noch  eine 
Reihe  anderer  Befugnisse  ob.  So  war  der  Hofratspräsident 
fast  ständig  auch  Präsident  des  Kriegsrates ^),  dessen  Ge- 
schäfte zeitweilig  infolge  der  ungünstigen  langgestreckten 
Lage  des  Erzstiftes,  das  jedem  feindlichen  Angriff  sich  offen 
darbot,  und  der  wiederholten  kriegerischen  Verwickelungen, 
in  die  es  die  kurzsichtige  Politik  seiner  Herrscher  verwickelte, 
sicher  ziemlich  umfangreich  waren  und  so  den  Hofratsprä- 
sidenten gehindert  haben  dürften,  die  Geschäfte  des  Hofrates 
immer  gleich  nachdrücklich  zu  führen. 

Dazu  kommt,  dass  meist  nebenbei  auch  eine  Amt- 
mannschaft, sei  es  des  Niederstiftes,  sei  es  des  Oberstiftes, 
von  dem  Hofratspräsidenten  wahrgenommen  wurde.  So  waren 
die  beiden  Gymnichs  Amtmann  zu  Liedberg^);  Graf  Nessel- 
rode Reichenstein^)  Amtmann  zu  Kempen  und  Oedt  und  Statt- 
halter im  Vest  Recklinghausen;  v.  Belderbusch  ^)  bevollmächtigter 
Gesandter  in  Paris,  Amtmann  zu  Zülpich  und  Hardt.  Ferner 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  das  glänzende  Hofleben  des  Kölner 
Kurfürsten,  namentlich  Joseph  Clemens'  und  Clemens  August's, 
die  Inhaber  der  hohen  Ämter  des  Erzstiftes  nicht  selten  von 
der  Ausübung  ihrer  Amtspflichten  wird  abgehalten  haben. 
So  erklärt  es  sich,  dass  die  Präsidenten  nicht  allzu  häufig  an  den 
Sitzungen  teilgenommen  haben.  •  Dementsprechend  ist  ihre 
Frequenzzift'er  ziemlich  gering.  So  besuchte  1774^)  der  Hof- 
ratspräsident (s.  Tab.  III a  und  b)  von  98  Sitzungen  nur  51 
(52%),  im  Jahre  1775^^)  von  116:56  (48^3%). 

Aus  allen  diesen  Ausführungen  dürfte  sich  die  Be- 
rechtigung des  Schlusses  ergeben,  dass  die  Tätigkeit  des  Prä- 


I 


1)  An  Stelle  eines  Kanzleidirektors  führt  in  Bayern  der  Hofkanzler  diese 
Aufsicht.  (Rosenthal,  a.  a.  0.  S.  330).  2)  K.  0.  1724,  I,  5.  3)  Hof- 
kalender 1759  u.  ff.  4)  desgl.  5}  Hofkalender  1784  u.  ff.  6)  Hofkalender 
1783  u.  ff.         7)  HofratsprotokoUbuch  1774.        8)  Hofratsprotokollbuch    1775. 
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sidenten  im  Hofratskollegium  keine  regelmässige  und  allzu 
grosse,  die  des  Kanzleidirektors  als  Stellvertreters  desselben 
keine  zu  unterschätzende  gewesen  ist. 

Als  solcher  teilt  er  sowohl  die  causas  extrajudiciales^), 
als  alle  anderen  dem  Hofrate  unterstehenden  Sachen  zur  Be- 
arbeitung an  die  einzelnen  Hofräte  aus;  hält  an  Stelle  des 
Präsidenten  den  Vortrag  über  die  zu  deliberierenden  Sachen 2) 
und  verkündet  und  diktiert  den  Beschluss^),  den  er  dann  in 
Vertretung  nach  Reinschrift  mit  seiner  Unterschrift  versieht^). 
So  überwacht  er  auch  die  Aufstellung  eines  Index  am 
Schlüsse  des  Protokolles^). 

Als  Vertreter  des  Präsidenten  erhält  er  bei  Abreise  eines 
Rates  dessen  bearbeitete  und  mit  Votum  versehene  Akten 
ausgehändigt*')  und  verwahrt  den  Schlüssel  zu  dem  Schranke, 
in  dem  sie  aufbewahrt  werden. 

Der  Kanzleidirektor  hat  ferner  am  Samstag  jeder  Woche 
eine  von  einem  Hofrate  aufgestellte,  durch  seine  Namensunter- 
schrift beglaubigte,  genaue  „Specificierung  sowohl  der  hier 
abgeurtheilten  Sachen,  als  der  nach  Wien  und  Wetzlar  von 
Zeit  zu  Zeit  übersendeten  Schriften  Ihre  Ch urfürstlichen  Durch- 
laucht zu  gnädigsten  Händen  richtig  einzuschicken"^). 

Ferner  hat  er«)  „zu  End  einer  jeden  Woche  auf  einem 
absonderlichen  Blatt  auf  die  Weise,  wie  es  beim  Kaiserlichen 
Reichshofrat  gebräuchlich  ist,  die  resresolutas  [zu]  verzeichnen, 
zur  Nachricht  deren  Parteien  und  ihrer  Procuratores,  welchen 
bey  Straf  der  Suspension  verboten  ist  in  die  Hofratscanzlei 
hineinzugehen  vor  der  Canzleitür  anschlagen  [zu]  lassen". 

Zur  Beschleunigung  der  Geschäfte,  zumal  nicht  jeder 
Hofrat  die  einschlägigen  Edikte  und  Verordnungen  sämtlich 
kennen  kann,  soll,  auf  Anordnung  des  Präsidenten,  der  Kanz- 
leidirektor derartige  Sachen,  die  eine  eingehende  Kenntnis 
derselben  verlangen,  selbst  bearbeiten').  Von  ihm  wird  also 
deren  genaue  Kenntnis  vorausgesetzt. 

Der  Kanzleidirektor  führt  stets  wie  der  Präsident 
den  Titel  eines  Adligen  Geheimen   Rates  oder  am  Ende    des 


1)    K.  0.    1724,    I,  25.           2)    K.  0.   1724,   I,    22.  3)    K.  0.  1724, 

I,  35.           4)  K.  0.   1724,  I,  38.           5)  K.  0.  1724,  I,  45.  6)  K.  0.  1724, 

I,  8.             7)   Bonn,    14.  Dec.    1718  (A.    Ddf.    K.  K.  Hofst.  Ve).             8)    ibid. 
9)   wiederholt;    zuletzt  9.  XI.  1788  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8). 


Kurstaates  den  eines  Geheimen  Konferenzministers,  den  Titel 
eines  Wirklichen  Geheimen  Rates  mit  Votum  et  Sessio 
im  Geheimen  Rat^).  Dem  Range  nach  steht  der  Kanzleidirek- 
tor niedriger  als  die  adligen  Hofräte,  auch  wenn  er  in  dessen 
Abwesenheit  das  Präsidium  im  Kollegium  führt  und  trotzdem 
er  ein  höheres  Gehalt  bezieht^). 

Das  Gehalt  des  Kanzleidirektors  •^)  beträgt  1714*):  566  Rth. 
44  Alb.  4  Hell.;  17355):  566  Rth.  53  Alb.  4  Hell.;  1740«;:  662  Rth. 
53  Alb.  4  Hell,  und  erreicht  gegen  Ende  des  18.  Jahrh.  die 
Höhe  mit  lOUO  Rth.^).  Naturalien  hat,  soweit  es  sich  nach- 
weisen lässt,  nur  ein  Kanzleidirektor  bezogen  und  das  auch 
nur  zeitweilig.  Der  Kanzleidirektor  Frhr.  v.  Schönhoven  — 
als  Kanzleidirektor  ungefähr  seit  1715  im  Amt  —  erhält^) 
bis  1725  ausser  seinem  Gehalt  (quartaliter  141 2/3  Rth.  =  566-/3  Rth. 
jährlich)  an  Naturalien  2  Rationen  Fourage  im  berechneten 
Werte  von  24  Rth.  Nach  1725  erhält  er  bis  zum  21.  Nov.  1733^) 
nur  sein  altes  Gehalt,  von  da  ab  bis  zu  seinem  im  Dezember 
1763  erfolgten  Tode  quartaliter  165  2/3  Rth.  (^jährlich  666^/3  Rth. 
=  994  rhein.  Gulden). 

Allen  Kanzleidirektoren  steht,  zumal  mit  dem  Amte  gegen 
Ausgang  des  Kurstaates  noch  das  des  Lehndirektors  (s.  u. 
S.  30)  fast  ständig  verbunden  zu  sein  pflegt,  der  Anspruch 
auf  Sport  ein  zu.  Das  Sportein  Verzeichnis  aus  dem  Jahre 
1788^0)  (s  u^  g  32  ff.^  auch  Tab.  H)  weist  für  den  Kanzleidirek- 


1)  Hofkalender  1759  u.  ff. 

2)  Das  widerspricht  zwar  der  Rangordnung,  wie  sie  die  Hofkalender 
geben.  Diese  nennen  zuerst  stets  den  Kanzleidirektor  und  dann  die  adligen 
Räte.  In  den  Protokollbüchern,  denen  ich  den  Vorzug  gebe,  wird  dagegen 
stets  umgekehrt  verfahren,  so  z.  B.  1774:  10.,  I;  12.,  I;  18.,  I;  21.,  I;  2->.,  I;  26  II 
usw.  177.5:  18,  I;  27,  I ;  30,  I;  1,  II;  13,  II;  17,  IL  usw.  Das  lag  in  den  ganzen 
Verhältnissen  begründet.  3)  In  Kurmainz  ausser  Naturalien  und  Sportein 
1690:  750  fl.;  1790:  1391  fl.;  (Goldschmidt  a.  a.  0.  Tab.  2).  4)  A.  Ddf. 
K.  Erzbischöfe  Jos.  Clem.  1  m.  5)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe  dem.  Aug.  7e. 
6)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  V  i. 

7)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vi.  Auf  ein  Versehen  ist  es  wohl  zurück- 
zuführen, wenn  das  Hofratsprotokoll  vom  16.  XII.  1775  Nr.  16,  das  unter  diesem 
Punkte  die  Ernennung  des  Hofrates  Haes  zum  Kanzleidirektor  enthält,  als 
jährliche  Besoldung  nur  227  Rth.  40  Alb.  angibt.  Das  ist  die  vierteljährhche 
gewesen,  da  der  Kanzleidirektor  1740  schon  662  Rth.,  53  Alb.,  4  Hell.,  1760: 
715  Rth.  erhält  (s.  Tab.  I  a— d).  8)  A.  Ddf.  K.  E.  Erzbischöfe  Clem.  Aug.  7e. 
y)  ibid.  10)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi. 
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tor  (Pfingsten)  472  Rth.  52  Alb.  bei  einem  Gehalte  von  1000  Rth. 
(=47«/o  des  Gehaltes)  auf. 

Einmal  ist  auch  eine  Ernennung  zum  Vizekanzlei- 
direktor vorgenommen  worden,  aus  demselben  Grunde  und 
mit  derselben  Berechtigung  wie  die  Ernennung  eines  Vize- 
präsidenten und  zwar  durch  die  von  Clemens  August  am 
2.  Oktober  1746^)  vollzogene  Ernennung  des  Hofrates  Läpp 
zum  Vizekanzleidirektor  mit  der  Bestimmung,  dass  er  dem 
„dermahligen  würcklichen  Kanzley  Director  Kessel  sofort 
nach  dessen  Tod"  folgt. 

§  3. 
Die  Hofräte. 

Die  Hofräte  kann  man  in  drei  Kategorien  einteilen  und 
zwar  in: 

I:  Adlige  Hofräte, 
II:  Gelehrte  Hofräte, 
III:  Titularhofräte. 

Ihre  Zahl  ist  eine  ständig  wechselnde.  Den  grössten 
Schwankungen  ist  sie  natürlich  bei  den  Titularhofräten  unter- 
worfen, da  namentlich  bei  dem  Regierungsantritt  eines  neuen 
Kurfürsten  ausser  den  übernommenen  stets  eine  Anzahl  neuer 
Titularräte  ernannt  wurde^);  ihre  Ernennung  unterlag  ja,  da 
sie  keine  Rechte,  insbesondere  kein  Recht  auf  Besoldung,  in 
sich  schloss,  keiner  Einschränkung,  während  sich  eine  Ver- 
mehrung der  wirklichen  (gelehrten)  Hofräte  schon  aus  diesem 
Grunde,  obgleich  sie  sehr  wünschenswert  gewesen  wäre,  von 
selbst  verbot,  namentlich,  wenn  man  die  stete  Geldnot  der 
Kölner  Kurfürsten,  die  besonders  unter  Clemens  August  er- 
schreckende Formen  annahm^),  berücksichtigt. 

1)    A.   Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve.  2)  Hofkalender  1759  u.  flf.;    ebenso 

wurde  es  mit  der  Ernennung  von  Kämmerern  gehalten.  3)  Wie  schlimm 

es  damit  stand,  geht  daraus  hervor,  dass  Clemens  August  zeitweilig  seine  Re- 
sidenzstadt Bonn  verlassen  musste,  weil  man  ihm  überhaupt  keinen  Kredit  mehr 
gewähren  wollte.  Besser  war  es  unter  Maximilian  Friedrich  (Ennen,  a.  a.  0.  II, 
S.  223  u.  ff.,  301  u.  fif.,  380  u.  ff.)  Trotzdem  lebte  man  unter  dem  freilich 
auf  der  anderen  Seite  sehr  freigebigen  Clemens  August  lieber  als  unter  Max. 
Friedr.,  wie  uns  der  Spruch  dartut:  „Unter  Clemens  August  trug  man  blau 
und  weiss,  da  lebte  man  wie  im  Paradeis;  Unter  Maximil.  Friedr.  trägt  man 
schwarz  und  rot,  Und  leidet  Hunger  wie  der  bittre  Tod". 
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I.  Die  Adligren  Hofträte: 

Dem  Range  nach  gehen  diese  sämtlichen  anderen 
Hofräten  vor^).  Das  ergibt  sich  daraus,  dass  sie  immer, 
so  in  den  Hofkalendern  und  Hofratsprotokollbüchern,  zuerst 
aufgezählt  werden^). 

Aus  ihnen  gehen  die  hohen  Beamten  des  Erzstifts  hervor. 
Nicht  nur  zeitweilig  der  Hofratspräsident  und  Hofratsvize- 
präsident, sondern  auch  der  Hofkammerpräsident,  die  Ge- 
sandten Kurkölns  im  Auslande  u.  a.  rekrutieren  sich  aus  ihnen. 

Gemeinsam  mit  den  gelehrten  Hofräten  ist  ihnen 
nur  das  gleiche  Gehalt  —  die Salarienverzeichnisse  machen 
sämtlich  keinen  Unterschied  darin^)  -  und  die  Bestimmung, 
dass  bei  Vertretung  des  Kanzleidirektors  der  jeweilig  älteste 
Rat  dafür  in  Betracht  kommt.  Darin  macht  die  Kanzlei- 
ordnung von  1724  keinen  Unterschied  zwischen  adligen  und 

1)  In  Preussen  war  es  zeitweilig  anders;  vgl.  den  Erlass  Friedrichs  I.  vom 
12  VI.  1707  an  die  Hinterpommersche  Regierung.  (Acta  Borussica, Behördenorgani- 
sation, Bd.  I,  S.  49).  Es  heisst  dort:  „Denen  Adeligen  und  Bürgerlichen  gleiche 
Prärogativen  und  keinen  ein  ander  Rang,  als  von  Zeit  an  ihrer  Bestallung  und 
Reception  in  das  Collegium  beigeleget  worden  .  .  .  ." 

2)  Dass  alle  Räte  KathoHken  sein  sollten,  wird  nicht  bestimmt.  Zwar 
sagt  V.  Sartori,  a.  a.  0.  S.  148:  „Mainz  und  Cöln  scheinen  der  Duldung  sich 
in  etwas  zu  nähern,  da  sie  gegen  ihre  bisherige  Verfassung  auch  Räthe  von 
der  lutherischen  Religion  annehmen."  Das  erscheint  mir  für  Cöln  kaum  glaub- 
lich. Wir  hätten  sonst  —  wie  in  Kurmainz  (Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  192)  — 
eine  darauf  hinweisende  Bemerkung  in  den  Akten  finden  müssen. 

3)  Meine  Ansicht  glaube  ich  trotz  der  gegenteiligen  Ansicht  F.  Walters 
aufrechterhalten  zu  müssen.  Walter  (a.  a.  0.  S.  258,  Anm.  7)  behauptet  auf 
Grund  eines  in  den  „Materialien  zur  geistlichen  und  weltlichen  Statistik  des 
niederrh.-westfäl.  Kreises  I,  8  enthaltenen  Besoldungsstatus,  dass  1760  der  adlige 
Hofrat  585  Rth.  gegenüber  325  Rth.  des  gelehrten  Hofrates  erhalten  hat.  Die 
Richtigkeit  der  Angaben  in  den  Materialien  glaube  ich  bezweifeln  zu  müssen 
(s.  u.  T.  I,  c).  Denn  1.  enthalten  die  früheren  Besoldungsverzeichnisse  keinen 
Unterschied  zwischen  beiden  Kategorien  und  2.  wurde  um  1780  —  das  gibt 
Walter  an  demselben  Orte,  Anm.  8.,  seihst  an  —  das  gleiche  Gehalt  bei- 
der, das  340  Rth.  betrug,  auf  400  Rth.,  wiederum  für  beide  erhöht.  Wären 
die  Angaben  in  Mat.  I,  8  richtig,  bestände  also  Walters  Annahme  zu  Recht, 
dann  musste  der  adlige  Hofrat  1760:  585,  1770  ca.  340,  1780  ca.  400  Rth.  er- 
halten haben.  Das  ist  m.  E.  sehr  unwahrscheinlich.  Immerhin  ist  es  möglich, 
dass  der  Mat.  I,  8  aufgeführte  Adlige  Hofrat  585  Rth.  Gehalt  bezogen  hat! 
Er  hat  es  dann  aber  auf  keinen  Fall  nur  als  adliger  Hofrat  erhalten,  sondern  jeden- 
faHls  als  Inhaber  eines  anderen  Amtes,  das  er  gleichfalls  verwaltet  haben  mag 
(s.  a.  A.  7  S.  43). 


m 
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gelehrten  Räten^).     Sie    spricht   nur   schlechtweg   von   dem 
ältesten  Rat. 

Die  Zahl  der  adligen  Hofräte  ist  im  Laufe  des 
18.  Jhs.  ziemlich  grossen  Veränderungen  unterworfen.  Sie 
hat  10  (im  Jahre  1760^)  nie  überstiegen  und  geht  beim  Unter- 
gange  des  Kurstaates  auf  2  —  v.  Gudenau  und  v.  Asbeck  — 
im  Jahre  1794^)  zurück.  1791  haben  wir  überhaupt  keinen 
adligen  Hofrat*),  während  1792  doch  immerhin  einer 
—  V.  Gudenau^)  —  vorhanden  ist.  Die  Durchschnittsziflfer 
für  die  Mitte  des  Jahrhunderts  beträgt  6—7. 

Unter  den  adligen  Hofräten  finden  wir  immer  die- 
selben Namen,  Vertreter  derselben  rheinischen  Adelsfamilien, 
so  die  Freiherrn  von  Vorst-Lombeck,  v.  Lombeck-Gudenau, 
V.  Wallbott-Bornheim,  v.  Schall-Morenhoven,  ab  und  zu  auch 
die  Freiherrn  v.  Wolff-Metternich.  Diese  sowie  der  Oberhof- 
marschall und  Oberkämmerer,  die,  meistens  von  Mitgliedern 
obiger  Familien  gestellt,  stets  in  dem  adligen  Hofratskörper 
vorhanden  sind,  sind  als  arbeitende  Hofräte  nicht  aufzufassen. 
Denn  bei  genauem  Vergleich  der  Personallisten  der  Hof- 
kalender fällt  uns  Folgendes  auf: 

1.  Die  oben  genannten  Familien  sind  stets  im  Besitze 
der  Amtmannschaft  über  die  wichtigsten  Ämter  des 
Nieder-  und  Obererzstiftes  und  zwar  über  die  Amter,  in 
denen  ihr  eigener  Grundbesitz  lag  und  denen  sie  ent- 
stammten; so: 

V.  Vorst-Lombeck  —  Nürburg  und  Adenau; 

V.  Lombeck-Gudenau  —  Mehlem,  Godesberg; 

V.  Wallbott-Bornheim  —  Brühl; 

V.  Schall-Morenhoven  —  Linz,  Altwied. 
Ihre  Tätigkeit  im  Hofratskollegium  ist  in  früherer 
Zeit  minimal,  im  18.  Jh.  völlig  negativ.  Sie  haben  vor 
1700  —  das  geht  aus  den  Protokoll büchern  hervor  —  ge- 
wöhnlich an  den  Sitzungen  nur  teilgenommen,  wenn  Sachen 
verhandelt  wurden,  an  denen  sie  infolge  ihrer  Amtmannschaft 


1)  K.  0.  1724,    I,    5;   während    die  K.  0.  1652,   §  4   als   Vertreter  des 
Kanzlers  f-Kanzleidireklors)  den  ältesten  Rat  auf  der  gelehrten  Bank  nennt. 

2)  Hofkalender  1759  u.  ff.  3)  Hofkalender  1794  u.  ff.  4)  Hof- 
kalender 1791.            5)  Hofkalender  1792. 
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besonders  interessiert  waren;  sie  erschienen  dann  gewöhnlich 
nur  bei  dem  in  Betracht  kommenden  Punkte.     Die  Protokoll- 
bücher  enthalten   dann   unter  Hinweis   auf   die   verhandelte 
Nummer   den  Vermerk:    accessit  [z.  B.]  Amtmann   zu  Brühl. 
In  dieser  Hinsicht   erlischt  ihre  Tätigkeit  nach  Ausweis  der 
Protokollbücher  im    18.  Jh.  völlig.     Auch   nicht   ein  einziges 
Mal  haben   diese  adligen  Hofräte  z.  B.   in  den  Jahren  1774, 
1775,   1787^)    die    Sitzungen    besucht.      Dagegen    finden    wir 
unter  den  adligen  Hofräten  2.  immer  einige  aufgezählt,    die 
ausser  ihrem  Amt   als   adlige  Hofräte  keine   weiteren  Funk- 
tionen hatten;  sie   sind   höchstens  Kämmerer,    ein  Amt,    das 
ihre    Tätigkeit    im    Hofratskollegium    in    keiner    Weise    be- 
schränkt haben   dürfte.     Gewöhnlich   sind  es  zwei.     So  z.  B. 
1770-^:  V.  Belderbusch  und  v.  Hamm;  17753):  v.  Spiegel  und 
V.    Hamm;    1780*):    v.   Hamm    und    v.    Lüning.      Diese    sind 
m.  E.  die  eigentlichen  adligen  Hofräte,    die  unmittelbar  und 
ständig  an   den  Geschäften   teilnehmen^).     Das   stimmt  auch 
mit  dem  Memorandum   des  Hofratspräsidenten  aus  dem  Be- 
ginn  der   80  er  Jahre ß)   überein,    das   als  mitarbeitend   auch 
nur  zwei  adlige  Hofräte  anführt,  obgleich  deren  Zahl  damals 
stets  mehr  als  zwei  betragen  hat^). 

Für  zeitweilige  Mitarbeit  könnten  dann  noch  ab  und 
zu  einige  wenige  adlige  Hofräte,  so  z.  B.  zu  Beginn  der  70er 
Jahre  der  Kurfürstliche  Gesandte  und  bevollmächtigte  Minister 
zu  Regensburg,  Freiherr  v.  Karg-Bebenburg«),  so  von  1774 
an  der  Hofkammerpräsident  Freiherr  v.  Wolff-Metternich ») 
in  Betracht  kommen.     Ihnen  wäre  es  vermöge  ihrer  Stellung 


1)  Diese  Protokollbücher  griff  ich  hierfür  aus  der  gesamten  Masse  (265 
fol.)  willkürlich  heraus. 

2)  Hofkalender  1770.  3)  Hofkalender  1775.        4)  Hofkalender  1780. 

5)  Meine  Annahme  findet  ihre  Bestätigung  durch  die  HofratsprotokoU- 
bücher.  So  erscheint  z.  B.  1774  von  8  in  dem  Hofkalender  desselben  Jahres 
aufgeführten  adligen  Hofräten  in  den  Protokollen  nur  einer  -  v.  Hamm  — 
als  an  den  Sitzungen  teilnehmend  und  zwar  besucht  er  nur  23  von  98  Sitzungen 
(24%).  Im  Jahre  1775  sind  es  v.  Hamm  und  v.  Spiegel,  ebenfalls  von  8 
vorhandenen.  Ersterer  besucht  45  von  116  Sitzungen  (39%),  letzterer  44  (38%). 
1787  besucht  v.  Roishausen  52  von  91  Sitzungen  (57%). 

6)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  VII  2a.  7)  Hofkalender  1780  u.  ff.  8)  Hof- 
kalender 1770—74.  9)  Hofkalender  1778. 
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nicht  möglich  gewesen,  fortgesetzt  an  den  Arbeiten  des  Hof- 
rates teilzunehmen^). 

Die  adligen  Hofräte  führen  mit  nur  ganz  seltenen 
Ausnahmen,  ebenso  wie  der  Hofratspräsident  bzw.  auch  Vize- 
präsident, den  Titel  eines  Adligen  Geheimen  Rates. 
Die  Hofkalender  führen  sie  als  vollberechtigte  Mitglieder  des 
Geheimen  Rates  auf,  ohne  dass  bei  dem  Geheimen  Rat,  wie 
es  bei  dem  Hofrat  geschieht,  ein  Unterschied  zwischen  „Wirk- 
lichen" und  „Titular"räten  (s.  w.  u.)  gemacht  wird  Im  Gegen- 
satz zu  Kurmainz '^)  und  —  wenn  auch  in  etwas  anderer 
Form  —  zu  Preussen^),  wo  der  Titel  eines  „Adligen  Geheimen 
Rates"  keine  Rechte  mit  sich  brachte,  haben  wir  in  Kurköln 
m,  E.  sie  als  wirkliche  Geheime  Räte,  die  an  den  Sitzungen 
des  Geh.-R.  als  vollberechtigte  Mitglieder  teilnahmen,  aufzu- 
fassen. Ein  abschliessendes  Urteil  darüber  wird  erst  eine 
Geschichte  des  Geheimen  Rates  ermöglichen. 

II.  Die  Oelehrten  Hofr&te. 
a)  Ibre  Zahl  und  Zusammensetzung. 

Die  Zahl  der  gelehrten  Hofräte  ist  der  der  adligen  Hof- 
räte bei  weitem  überlegen.  Sie  hält  sich^)  fast  stets  auf  der- 
selben Höhe  und  zwar  werden  uns  24—27  Hofräte •^)  als  „wirk- 
liche Gelehrte"  aufgeführt. 

Aber  es  wäre  vollständig  unberechtigt,  wollte  man  an- 
nehmen, sie  alle  hätten  an  der  Arbeit  des  Hofrates  selbstän- 
digen Anteil  genommen.  Wir  kommen  auch  hier  wieder  auf 
eine  Einteilung  in  wirklich  im  Hofrate  ständig  arbeitende 

1)  vgl.  Kurmainz  (Gol  dschm  id  t ,  a.  a.  0.  S.  102):  ,Trotzdem  blieb 
die  Zahl  der  wirklich  arbeitenden  adligen  Räte  gering". 

2)  Gold  Schmidt,  a.  a.  0.  S.  102. 

3)  Darauf  weist  Hintze,  Behördenorganisation  S.  67  hin.  Er  sagt: 
,sie  waren  dem  Prädikat  zum  Trotz,  das  sie  führten,  in  Wahrheit  nur  die 
Träger  eines  Titels,  nicht  wirkliche  Mitglieder  einer  obersten  zentralen  Regierungs- 
behörde." 

4)  Die  folgenden  Angaben  stammen,  wenn  nicht  anders  angegeben,  aus 
den  Hofkalendern   1759  u.  ff. 

5)  Rosenthal  erwähnt  die  geringe  Zahl  der  bayrischen  Hofräte.  Es 
sind  nur  10—13  gegenüber  kleinen  Landesregierungen,  wie  Würzbnrg,  das  z.  B. 
14  hatte.  Dazu  kommt,  dass  diese  bayrischen  Hofräte  durchaus  nicht  nur  für 
die  Geschäfte  des  Hofrates  da  sind.  Sie  werden  ,zu  diplomatischen  Missionen, 
Verhandlungen  am  Reichstag,    Deputationen"  verwandt  (a.  a.  0.  II  S.  281). 
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Räte  und  in  solche,  die  allenfalls  nur  zeitweilig  an  den 
Sitzungen  teilnahmen  oder  teilnehmen  konnten.  Letztere 
verwalteten  meist  ausserhalb  der  Stadt  Bonn  ein  kurfürst- 
liches Amt. 

Gemeinsam  ist  beiden  zunächst  die  juristische 
Vorbildung.  Denn  ich  habe,  abgesehen  von  der  Ernennung 
des  Leibmedikus  Kerich  zum  gelehrten  Hofrat  um  1760») 
keinen  Fall  konstatieren  können,  wo  die  Ernennung  zum 
Wirklichen  Gelehrten  Hofrat  an  einen  Nichtjuristen  erfolgt 
wäre. 

Die  Berechtigung  der  Annahme,  dass  nur  ein  Bruchteil 
der  Gelehrten  Hofräte  als  wirklich  im  Kollegium  arbeitend 
anzusehen  ist,  geht  auch  daraus  hervor,  dass  die  Salarien- 
Verzeichnisse  nicht  etwa  sämtliche  gelehrten  Hofräte  als  be- 
soldet aufführen.  So  zeigt  z.  B.  das  Salarien Verzeichnis  von 
17862):  2  adlige  Ratsstellen  und  8  Hofratsstellen  je  mit  400  Rth. 
ausgestattet.  Es  sind  aber  nach  Ausweis  der  gleichzeitigen 
Hofkalender  vorhanden:  1786:  7  adl.  R.  und  2ö  gel.  Hofr.; 
1787:  6  adl.  R.  und  24  gel.  Hofr. 

Zweitens  wird  das  aber  auch  durch  die  Präsenzlisten 
der  Hofratsprotokollbücher  erwiesen,  die  als  Teilnehmer  an 
den  Sitzungen  mindestens  3,  höchstens  12  Hofräte  aufführen^), 
und  eine  zufällige  Abwesenheit  von  50  ^/^  der  gelehrten  Räte 
ist  nicht  anzunehmen. 

Ein  dritter  Beweis  ergibt  sich  von  selbst  daraus,  dass 
ihr  Amt  einzelnen  die  Teilnahme  an  den  Arbeiten  des  Hof- 
rates schon  durch  die  räumliche  Entfernung  unmöglich 
machte. 

Was  nun  zunächst  die  nicht  ständig  arbeitenden  gelehrten 
Hofräte  angeht,  so  finden  wir  unter  ihnen  die  verschiedensten 
Arten  von  Beamten. 

Zunächst  sind  stets  die  Syndici  der  Erzstiftischen  Stände 
darunter  zu  finden  und  zwar  die  Syndici  der  ersten  drei 
Stände  immer,  während  der  Syndikus  des  vierten  Standes, 
der  Städte,  seit  Ende  der  80er  Jahre  unter  ihnen  nicht  mehr 
aufgeführt  wird*).  Sie  kommen  für  eine  ständige  Teilnahme 
an  den  Arbeiten  des  Hofrates  allenfalls  noch  in  Betracht. 

1)  Hofkalender  1759  u.  ff.  2)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi.        3)  Hof- 

ratsprotokollbücher   1774,    1775,    1787,  s.  Tab.  III.  4)  s.   Anm.  4.  S.  20. 
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Zu  dieser  Kategorie  von  Hofräten  gehört  ferner  der 
I.  Agent  in  Wetzlar.  Ihnen  zugezählt  wird  der  Syndikus  der 
Stände  des  Vestes  Recklinghausen,  die  Vögte  zu  Neuss  und 
zu  Hülchrath  und  Erprath.  Dann  noch  der  eine  oder  der 
andere  Beisitzer  an  den  Kurfürstlichen  Hohen  Weltlichen 
Gerichten  zu  Bonn  und  Cöln  oder  am  Officialatsgerichte  zu 
Cöln^).  Ab  und  zu  wird  ihnen  eingereiht  ein  Hofkarnraer- 
rat.  Einmal  finden  wir  unter  ihnen  auch  einen  legalisierten, 
d.  h.  einen  nach  Prüfung  beim  Hofrate  zugelassenen  und  ein- 
geschriebenen Advokaten. 

Sie  alle  kommen  für  die  Arbeit  und  Tätigkeit  im 
Hofrate  nicht  in  Betracht.     Das  ihnen  verliehene  Patent 
als  „Wirklicher  Gelehrter  Hofrat"  berechtigte  aber  wohl  über- 
haupt nicht  ohne  weiteres  zur  Teilnahme  an   den  Sitzungen. 
Dies   glaube    ich    aus   einem   Verzeichnis^)    „sämtlicher    Erz- 
stiftischer  Hofräte  nach  Rang  und  Alter  ihrer  Dekrete",  ohne 
Datum,   aber  infolge   eines  gleichzeitigen   anderen  Verzeich- 
nisses mit  Sicherheit  auf  den  September  1733  anzusetzen,  ent- 
nehmen zu  dürfen.     Dieses  gibt  die  Hofräte  nach  dem  Rang- 
alter als  „frequentierend"   bezw.    „nicht   frequentierend"    an. 
Zunächst  4  adlige  Hofräte,    von  denen  einer,  Frhr.  v.  Schön- 
hoven,  Kanzleidirektor  ist«).    Bei  zweien  der  anderen  Hofräte 
ist   vermerkt:    „frequentieren   nicht    wegen    ihrer    geheimen 
Secretariatsobliegenheiten" ,    ein    anderer    frequentiert    nicht, 
„weilen   zu  Bentheim  die  von  Seiner  Churfürstlichen  Durch- 
laucht  aufgetragene    Administration    beobachtet".      Bei    drei 
anderen  ist  vermerkt:    „haben  ihre  Decreta  gratiae  praesen- 
tiret  bis  auf   abgestattete  relation    aber    votum  et  sessionem 
noch  nicht  erlanget".    Hieraus  darf  man  wohl  schliessen, 
dass  die  Verleihung  des  Charakters  als  „Wirklicher  Gelehrter 
Hofrat'    das  Recht   auf  Teilnahme   an   den   Sitzungen   nicht 
ohne  weiteres  in  sich  schloss.     Der   Passus  „noch    nicht   er- 
langet"  birgt  m.  E.  noch  irgendwie  eine  Vorschrift,  die  von 
dem  betreffenden  Hofrat  erfüllt  werden  musste,   falls  er  mit 
Sitz  und  Stimme  an  den  Arbeiten  teilnehmen  wollte,  in  sich. 
Um  ein  Examen  oder  eine  Proberelation  kann  es  sich  jedoch 
hier  nicht  handeln,  da  die  Betreffenden,  zwecks  Anstellung 


1)  s.  u.  S.  24. 


2)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofsl.  Ve. 


3)  s.  o.  Anm.  8.  S.  15. 
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im  kurkölnischen  Dienste  ein  Examen,  das  zu  allen  Ämtern, 
folglich  auch  zu  dem  eines  Hofrates,  berechtigte,  abgelegt 
haben  mussten»),  ehe  sie  überhaupt  als  Anwärter  auf  ein  Amt 
auftreten  konnten*). 

Die  Ernennung  zum  „Wirklichen  Gelehrten  Hofrate" 
an  nicht  unmittelbar  im  Hofrate  arbeitende  Männer  ist  viel- 
leicht auch  nur  eine  formale  gewesen,  d.  h.  der  Titel  wurde 
an  solche  kurkölnische  Beamte  verliehen,  an  die  die  Ver- 
leihung des  Titels  als  Titularhofrat  als  ihrem  Range  ent- 
sprechend zu  niedrig,  der  eines  Geheimen  Rates  als  zu  hoch 
nicht  vorgenommen  werden  konnte. 

Wenn  wir  diese  nicht  arbeitenden  gelehrten  Hofräte  von 
den  sämtlichen,  unter  der  Rubrik:  „Wirkliche  Gelehrte  Hof- 
räte" aufgeführten  in  Abzug  bringen,  dann  bleiben  als  wirk- 
lich geschäftsführendca.  10— 12in  den  einzelnen  Jahren 
zurück.  Dass  dem  wirklich  so  ist,  wird,  ausser  den  bereits 
oben  angeführten  Belegen  (Salarien  Verzeichnisse  und  Protokoll- 
bücher), bestätigt  durch  ein  aus  dem  Anfang  der  80  er  Jahre 
stammendes  Memorandum 2),  verfasst  wahrscheinlich  von  dem 
damaligen  Hofratspräsidenten,  auf  das  ausführlich  noch 
weiter  unten  zurückzukommen  ist.  Hier  werden  ausser  Polizei- 
kommissaren noch  10  Räte  als  arbeitend  angeführt,  so  dass 
als  deren  Gesamtzahl  wiederum  12  anzusetzen  ist. 

b)  Die  Ergänzung  der  Gelehrten  Hofräte. 

1.  Aus  Hofratssekretären. 

Die  durch  den  Tod,  Pensionierung  oder  Beförderung  aus 
dem  Hofratskollegium  ausscheidenden  Hofräte  wurden  ergänzt 
zunächst  aus  den  Hofratssekre tären^). 

So  wird  z.  B.  der  am  28.  März  1715  zum  Hofrats- 
sekretär  ernannte  Dr.  jur.  Dierath  am  15.  Februar  1721  zum 
Hofrat  ernannt.  Als  Archivar  wird  er  am  17.  August  1726 
bestätigt*).  1780^)  erfolgt  die  Ernennung  des  Hofratssekretärs- 
adjunkten    Fr.    Jos.    v.  Gerold   zum    „Wirklichen    Gelehrten 

1)  Memorandum  1784  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  2a)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  256; 
K.  0.  1724,  I,  l  u.  ff.     Auch  H.  Hüffer,  Max  Franz,  a.  a.  0.  S.  60. 

2)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  2a. 

3)  Verzeichnis  der  Hofräte  mit  Tag  des  Anstellungsdekretes,  Bonn  7.  IX. 
1733  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve);  vgl.  hierzu  auch  die  Kurköln.  Hofkalender  1759  u.  ff. 

4)  wie  Anm.  3.      5)  Hofkalender  1780  u.  ff. 
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Hofrat".  1789')  wird  der  Hofratssekretär  Guisez  zum  „Wirk- 
lichen Gelehrten  Hofrat"  befördert;  wegen  seiner  Unentbehr- 
lichkeit  wahrscheinlich  —  er  war  schon  seit  Mitte  der 
50  er  Jahre  im  Hofrate  als  Sekretär  tätig  —  wird  er  jedoch 
in  seinem  bisherigen  Amte  belassen. 

2.  Aus  Assessoren  der  Kurfürstlichen  Hohen  Gerichte. 

Hier  kommt  vor  allem  das  Hohe  Weltliche  Gericht  zu 
Cöln  und  das  zu  Bonn,  sodann  auch  die  anderen  kurfürst- 
lichen Gerichte  in  Cöln,  wie  das  Erbvogteiliche  Gericht  Eigel- 
stein,  das  Hagdgericht,  Niedericher-  und  Dillesgericht  in  Be- 
tracht^).  Vielleicht  schlug  man,  wie  in  Kurmainz^),  diese 
Karriere  ein,  weil  sie  schneller  zu  dem  ersehnten  Ziel:  der 
Ernennung  zum  Hofrat  führte.  Der  Gedanke  ist  wenigstens 
nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  wenn  auch  das  benutzte 
Material  zur  Führung  eines  sicheren  Nachweises  nicht  hin- 
reicht. 

3.  Aus  Referendaren  beim  Hofrat. 

Drittens  erscheinen  gegen  Ende  des  18.  Jhs.,  vom 
Jahre  1786  an,  Anw^ärter  auf  erledigte  Hofratsstellen  in  den 
„Referendarii  beim  churfürstlichen  Hofrathe".  Sie 
werden  zuerst  urkundlich  am  Ausgange  des  17.  Jhs.  erwähnt*); 
dann  vergeht  aber  wieder  fast  ein  Jahrhundert,  bis  zum 
zweitenmal  Hofratsreferendare  in  den  Personalverzeichnissen 
erscheinen^).  Und  zwar  sind  das  1786  vier:  Beuget,  Weiden- 
feld, Jungblut  und  Arnds.  Von  diesen  erscheinen  1791^) 
3:  Beuget,  Weidenfeld  und  Arnds  als  gelehrte  Hof  rate, 
während  der  vierte  Hofratsreferendar  Jungblut  als  Titular- 
hofrat  erscheint.  Da  aus  den  Hofkalcndern  nicht  festzustellen 
ist,  dass  er  ein  kurfürstliches  Amt  verwaltete,  liegt  die  An- 
nahme nahe,  dass  er  aus  dem  direkten  Dienst  ausgetreten 
und  zur  Advokatur  übergegangen  war.  Dazu  war  er  nach 
einem  Edikt  Clemens  August's  vom  19.  April  llbb'^)  ohne 
weiteres  berechtigt. 


1)  Hofkalender   1789  u.  ff.  2)  vgl.  Anm.  3.  S.  23.  3)  Gold- 

schm  idt,  a.  a.  0.  S.  300.  4)  A.  Ddf.  K.  E.  VII.    10   (1699,    bzw.  1687) 

5)  Hofkalender    1786   u.    ff.  6)  Hofkalender  1790  u.  ff.  7)  aus   dem 

Siadlarchiv  Bonn.  I  A  a  Rechtspflege. 


Die  Referendare  hatten  keine  Besoldung;  sie  erhalten 
nur  Diäten  und  Sportein.  Anciennität  bestand  unter  ihnen 
nicht.  Nur  ihre  Tüchtigkeit  vermittelte  ihnen  das  Aufsteigen 
in  Hofratsstellen ^). 

Die  Vorbildung  sämtlicher  Anwärter. 

So  verschieden  diese  drei  Anwärterkategorien  nach  ihrer 
Tätigkeit  auch  sind,    so  ist  ihre  Vorbildung  bei  allen  gleich. 

Sie  alle  müssen,  um  überhaupt  die  Anwartschaft  auf 
eine  erledigte  Stelle  im  Hofrate  zu  gewinnen,  unbedingt  ein 
E  X  a  m  e  n  a  b  1  e  g  e  n  2),  das  als  Vorbedingung  eine  abgeschlossene, 
in  dem  Titel:  Licentiatus  iuris  oder  Doctor  iur.  utr. 
zum  Ausdruck  kommende  juristische  Bildung  voraussetzte^). 
Und  zwar  war  die  Prüfungskommission  zusammengesetzt  aus 
dem  Hofratspräsidenten  und  zwei  Hofräten.  Später  tritt  an 
Stelle  des  Präsidenten  der  Kanzleidirektor*).  Das  Examen^) 
bestand  aus  einem  praktischen  und  einem  theoretischen  Teil. 
In  ersterem  mussten  die  Examinanden  einen  „ad  definitivura 
geschlossenen  Process  oder  Acta,  selbst  ohne  Hülff  oder  Zu- 
thuen  eines  anderen  /  vermög  ihrer  beym  Examinae  leistenden 
Pflicht /referiren".  Dem  praktischen  Teil  folgte  der  theore- 
tische. Vorschriften  hierfür  werden  nicht  gegeben.  Das  ab- 
gestattete Referat  wurde  in  einer  ausserordentlichen  Sitzung 
des  Hofrates  besprochen  und  beurteilt.  Die  Kosten  dieses  zu 
sämtlichen  juristischen  Ämtern  des  Erzstiftes  und  zur  Ad- 
vokatur berechtigenden  Examens  betrugen  1786:  26  Rth.  und 
„pro  bibalibus"  einige  Kronthaler^). 

Nach  bestandenem  Examen  wurden  die  Anwärter  bei 
eintretender  Vakanz   dem   Kurfürsten    zur  Bestätigung   vor- 

1)  V.  d.  Nahm  er,  a.a.O.  III  S.  768.  2)  K.  0.  1724,  I,  1.;  vgl. 

darüber  auch  das  Memorandum  von  ca.   1786  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  2a). 

3)  In  gleicher  Weise  lag  die  Prüfung  der  Anwärter  auf  Hofkammerrats- 
stellen,  die  sich  naturlich  auf  ganz  andere  Gebiete  erstreckte,  der  Hofkammer  ob 
(V.  d.  Nahm  er,    a.a.O.  III  S.  768).  4)  Memorandum  1786   (A.  Ddf. 

K.  E.  Vll  2  a). 

5)  Diese  Prüfungen  für  Anwärter  in  der  Verwaltung  und  bei  Gericht 
(Richter,  Advokaten  und  Prokuratoren)  haben  wir  auch  in  Preussen.  Dasselbe 
Examen  müssen  dort  die  Richter  der  adligen  Bank  ablegen  (Isaacsohn, 
a.  a.  0.  III  S.  197).  Ob  diese  Verpflichtung  auch  für  die  adligen  Hofräte  in 
Kurköln  bestanden  hat,  ist  ungewiss,  zum  mindesten  höchst  unwahrscheinHch. 

6)  Memorandum  1786  (A.  Ddf.  K.  E.  VH  2  a). 
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geschlagen.  Es  wurde,  nachdem  dieselbe  dann  erfolgt  war, 
ihnen  noch  der  für  das  Amt  in  Betracht  kommende  Eid  ab- 
genommen und  zwar  in  einer  ordentlichen  Sitzung  des  Hof 
rates.  Die  Ausfertigung  des  Patentes  besorgte  der  damit 
betraute  Hofratssekretär  nach  Zahlung  der  gemäss  der 
Kanzleitaxe  von  1743  fälligen  Gebühren^). 

Als  äusseres  Kennzeichen  wurde  den  Hofräten  sowie 
den  Hofratssekretären  auf  „vielfältiges  Ersuchen^  im  Jahre 
1786'^)  eine  besondere  Uniform  verliehen  und  zwar  eine 
Dienst-  und  eine  Galauniform.  Erstere  bestand  aus  einem 
Rock  von  hellblauem  Tuch  mit  schwarzen  Aufschlägen, 
Kragen  und  Weste  sowie  ebensolchen  Beinkleidern,  dazu 
„vergoldete  geschlagene  Knöpfe."  Die  Galauniform  ist  im 
wesentlichen  dieselbe,  nur  ist  der  Rock  gold  gestickt.  Eben- 
solche Uniform  tragen  die  Hofkammerräte  und  Hofkammer- 
sekretäre. 

c)  Die  Tätigkeit  der  Gelehrten  Hofräte  and  der  Adligen  Hofräte, 
soweit  sie  an  den  Geschäften  teilnahmen. 

Der  Dienst  derHofräte^)  begann  an  Relationstagen 
—  es  ist  dies  zu  Beginn  des  18.  Jhs.  bis  1788  der  Dienstag 
und  Samstag  ~  morgens  pünktlich  um  9  Uhr,  an  den  übrigen 
Wochentagen  erst  um  10  Uhr*).  Es  wird  den  Räten  wieder- 
holt eingeschärft,  dass  sie  diese  Stunde  einzuhalten  haben  5) 
und  nicht  vor  12  Uhr  das  Bureau  verlassen  sollen. 


1)  z.  B.    Protokollbuch    1775:    18.  I,    26.  II;    1774:    so  5.  20.   IV    usw. 

2)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  8. 

3)  Interessant  ist,  wie  hoch  man  die  Tätigkeit  der  Hofräte  in  Kurmainz 
einschätzte.  Goldschmidt  (a.a.O.  S.  202)  sagt:  ,wenn  sie  nichts  anderes 
zu  tun  hatten,  sollten  sie  nach  der  K.  0.  v.  1674  die  Blätter  der  Lagerbücher 
numerieren  und  Indices  anfertigen"!!  In  Mainz  wird  ihnen  die  Verwaltung 
eines  anderen,  von  einer  auswärtigen  Macht  angetragenen  Amtes  neben  dem 
des  Hofrates  verboten  (ca.  1600)  (Hensler,  a.  a.  0.  S.  47). 

4)  so  K.  0.  1724,  I,  2.  Im  Gegensatz  dazu  mussten  die  Hofräte  im 
17.  Jh.  im  Sommer  bereits  um  7  Uhr,  im  Winter  um  8  Uhr  in  der  Kanzlei 
anwesend  sein.  (F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  86) ;  ähnlich  war  es  in  Kurmainz. 
Auch  hier  hatten  die  Sitzungen  ursprünglich  um  7  Uhr  begonnen:  1790  fingen 
sie  aber  um  9  Uhr  an.  G  o  l  d  s  c  h  m  i  d  t  (a.  a.  O.  S.  89)  will  das  als  Konzession 
gegenüber  der  Unpünktlichkeit  der  Regierungsmitglieder  aufgefasst  haben.  Das 
ist  aber  eine  m.  E.  zu  weitgehende  Folgerung. 

5)  Augustusburg,  26.  V.  1748  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve);  zuletzt 
Bonn,  5.  III.  1788  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  2  a). 
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Zunächst  erhält  der  Hofrat  von  dem  Kanzleidirektor 
seine  Akten  zugeteilt,  er  wird  zum  Referenten  bezw.  Korre- 
ferenten ernannt^).  In  den  Akten  selbst  darf  er  nichts 
notieren,  um  den  Namen  des  Referenten  gegenüber  den  Par- 
teien und  Advokaten,  zur  Vermeidung  etwaiger  Bestechungs- 
versuche, geheim  zu  halten^).  Am  folgenden  Tage  hat  er 
sich  über  seine  Akten  gutachtlich  zu  äussern^),  und  zwar 
geschieht  das  derart,  dass  zuerst  der  Referent*)  berichtet; 
er  hebt  das  Für  und  Wider  hervor.  Der  Korreferent  äussert 
sich  hierzu;  seine  Hauptaufgabe  ist  es,  die  Punkte,  in  denen 
er  mit  dem  Referenten  nicht  übereinstimmt,  zu  erklären. 
Nun    geben    die    Räte,    evt.    unter    näherer    Erklärung,    ihr 

Votum  ab^). 

Eine  bestimmte  Reihenfolge,  in  der  das  Votum  abzu- 
geben war,  hat  bestanden.  Wie  diese  aber  beschaffen  war, 
ist  nicht  zu  ermitteln.  Die  Kanzleiordnung  sagt  nur,  dass 
die  Räte  ihr  Votum  „ex  ordine"  abgeben  sollen.  Vermutlich 
hat  das  jüngste  Mitglied  auf  der  gelehrten  Bank  begonnen 
und  das  älteste  auf  der  adligen  den  Schluss  gemacht.  In 
Kurmainz  war  es  so,  dass  zunächst  die  Referenten  stimmten, 
darauf  die  gelehrten  und  zum  Schluss  die  adligen  Räte<^). 

Sind  wichtige  Sachen  zur  Verhandlung,  in  denen  die 
Räte  zweifelhaft  sind,  wie  ihr  Urteil  lauten  solle,  so  kann 
die  Abgabe  des  Votums  auf  den  nächsten  Tag  verschoben 
werden '^). 

Ist  einem  Hofrat  eine  Sache  zum  Referat  übertragen, 
so  behält  er  sie  auch  und  führt  sie  zu  Ende^),  einerseits  mit 
Rücksicht  auf  die  einheitliche  Bearbeitung  der  Sache,  anderer- 
seits  um  unnötige,  doppelte  Sportein,  die  durch  Übertragen 
des  Prozesses  an  einen  anderen  Hofrat  entstehen  würden,  zu 
vermeiden.  Später  eingeschickte  Akten,  die  sich  auf  dieselbe 
Sache  beziehen,  werden  ihm  naturgemäss  auch  zur  Bear- 
beitung übergeben. 


1)  K.   0.    1724,    I,  2.  2)  K.  0.   1724,  I,  5.  3)  K.  0.  1724,  I, 

3.  4.  4)  K.  0.  1724,1,15.  5)  K.  0.  1724,  I,  15.  6)  Goldschmidt, 
a.  a.  0.  S.  152. 

7)  K.  0.  1724,  I,  15;  dieselbe  Bestimmung  haben  wir  in  Kurmainz 
(Goldschmidt  a.a.O.  S.  152).  8)  K.  0.  1724,  I,  21. 


''..|H|r 


28    — 


—     29     — 


Von  nur  kurzer  Bedeutung  konnte  eine  von  Max  Franz 
1784^)  getroffene  Verfügung  sein.  Danach  sollte  in  der  Hof- 
ratskanzlei eine  Liste  geführt  werden,  die  eine  genaue  Über- 
sicht bieten  sollte  über  den  Prozess,  Namen  des  Referenten 
und  Korreferenten,  Monat  und  Jahr  der  eingereichten  Klage, 
des  abgestatteten  Referates  und  des  gefällten  Urteils,  auch 
nach  seiner  Art. 

Um  unnötige  Weiterungen  und  doppelte  Beschwerung 
der  Parteien  mit  Sportein  zu  vermeiden,  wird  bei  Behinderung 
oder  Abreise  eines  Hofrates  angeordnet^),  dass  ein  jeder  Refe- 
rent „einen  ordentlichen  Extractum  Actorum  von  Schrifft  zu 
Schrifft  formiren,  demselben  sein  rechtliches  Gutachten  hin- 
zufügen und  nach  abgestatteter  Relation  und  auf  behörige 
Cantzley  Ordnungsmässige  umbfrage  abgefassten  Rechtsspruch  / 
nicht  allein  den  Verfolg  auf  den  in  der  Rathsstub  hierunter 
gestellten  Tisch  zurücklieffern  /  sondern  auch  solchen  Ex- 
tractum Actorum  und  rechtliche  Sentiment  unter  des  Refe- 
renten Pittschaft  verschlossen  dem  Präsidenten  ....  zustellen 
solle".  Für  jeden  derartigen  Aktenauszug  mit  Gutachten  usw.^) 
erhält  der  betreffende  Hofrat  zwei  rheinische  Gulden. 

Das  Verlassen  von  Bonn  sowie  das  Fernbleiben 
von  Sitzungen  ohne  später  gebilligte  Entschuldigung  ist 
durchaus  unstatthaft.  Die  Erlaubniserteilung  ist  Sache  des 
Präsidenten*).  Aber  auch  dies  muss  den  Hofräten  wiederholt 
eingeschärft  w^erden ;  ordnet  doch  ein  Erlass  vom  Jahre  1721^) 
in  ziemlich  drastischer  Weise  an,  dass  die  „Schwänzer"  aus 
dem  Hofratskollegium  entfernt  („geworfen")  werden  sollen. 
Ebenfalls  ein  eigentümliches  Licht  auf  die  Hofräte  wirft  ein 
Edikt  Clemens  Augusts«),  das  dem  Hofrat  befiehlt:  „in  der 
Rathsstub  tempore  sessionis  Keine  heimbliche  Unterredungen 
zu  haben,  weder  auch  sich  einer  dem  andern  Zetteln  zuzu- 
werfen auch  sieh  nit  ungeziement  auffen  Tisch  zu  legen  oder 
von  einem  stuhl  zum  andern  zu  lauffen  sonderen  mit  allem 
respecte  sich  dorten  auffzuführen''.  Im  Zusammenhang  damit 
steht   es,    dass    über   die  Anwesenheit    der    Hof  rate    in    den 


Sitzungen  Kontrolle  geführt  werden  soll  und  zwar  fällt  diese 
nach  der  Kanzleiordnung  von  1724^)  dem  Protokollführer  bei 
den  Sitzungen,  d.  h.  dem  diensttuenden  Sekretär,  zu. 

An  den  Nachmittagen,  an  denen  gewöhnlich  keine 
Sitzungen  stattfinden  —  sie  seien  denn  von  dem  Präsidenten 
bezw.  dessen  Stellvertreter  besonders  anberaumt^)  —  haben 
sich  die  Hofräte  mit  den  ihnen  zugewiesenen  Akten  „rela- 
tionibus  und  anderer  notturft"  zu  beschäftigen. 

Bei  Prozessen  oder  sonstigen  Angelegenheiten,  in  denen 
ein  Hofrat,  etwa  durch  Verwandtschaft,  interessiert  ist^),  hat 
er  an  der  Bearbeitung  und  Verhandlung  der  Sache  nicht  teil- 
zunehmen. Das  Amtsgeheimnis  ist  natürlich  von  jedem  Hof- 
rat streng  und  in  jeder  Beziehung  zu  wahren*),  auch  wird 
es  als  durchaus  unstatthaft  bezeichnet,  dass  den  Parteien  der 
Name  des  Referenten  oder  das  „Votum  dieses  oder  eines 
anderen  Rathes"  bekannt  gegeben  wird^). 

d)  Spezielle  Imter  unter   deu  Hofräten. 

1.  Hoheitsreferenten  und  Polizeikommissare. 

Von  den  Hof  raten  werden  gewöhnlich  je  zwei  zu  Hoheits- 
referenten und  Polizei kommissaren  bestimmt^).  Es  wurde 
aber  auch  öfters  —  so  1748*^)  —  nur  ein  Polizeikommissar 
ernannt. 

Die  Hoheitsreferenten  haben,  das  besagt  schon  ihr 
Name,  die  Prozesse  zu  führen,  in  denen  es  sich  um  Ver- 
teidigung und  Behauptung  von  kurfürstlichen  Hoheits- 
rechten handelt.  Solche  Sachen  werden  ihnen  in  den  Hof- 
ratssitzungen ohne  weiteres  von  dem  Kanzleidirektor  bezw. 
Präsidenten  zur  Bearbeitung  zugewiesen.  Desgleichen  liegt 
ihnen  die  Anfertigung  von  rechtlichen  Gutachten,  die  in  solchen 
Sachen  vom  Hof  rat,  sei  es  an  das  Reichskammergericht,  sei 
es  an  den  Reichshofrat,  gesandt  werden,  ob^). 


1)  Bonn,  25.  VI.   1784  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  10).  2)  K.  0.  1724,  I,  8. 

3)  K.  0.  1724,  I,  8.        4)  Bonn,  7.  XII.  1729  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve). 
5)  Bonn,  17.  X.  1721  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve).  6)  wie  Anm.  4. 


1)  K.  0    1724,  I,  8.  2)  K.  0.  1724,  I,  24.         3)  K.  0.  1724,  I,  30. 

4)  K.  0.  1724,  I,  36,  37.  Dieselben  Vorschriften  waren  für  den  Beichs- 
hofrat  erlassen  (Adler,  a.  a.  0.  S.  48).  Desgl.  in  Kurmainz.  (Goldschmidt, 
a.  a.  0.   S.    152.  5)  vgl.  auch  Kurmainz.     (G  o  1  d  seh  m  id  t ,    a.a.O. 

S.  152).  6)  A.  Ddf.  K.  E.   VII  2a.  7)  So  24.  X.  1748  (A.  Ddf.  K.  E. 

VII  8  Via).  8)  Prolokollbücher  1774,  1775,  1787. 
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Über  die  Tätigkeit  der  Polizeikoramissare  gibt  uns 
das  Bonner  Intelligenzblatt  vom  10.  August  1784»)  Auskunft. 
Dieses  enthält  die  Ernennung  der  Hofräte  v.  Kempis  (IL)  und 
V.  Gerold  zu  Polizeikommissaren.  In  ihrer  Ernennung  wird 
ihnen  zur  Pflicht  gemacht:  auf  die  Befolgung  aller  Landes- 
gesetze und  Verordnungen,  besonders  der  Polizeigesetze  zu 
achten;  besonders  sollen  sie  ihr  Augenmerk  auf  die  Inne- 
haltung der  Gesetze  richten,  die  die  Herstellung  und  Instand- 
haltung der  Landstrassen,  die  Hilfe  bei  Feuersbrünsten,  das 
nächtliche  ^Schwärmen  und  Rottiren"  betreffen.  „Die  er- 
nannten Polizeikommissare  sind  zugleich  angewiesen,  die  in 
Vollziehung  dieser  und  anderer  Edikte  fahrlässigen  Beamten 
und  Magistratspersonen  bei  Höchstdero  Hofrathe,  auch  nach 
Befund  der  Sache  bei  Seiner  Kurfürstlichen  Durchlaucht  selbst 
anzuzeigen".  Sie  haben  also  1.  auf  Innehaltung  sämt- 
licher landespolizeilicher  Gesetze  zu  achten  und 
2.  die  etwaigen  Übertreter  zur  Anzeige  zu  bringen^). 

2.  Der  Lehndirektor. 

Eine  besondere,  hervorragende  Stellung  nimmt  unter  den 
Hof  raten  der  Lehndirektor  ein. 

Entweder  ist  dieses  Amt  mit  dem  eines  Hofrates  ver- 
bunden, oder  es  fungiert  der  Kanzleidirektor  als  Lehndirektor. 
Und  zw^ar  überwiegt  gegen  Ende  des  18.  Jahrh.  die  Vereini- 
gung der  beiden  Ämter  des  Kanzlei-  und  Lehndirektors«).  Um 
1770  fungiert  als  Lehndirektor  der  Hofrat  Haes;  mit  dessen 
im  Jahre  1776  nach  v.  Kempis  (I.)  Tode  erfolgten  Ernennung 
zum  Kanzleidirektor  bleibt  er  in  dem  Amte  als  Lehndirektor; 
von  dieser  Zeit  an  ist  stets  das  Amt  des  Lehndirektors  mit 
dem  des  Kanzleidirektors  verbunden.  So  folgen  hier  auf- 
einander: Haes,  Gramer  v.  Clausbruch,  Pfingsten  und  Hörster. 
Wahrscheinlich  wegen  der  recht  beträchtlichen  Sportein,  die 
der  Lehndirektor  aus  diesem  Amt  erhielt,  wurde,  um  Miss- 
gunst der  anderen  Hofräte  zu  verhindern,  dieses  Amt  in  den 
späteren  Jahren  nur   noch   dem  Kanzleidirektor   übertragen. 


1)  Kreisbibliolhek  (Landratsamt)  Bonn  Nr.  137. 

2)  so   zeigen   z.  B.  1774  die  Polizeikommissare  an,  dass  die  Stadt  Bonn 
die  Spitalgasse  völlig  verfallen  lässt  (Protokollbuch   1774). 

3)  Hofkalender  1760—94. 


Die  Tätigkeit  des  Lehndirektors  ist  folgende^):  er 
hat  die  Lehnssachen  in  ein  dafür  bestimmtes  Buch  aus  Per- 
gament einzutragen  und  überwacht  die  Aufstellung  eines 
alphabetischen  Index,  der  Namen  der  Belehnten,  Tag  und 
Jahr  der  Belehnung  zu  enthalten  hatte.  Für  jede  Eintragung 
in  das  Pergamentbuch  erhält  der  Lehndirektor  einen  halben 
Goldgulden.  Dem  Lehndirektor  wurden  alle  sich  auf  Lehns- 
sachen beziehenden  Prozesse  zur  ersten  Bearbeitung  über- 
geben. Über  die  Sache  selbst  entscheidet  der  gesamte  Hofrat 
als  allgemeine  erzstiftische  Lehenkammer^). 

3.  Der  Archivar. 
Für  das  schon  seit  längerer  Zeit  bei  dem  Hofrat  und 
dem  Geheimen  Rat  errichtete  Archiv  wurde  ein  Hofrat  neben- 
amtlich mit  der  Wahrnehmung  der  Geschäfte  eines  Archivars 
betraut.  Er  erhält  dafür  ein  erhöhtes  Gehalt  gegenüber  den 
anderen  Hofräten,  da  er  anscheinend  weniger  zur  eigentlichen 
Arbeit  des  Hofrates  herangezogen  wurde,  somit  auch  weniger 
Sportein  wie  sie  erhalten  musste.  Zur  Bewältigung  der 
Schreibarbeiten  wird  ihm  -  nachweisbar  seit  1760^)  —  ein 
Archivkanzlist  beigegeben.  Genauere  Angaben  über  seine 
Tätigkeit  liegen  uns  nicht  vor. 

c)  Die  Besoldung  der  gelehrten  Hofräte. 

Das  feste  Gehalt^)  der  Hof  rate  ^)  beträgt  um  1710^): 
336  Rth.  26  Alb.  8  HelL    und   bleibt   so^)   bis   nach    1780.     In 

1)  K.  0.  1724,  I,  17.  2)  Scotti,  a.  a.  0.  I  S.  723  Nr.  431.     Über 

die  Behandlung  der  Lehnsachen  spreche  ich  w.  u.  ausführlich  (S.  68). 

3)  Hofkalender  1760  u.  ff. 

4)  Das  Gehalt  der  Geheimen  Räte  in  Paderborn  betrug  bis  gegen  Aus- 
gang des  18.  Jhs.  nur  100  Rth.!  Dazu  kamen  noch  unbedeutende  Nebenein- 
nahmen (Böhmer,  a.  a.  0.  S.  16). 

5)  In  Kurmainz  erhielt  der  adlige  Hofrat  ausser  Naturalien  1690:  356  fl.; 
1790:  474,40  fl.  Der  gelehrte  Hofrat  1690:  356  fl.;  1790:  ca.  450  fl.  nebst 
Naturalien  (Goldschmidt,  a.  a.  0.  Tab.  2).  Die  Besoldung  war  also  er- 
heblich geringer  wie  in  Kurköln.  Im  Gegensatz  zu  beiden  ist  das  Gehalt,  das 
zu  gleicher  Zeit  (ca.  1760—1780)  ein  dem  Range  nach  dem  gelehrten  Hofrate 
ungefähr  gleichstehender  preussischer  Kriegs-  und  Domänenrat  erhält,  un- 
endlich höher.  Nach  Zieku  rsc  h  (a.  a.  0.  S.  46  u.  ff.)  erhielt  in  Schlesien 
ausser  reichlichen  Sportein  und  Naturalien  ein  Kriegs-  und  Domänenrat  ca. 
800  Rth.  feste  Besoldung.  6)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe.  Jos.  dem.  Im. 

7)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe.  Glem.  Aug.  7e. 
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dieser  Zeit  steigt  es  auf  400Rth.M.  Diese  Besoldung  war  je- 
doch nicht  für  alle  Hofräte  gleichmässig.  Ausnahmen  davon 
machen  1.  der  Archivar  und  2.  der  mit  der  Wahrnehmung 
der  Geschäfte  eines  Advocatus  Fisci  et  Camerae  be- 
traute Hofrat.  Belege  für  die  Besoldung  dieser  Hofräte  haben 
wir  nur  bis  ITSO^).  Der  Archivar  erhielt  433  Rth.  26  Alb. 
8  Hell.;  der  Advocatus  Fisci  et  Camerae:  666  Rth.  53  Alb. 
4  Hell.  Das  ergibt,  verglichen  mit  dem  zeitigen  Gehalt  der 
anderen  Hofräte,  bei  dem  Archivar  ein  Mehr  von  ca  30^/0, 
bei  dem  Advocatus  Fisci  et  Camerae  von  97*^/0. 

Zu  dem  selbst  für  die  damalige  Zeit  sehr  niedrigen 
Gehalt^),  dessen  Auszahlung  besonders  unter  Clemens  August 
obendrein  sehr  unregelmässig,  oft  erst  nach  monatelangera 
Warten  erfolgte*),  kommen  für  die  Hofräte  die  im  Vergleich 
zum  Gehalt  als  sehr  hoch  zu  bezeichnenden  Sport  ein. 
Diese  ergeben  sich  im  wesentlichen  aus  der  Tätigkeit  der 
Hofräte  als  Referenten  bzw.  Korreferenten  in  Judizialsachen. 
Sie  waren  naturgemäss  höher,  wenn  die  Zahl  der  anhängigen 
Prozesse  grösser  war;  sie  sanken,  wenn  diese  sich  verringerten. 
Von  ihrer  Höhe  können  wir  uns  ein  ungefähres  Bild  machen. 
Der  einzige  urkundliche  Beleg  hierfür  ist  uns  in  einem 
Sporteinverzeichnis,    das    vom   1.  IV.— 13.  VHI.  1788   reicht, 


1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi.  2)  siehe  Tab.  I.  a  und  b. 

3)  Zu  Beginn  der  Regierung  Friedrich  Wilhelm  I.  erhielt  ein  adliger 
Kammergerichtsrat  500  Rth.,  der  l)ürgerliche  400  Rth.  Dazu  das  Doppelte  an 
Sportein  und  Siegelgeldern.  Also  1200—1500  Rth.  Das  bezeichnet  Isaac- 
sohn  (a.  a.  0.  III  S.  30)  als  gerade  auskömmlich.  Danach  sind  die  Gehälter 
der  Kurköln.  Hofräle  als  äusserst  minimal  zu  bezeichnen. 

4)  Ennen,  a.  a.  0.  S.  300  u.  ff.  So  petitionieren  die  Hofräte  um  1730 
(s.  u.  S.  70)  um  Zuteilung  von  Lehnssporteln  in  erhöhtem  Masse,  ^weilen 
bey  gegenwertigen  Zeiten  die  gewöhnliche  Hof  Rathsbesoldung  bis  auff  die 
Hälfte  geschmälert  wird*.  (HofratsprotokoUauszug.  Ohne  Datum.  A.  Ddf. 
K.  E.  VIl  70)  Um  1714  erhielt  in  Preussen  ein  Hofrat  und  Kriegsrat  zwar 
auch    nicht   mehr,  aber  ,sie  erhielten  es  auch  sicher  und  das  unterschied  den 

preussischen    Staat    von    fast    allen    anderen    der   damaligen    Zeit *. 

(Schmoller,  Beamtenstand,  S.  549).  Schlimm  sah  es  dagegen  in  Preussen 
noch  um  die  Mitte  des  18.  Jhs.  in  bezug  auf  die  Besoldung  der  unteren  Richter 
aus.  Nach  dem  authentischen  Urteil  Cocceji's  hatten  1745,  die  wenigsten 
Justizbedienten  eine  Besoldung;  diejenigen,  welche  eine  solche  hätten,  könnten 
nicht  davon  leben"  (Isaacsohn,  a.  a.  0.  III  S.  303). 


also  für  19  Wochen,  erhalten^)  (s.  Tab.  II).  In  der  bei- 
gefügten Tabelle  habe  ich  aus  den  in  dem  Verzeichnisse  ent- 
haltenen Angaben  den  Jahressatz  prozentualiter  berechnet- 
unter  Zugrundelegung  des  entsprechenden  Gehaltssatzes,  der 
sich  aus  dem  Salarienverzeichnis  von  1786  ergibt,  und  unter 
Berücksichtigung  der  Personalverhältnisse,  zu  deren  Ergänzung 
die  Hofkalender  dienten,  ergab  sich  dabei  ein  durchschnitt- 
licher Prozentsatz  von  69%  des  Gehalts.  Dieser  Satz  wird 
wohl  im  allgemeinen  als  zu  hoch  gegriffen  zu  bezeichnen 
sein.  Immerhin  darf  ein  Satz  von  50%  als  zutreffend  an- 
gesetzt werden. 

Die  Sportein  wurden  in  ihrer  vollen  Höhe  aus- 
bezahlt. Das  führte  freilich  zu  erheblichen  Differenzen. 
Man  vergleiche  z.  B.  v.  Kempis,  den  am  wenigsten  mit  Spor- 
tein bedachten  Hofrat,  mit  jährlich  26  Rth.  (=  6«/o  des  Ge- 
haltes) gegenüber  dem  höchstbeteiligten,  J.  v.  Gruben,  mit 
jährlich  653  Rth.  46  Alb.  (=  163%  des  Gehaltes).  Dieser 
Unterschied  ist  aber  jedenfalls  dadurch  gemildert,  dass 
v.  Kempis,  der  zugleich  Zöllner  zu  Bonn  war,  in  diesem  Amte 
vermutlich  reichen  Ersatz  für  die  ihm  im  Hofrate  entgangenen 
Sportein  gefunden  hat^).  Allerdings  bleibt,  wenn  man  von 
diesem  Fall  absieht,  die  Differenz  zwischen  den  einzelnen 
Hofräten  doch  noch  eine  recht  beträchtliche.  Denn  es 
stehen  da  der  Summe  von  653  Rth.  46  Alb.  (v.  Gruben)  andere 
von  44  (v.  Roishausen)  und  74  (v.  Gerold)  gegenüber,  wenn 
wir  absehen  von  den  Hofratsreferendaren  (Beuget,  Weiden- 
feld, Arnds  und  Jungblut),  die  nur  als  Referenten  verwandt, 
von  26  Rth.  2  Alb.  hinauf  bis  auf  174  Rth.  26  Alb.  erhielten.' 
Diese  Unterschiede  in  den  Sportein  mussten  natürlich 
eine  gegenseitige  Missgunst,  ein  Streben  nach  Bearbeitung  der 
Sachen,  die  besonders  hohe  Sportein  trugen 3),  —  das  waren 
alle  ausser  den  Regierungssachen  und  den  Sachen,  welche 
den    Kurfürsten      selbst     betrafen     —     herbeiführen.       Die 

1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi.  Zu  bedauern  ist,  dass  die  analogen  Arbeiten 
Rosenthals  und  Goldschmidts  über  Sportein  nichts  enthalten. 

2)  Hofkalender  1780  u.  ff.  Der  Zöllner  zu  Andernach  erhielt  z.  B. 
1758  monatlich:  11  Goldgulden,  1  Silbergulden,  2  Mark,  4  Schilling.  Spahn 
va  a.  0.  S.  30)  bezeichnet  diese  Besoldung  als  recht  hoch.  Dazu  kamen  noch 
nicht  unbeträchUiche  Sportein.  3)  1784  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  2a). 
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naturgemässe  Folge  davon  war,  dass  die  sportelfreien 
Sachen  flüchtig  und  oberflächlich  behandelt  wurden:  ein 
Umstand,  der,  da  dies  Regierungs-  und  Polizeisachen  waren, 
für  die  Verwaltung  des  Erzstiftes  nicht  gerade  von  grossem 
Vorteil  und  Nutzen  sein  konnte  (s.  u.  S.  90  u.  ff).  So  nimmt  es 
denn  auch  nicht  Wunder,  wenn  hier  Reformen  geplant  werden. 
Das  bereits  mehrfach  erwähnte  Memorandum^)  schlägt  die 
Einrichtung  einer  Sporteinkasse  vor.  Das  scheint  aber  nur 
ein  frommer  Wunsch  geblieben  zu  sein.  Denn  das  oben  an- 
geführte Sporteinverzeichnis  stammt  aus  dem  Jahre  1788,  ist 
also  einige  Jahre  später  aufgestellt,  wie  das  Memorandum. 
Aus  dem  Jahre  17882)  stammt  ein  letzter  Erlass  Max  Franzens, 
auf  den  später  noch  zurückzukommen  ist.  Dieser  gibt  einige, 
teilweise  sehr  wesentliche  Änderungen  in  der  Geschäftsord- 
nung des  Hofrates;  von  der  Einrichtung  einer  Sporteinkasse 
ist  jedoch  keine  Rede. 

m.  Die  Titularhofräte. 

Ausser  einem  Ernennungsverzeichnis  aus  der  Zeit  Clemens 
Augusts  bieten  für  die  3.  Kategorie  der  Hofräte,  die  Titular- 
hofräte, die  Hofkalender  das  einzige  Material. 

Die  Zahl  der  Titularhofräte  erreicht  nach  Ausweis 
der  Hofkalender  den  niedrigsten  Stand  im  Jahre  1763  mit 
11  Titularräten.  Dem  steht  als  höchste  Ziffer  die  Zahl  58 
im  Jahre  1792  gegenüber.  Durchschnittlich  haben  wir  ca. 
40_50  Titularhofräte. 

Was  nun  die  Verleihung  dieses  Titels  angeht,  so  er- 
folgt sie  an  die  verschiedensten  Berufsstände.  Fest- 
stellen können  wir  auch  hier  wieder,  dass  vornehmlich  Juristen 
bei  ihrer  Verleihung  bevorzugt  werden^).     Dem  Range  nach 


1)  1784  (A.  Ddf.  K.  E.  VII.  2a).  2)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve. 

3)  Dass  der  Titel  als  Hofrat  noch  einige  Bedeutung  hatte,  ergibt  sich 
daraus,  dass  z.  B.  die  Andernacher  Zöllner  an  die  er  verliehen  wurde,  hochan- 
gesehene Leute  waren.  Es  sind  dies  gegen  Ende  des  18.  Jhs.:  Sauer  und  Düssel- 
dorf. Von  diesen  starb,  wie  ich  einer  freundl.  Mitteilung  von  Herrn  Dr.  G.  Spahn 
aus  dem  Stadtarchive  zu  Bonn  entnehme,  Sauer  in  Paris  als  französischer 
Baron  und  erblicher  Pair  der  Krone  Frankreich;  Düsseldorf  wurde  später 
in  den  erblichen  Adelstand  erhoben  (vgl.  auch  Spahn,  a.  a.  O.  S.  29). 
Sauer  war  übrigens  nach  Ausweis  der  Hofkalender  zugleich  Gelehrter  Schöffe 
am  Andernacher  Rittergericht. 
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ist  dieser  Titel  höher  zu  stellen  als  der  des  Hofkammerrates. 
Das  geht  m.  E.  aus  der  Verleihung  des  Hofratstitels  an  Per- 
sönlichkeiten, die  bereits  im  Besitze  des  Hofkammerratstitels 
sind,  hervor^).  So  wird  z.  B.  der  Oberkellner  zu  Linz,  Kügel- 
gen,  am  5.  I.  1759  zum  Hof  kammerrat  ernannt.  Am  16.  XI.  1761 
folgt  seine  Ernennung  zum  Titularhofrat. 

Zum  kurfürstliehen  Titularhofrat  werden  einige  der  beim 
Hofrate  legahsierten  Advokaten  ernannt.  Es  wird  hierbei 
freilich  im  Verhältnis  zu  der  grossen  Anzahl  der  Advokaten 
nur  ein  verhältnismässig  geringer  Teil  berücksichtigt.  Im 
Jahre  1785^)  sind  beim  Hofrat  rechtmässig  zur  Ausübung  der 
Advokatur  zugelassen  170  Advokaten.  Von  ihnen  führen  den 
Titel  als  Hofrat  8.  1787  ist  das  Verhältnis  180:7.  Im 
Jahre  1793  sind  es  sogar  nur  5  auf  192^).  Für  sie  hat  dem- 
nach der  Hofratstitel  eine  sicherlich  sehr  erstrebte  Auszeich- 
nung bedeutet. 

Selbstverständlich,  zu  dem  Amte  gehörig,  war  die  Ver- 
leihung an  Beamte  im  diplomatischen  Dienst.  Wie  der 
I.  Agent  in  Wetzlar  den  Charakter  als  Gelehrter  Hofrat  be- 
sass  (s.  0.  S.  22),  so  führt  der  ihm  untergeordnete  II.  Agent 
das  Prädikat  als  Titularhofrat.  Dasselbe  ist  bei  dem  Legations- 
sekretär zu  Regensburg,  wie  zeitweilig  bei  dem  „churfürst- 
lichen  Agenten"  zu  Paderborn  der  Fall. 

Besonders  kamen  aber  für  die  Ernennung  zum  Titular- 
hofrat die  Inhaber  der  hauptsächlichsten  Beamtenstellen 
im  Ober-  und  Niederstift  und  den  westfälischen  Landesteilen 
in  Betracht. 

So  fungieren  als  Titularhofräte  der  Oberkellner  zu  Brühl, 
die  Kellner  zu  Rheinberg,  Linn  und  Ürdingen,  Honnef,  Linz 
und  Altwied;  die  Schultheisse  zu  Rhense,  Linn  und  Ürdingen, 
Rheinberg,  Honnef  und  der  Landschultheiss  zu  Linz.  Dann 
treten  uns  als  Titularhofräte  entgegen  die  hohen  Zollbeamten 
zu  Andernach*),  Linz  und  Ürdingen;  die  Vögte  im  Amt  Lied- 

1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve.  2)  Hofkalender  1785  u.  ff. 

3)  Die  ganze  Einwohnerzahl  des  Erzstiftes  betrug  damals  ca.  200000 
Seelen.  Die  Angaben  darüber  sind  verschieden.  F.  Walter  (a.  a.  0.  S.  23) 
gibt  far  1797:  199020  an,  während  v.  Sartori  (a.  a.  0.  S.  508)  für  1787- 
260000  annimmt. 

4)  s.  o.  Anm.  3,  S.  34. 
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berg  und  Amt  Alken.  Von  Richtern  sind  hier  noch  zu  nennen : 
die  Schöffen  an  dem  Hohen  Weltlichen  Gericht  zu  Bonn  und 
dem  zu  Cöln^sofern  sie  nicht  als  Gelehrte  Hofräte  erscheinen. 
Als  Nichtjurist^erscheint  auch  einmal  ein  Professor  der  Medi- 
zin an  der  Bonner  Universität. 

Von  erzstiftischen  Beamten  in  den  westfälischen  Landes- 
teilen, die  zum  Titularhofrat  ernannt  werden,  sind  zu  nennen: 
der  Landpfennigmeister  für  das  Herzogtum  Westfalen;  einige 
gelehrte  Räte  bei  der  Verwaltung  zu  Arnsberg,  die  kurfürst- 
lichen Richter  zu  Drolshagen,  Recklinghausen,  Hirschberg 
und  Alhagen  u.  a.  Als  Titularhofräte  erscheinen  auch  die 
Beisitzer  in  dem  Akademierate^  für  das  Herzogtum  West- 
falen und  das  Vest  Recklinghauseu. 

Ob  eine  Verleihung  des  Titels  an  nicht  erzstiftische 
Untertanen  und  Beamte  des  öfteren  erfolgt  ist,  lässt  sich 
nicht  feststellen.  Ich  fand  nur  einen  Fall  erwähnt:  die  Ver- 
leihung desselben  an  den  Kurpfälzischen  Konsistorialrat 
Dr.iur.  L.  Fr.  Wagner,  Professor  in  Tübingen,  am  23.  I.  17422). 
Sie  steht  mitten  unter  der  Aufzählung  von  Ernennungen  zum 
Titularhofrat  als  einzige,  die  an  einen  nicht  erzstiftischen 
Beamten  erfolgt  ist.  Nähere  Angaben  über  die  Gründe  der 
Verleihung  sind  nicht  angegeben  und  waren  nicht  zu  er- 
mitteln. 

Ausser  dem  Rechte  zur  Führung  des  Titels  waren  mit 
dem  Patent  wohl  keine  besonderen  Pflichten  und  Rechte 
verbunden.  Er  war  nur  die  äusserliche  Anerkennung  für 
geleistete  Dienste. 


1)  Dem  Akademierate  liegt  nach  einer  Verordnung  Maximilian  Friedrichs 
von  1777  ob-  .die  Obsorge  und  Verbesserung  des  ganzen  Schulwesens,  aucii 
der  kleineren  Trivialschulen  unsers  Erzstiftes  und  Staaten,  weil  wir  sehnlichst 
wünschen,  dass  die  zärtHche  Jugend  mit  den  Grundsätzen  unserer  christlichen 
Religion,  guten  Sitten,  nöthigen  und  nutzlichen  Wissenschaften  gleichfalls  er- 
wachsen, und  alle  der  Kirche  und  Staaten  nützliche  Glieder  und  Burger  werden 
sollen-.  (Varrentrapp,  Beiträge  zur  Kurcöln.  Universität  Bonn,  in  der 
Festschrift  zum  Internationalen  Kongress  für  Altertumskunde  und  Geschichte, 
VI,  S.  3)  Für  die  verschiedenen  Gebietsteile  des  Kurslaates  wurde  je  eine 
bestimmte  Anzahl  ernannt. 

2)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve. 
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§  4. 

Zeitweilige  Aemter  am  Hof  rat. 

a)  Der  Hoftatskanzler. 

Als  einziger  Hofratskanzler  im  18.  Jh.  erscheint 
der  durch  Dekret  vom  15.  August  1755')  dazu  ernannte  Ge- 
heime Rat  und  Staatssekretär  Gottfried  Joh.  Freiherr 
V.  Raesfeld.  Eine  Bestätigung  seines  Patentes  erfolgte  am 
21.  V.  1763.  Seine  Stellung  werden  wir  als  eine  nur  repräsen- 
tative aufzufassen  haben.  Sieht  doch  die  Kanzleiordnung 
von  1724  ein  solches  Amt  überhaupt  nicht  vor.  Dazu 
kommt,  dass  Raesfeld  zugleich  als  Grosskanzler  tätig  war. 
Es  mochte  so  nahe  liegen,  vielleicht  um  ihm  eine  weitere 
Anerkennung  zuteil  werden  zu  lassen,  für  ihn  das  Amt  eines 
Hofratskanzlers  wieder  zu  beleben.  Man  schuf  ja  damit 
nicht  etwas  völlig  Neues,  sondern  griff  nur  auf  etwas,  ein 
Jahrhundert  früher  noch  Vorhandenes,  zurück.  Kennt  doch 
die  Kanzleiordnung  Maximilian  Heinrichs  vom  30.  Januar  1652 
ein  solches  Amt  noch^).  Hier  ist  der  Hofratskanzler^)  der 
gegebene  Vertreter  des  Präsidenten  und  übt  den  grössten  Teil 
der  in  der  Kanzleiordnung  von  1724  dem  Kanzleidirektor 
übertragenen  Befugnisse  aus.  Während  in  der  K.  0.  v.  1724 
der  Kanzleidirektor  der  ständige  Vertreter  des  Präsidenten 
ist,  nimmt  diese  Stelle  1652  der  Kanzler  ein,  wie  denn  über- 
haupt die  Kanzleiordnung  von  1652  einen  Kanzleidirektor 
nicht  kennt.  Hier  erscheinen  nur  Präsident,  Kanzler  und 
Räte.  Auf  die  Geschäftsführung  kann  somit  Raesfeld,  der 
einzige  Hofratskanzler  im  18.  Jh.,  keinen  Einfluss  gehabt 
haben. 

b)  Der  Hofratsvizepräsident. 

Grösseren  Anteil  an  den  Geschäften  nahm  der  zeitweilig 
ernannte  Hofratsvizepräsident. 


1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve.  2)  K.  0.  1652,  §§  5,  6,  21,  30. 

3)  In  der  Kanzlei  der  Reichshofrates  ist  der  Hofkanzler  Leiter  der  Kanzlei 
(Adler,  a.  a.  0.  S.  49).  Desgleichen  in  Kurbayern  (R  o  s  e  n  t  h  a  1 ,  a.  a.  0. 
S.  330).  In  Kurmainz  haben  wir  seit  dem  Ausgange  des  17.  Jahrhunderts  (1690) 
einen  Kanzlei-  und  Regierungsdirektor,  während  das  Amt  eines  Kanzlers,  bereits 
seit  dem  Bestehen  des  Hofrates  existierend,  bis  zum  Untergang  neben  dem  des 
Kanzleidirektors  hergeht  (Goldschmidt  a.  a.  0.  Tab.  2). 
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Am  11.  Juni  1741  wird  der  Geheime-  und  Hofrat  Frh. 
V.  Wrede  zum  Vizepräsidenten  ernannt^).  Er  stirbt  jedoch 
wenige  Jahre  darauf,  ohne  dass  er  in  die  Stelle  des  Hofrats- 
präsidenten eingerückt  ist.  Ihm  folgt  als  Vizepräsident  der 
bereits  erwähnte  (s.  o.  S.  9)  Frh.  v.  Gymnich.  In  den 
70  er  Jahren  wird  dem  Geheimen  Konferenzminister,  zugleich 
adligem  Hofrat,  Grafen  von  Belderbusch^;,  ein  dahin  lauten- 
des Patent  verliehen.  Er  bleibt  auch  Vizepräsident,  als  er 
um  1779  zum  bevollmächtigten  Gesandten  in  Paris  ernannt 
wurde  und  folgte  nach  dem  Tode  des  derzeitigen  Inhabers, 
Frh.  v.  Gymnich,  diesem  im  Jahre  1784  im  Amt. 

Auch  für  den  Hofratsvizepräsidenten  enthält  die  Kanzlei- 
ordnung von  1724  keine  besonderen  Vorschriften,  noch  kennt 
sie  überhaupt  ein  solches  Amt.  Für  Nachrichten  über  die 
Tätigkeit  des  Hofrats  Vizepräsidenten  versagt  auch  die  Kanzlei 
Ordnung  von  1652  sowie  die  von  1683.  Wir  werden  uns  also 
mit  den  Angaben,  die  das  Patent  für  Frh.  v.  Gymnich  — 
s.  0.  S.  9  —  enthält,  begnügen  müssen.  Er  wird  den  Präsi- 
denten nach  aussen  vertreten  haben,  wenn  dies  auch  in  den 
geschäftlichen  Sachen  nach  wie  vor  der  Kanzleidirektor  tat. 
An  den  Sitzungen  des  Hofrates  nimmt  der  Vizepräsident  teil, 
oft  in  Gemeinschaft  mit  dem  Präsidenten^). 

o)  Der  Vlzekanzleidirektor. 

Nach  derselben  Richtung  wie  die  Tätigkeit  des  Vize- 
präsidenten haben  wir  die  des  Vizekanzleidirektors  ein- 
zuschätzen (s.  o.  S.  16).  Ein  solcher  ist  nachweislich  nur 
einmal,  1 746,  ernannt*).  Die  Kanzleiordnungen  enthalten  über 
ihn  nichts. 

d)  Die  Hofratsreferendare. 

Als  nur  zeitweilig  möchte  ich  auch  das  Amt  der  Hof- 
ratsreferendare    bezeichnen^).      Sie    erscheinen    um    die 


1)  A.  Ddf.  K.  E.  VII.  5a.  2)  Hofkalender  1770  u.  ff. 

3)  1774  z.  B.   der  Vizepräsident  v.  Belderbusch  an  41  von  98,   derselbe 
1775  an  56  von  116  Sitzungen  (s.  Tab.  III,  a.  u.  b.). 

4)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve. 

5)  Mit  ihnen  können  wir  die  .Auskultatoren*  in  Preussen  vergleichen 
(Isaacsohn  a.  a.  0.  III,  S.  122)  (Seh  m  oller,  Beamtenst.).  Sie  sollen  nach 
Isaacsohn  ,aus  gutem  Hause,   von  einigen  Mitteln,   solidem  Charakter  und 


! 
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Wende  des  17.  Jhs.  Ihre  Vorbildung  war  naturgemäss  eine 
juristische  (s.  o.  S.  24).  Sie  mussten  sich  darüber  in  einem 
vor  dem  Hofrate  abzulegenden  Examen  ausweisen.  Nach 
Ablegung  desselben  sollten  sie^):  „zur  ßefürderung  der  heyl- 
samen  gerechtigkeit  ...  die  verübende  (?)  Acta  zu  desto 
schleuniger  abhelffung  deren  streitenden  Theilen  mit  verlass 
und  abgebung  dessen  darüber  zu  verfassenden  rechtlichen 
gutachtens"  beschäftigt  werden.  Sie  waren  unbesoldete,  auf 
Sportein  angewiesene  Mitarbeiter  des  Hofrates,  denen  nur 
Sachen  zum  Referieren  —  das  geht  aus  dem  Sportein- 
verzeichnis aus  dem  Jahre  1788  ebenfalls  hervor,  das  bei 
keinem  der  vier  aufgeführten  Referendare  Sportein  für 
Korreferieren  angibt^)  —  nach  Bedarf  zugeteilt  werden^).  Bei 
eintretender  Vakanz  konnten  sie  durch  kurfürstliche  Er- 
nennung*) in  etatsmässige  Hofratsstellen  aufrücken. 

Die  ersten  Referendare  beim  Hofrat  erscheinen  1687^) 
(Dr.  iur.  Dierna  und  Lic.  iur.  Steinmann)  und  1699^)  (Dr. 
iur.  Freudenberg).  Die  nächsten  und  letzten  erscheinen  erst 
wieder  gegen  Ende  des  18.  Jh.  Ob  inzwischen  keine  ernannt 
sind,  lässt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Ich  möchte 
diese  Frage  verneinen;  denn  auch  die  Hofkanzleiordnung 
von  1724  wie  die  Hofkalender  versagen  völlig. 

§  5. 
Der  Hofratssekretär. 

Gehen  wir  nun  zu  dem  Kanzleipersonal,  so  haben  wir 
hier  als  obersten  Beamten  den  Hofratssekretär. 

Man  wird  zweifelhaft  sein  können,  ob  die  Sekretäre  dem 
Kanzleipersonal  zuzuzählen  sind.  Namentlich  bei  den  juristisch 
vorgebildeten  unter  ihnen  mag  man  glauben,  sie  dem  Kanz- 
leipersonal nicht  einreihen  zu  können.    Goldschmidt^)  weist 

oflenem  Kopf  zum  Anhören,  resp.  Referieren  ...  hei  den  Kammern  zugezogen 
und  diese  vornehmHcli  bei  der  Bestellung  von  Räten  berücksichtigt  werden.* 
Also  analog  wie  in  Kurköhi. 

1)  A.  Ddf.  K.  E.  VII.  10.  2)  s.  o.  S.  25,  s.  Tab.  II.         3)  A.  Ddf. 

K.  K.  Hofst.  Vi. 

4)  Hofkalender  1787  u.  fif.  Die  1786  als  Referendare  zum  erstenmal  auf- 
geführten erscheinen  bis  auf  einen  (Jungblut)  bereits  1790  als  ^Gelehrte  Hof- 
räte"  (s.  0.  S.  24). 

5)  A    Ddf.  K.  K.   Hofst.  Ve.  6)  a.  a.  0.  S.  103. 
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ihnen  für  Kurmainz   eine  Mittelstellung  zwischen    den  Räten 
und  der  Kanzlei  an.    Ebenso  macht  esHintze^)  für  Preussen. 
Für  Kurköln  wird  das  jedoch  nicht  zulässig  sein.     Denn  so 
wohl  die  Kanzleiordnungen  wie  die  Hofkalender  rechnen  die 
Sekretäre  zu  dem  KanzleipersonaP). 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhs.  sind  meistens  2  Sekretäre 
vorhanden  3).  In  der  ganzen  Zeit  bleibt  diese  Zahl  fast  un- 
verändert, nur  dass  wir  —  nachweisbar  von  1759  an  —  noch 
ein  oder  zwei  „adjungierte"  Hofratssekretäre  ausserdem  haben*). 
Aus  ihnen  ergänzen  sich  dann  zumeist  die  Sekretäre,  während 
ein  Aufsteigen  der  tieferstehenden  Kanzleibeamten,  so  z.  H. 
des  Registrators  und  Expeditors,  wegen  des  Unterschiedes 
in  der  Vorbildung  —  der  Sekretär  war  fast  ausschliesslich 
Jurist,  nicht  selten  rückte  er  in  erledigte  Hofratsstellen  ein^) 
—  nur  in  wenigen  Fällen  eingetreten  sein  wird.  Bekannt 
geworden  ist  mir  nur  ein  Fall:  der  seit  dem  12.  I.  1719  an- 
gestellte Hofratskanzlist  Clesse  wird  nach  fast  23jähriger 
Dienstzeit  am  14.  XII.  1741  zum  Sekretär  befördert^).  Damit 
war  natürlich  seine  Laufbahn  abgeschlossen. 

Der  Dienst  der  Sekretäre  beginnt  vom  I.November 
bis  zum  1.  April  um  9  Uhr,  in  den  übrigen  Monaten  um  8  Uhr. 
Zuvor  haben  sie,  wie  das  andere  Kanzleipersonal,  wenn  mög- 
lich, die  Messe  zu  hören.  Der  Vormittagsdienst  dauert  solange 
die  Sitzungen  sind  und  „die  Räthe  nicht  nach  Hauss  ge- 
gangen"^). Am  Nachmittage  haben  sie  regelmässig  von  3— 6  Uhr 
Dienst,  sind  aber  verpflichtet,  sofern  ausserordentliche  Sitzun 
gen  stattfinden,  bis  zu  deren  Beendigung  auf  der  Kanzlei 
anw^esend  zu  sein**).  Sollte  ein  Sekretär  zu  spät  kommen 
oder  fehlen^),  so  wird  angeordnet:  „dafern  einer  nach  ietziger 
Zeit  kommen  oder  zu  frühe  abgehen  würde,  selbigem  sollen 
ein  viertel  Reichsthaler,  demjenigen  aber,  so  [ohne]  erlaubnis 
gar  ausbleiben  dürfte,  einen  halben  Reichsthaler,  so  oft  solches 
geschehen  wird,  an  seinem  Salario  ....  abgezogen  werden 


1)  Behördenorganisation,  S.  181. 

2)  In    Bayern   getiören   die  Sekretäre  ebenfalls   zu  dem  Kanzleiperson;«! 
(Rosenthal,  a.  a.  0.  S.  331)  3)  K.  0.  1724,  II,  1. 

4)  Hofkalender    1759    u.    ff.  5)   s.  o.  S.  23.  6)    A.  Ödf.  K.  K. 

Hofst.  Ve.  7)    Vgl.  auch  Kurmainz  (Gold  seh  m  idt,  a.  a.  0.  S.   103). 

8)  K.  0.  1724,  II,  1—3.  9)  wie  Anm.  8. 


qi 
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gestalt  dass  der  jüngere  Cantzlist  die  ausbleibende  und  zu 
spat  erscheinende  ohne  einig  übersehen  täglich  zu  verzeichnen 
und  darob  eine  richtige  designation  zu  endt  jeden  Monaths 
dem  Cantzleydirector  zu  überreichen".  An  dem  Unsittlichen, 
das  in  dieser  Überwachung  der  Vorgesetzten  durch  ihre  eige- 
nen Untergebenen  lag,  scheint  man  damals  keinen  Anstoss 
genommen  zu  haben. 

Der  Sekretär,  d.  h.  der  jedesmal  diensthabende,  ist 
zunächst  bei  allen  Sitzungen  des  Hofrates  als  Protokoll- 
führer zugegen.  In  welcher  Weise  sich  der  Wechsel  unter 
den  Sekretären  vollzog,  unterlag  wohl  im  einzelnen  der  Be- 
stimmung des  Präsidenten;  genaue  Regeln  haben  hier  nicht 
bestanden.  Mitunter  führt  ein  Sekretär  die  Protokolle  durch 
das  ganze  Jahr,  so  z.B.  1774  und  1775;  mitunter  wechselt 
das  aber  auch  häufig,  so  dass  nicht  einmal  die  in  einer 
Woche  stattfindenden  Sitzungen  von  ein-  und  demselben 
Sekretär  protokolliert  werden^). 

Bei  der  Protokollführung  in  den  Sitzungen  hat  der  Sekre- 
tär über  alle  weggehenden  und  zukommenden  Hofräte  genaue 
Vermerke  zu  machen ^j.  Dies  geschieht,  indem  er  in  dem 
Protokollbuch  durch  den  Namen  des  Betreffenden  mit  einem 
hinzugesetzten  „accessit",  bezw.  „discessit"  darauf  hinweist^). 
Hierdurch  werden  die  Hofräte  nach  ihrer  Teilnahme  an  den 
Sitzungen  des  Kollegiums  kontrolliert  und  andererseits  — 
das  hebt  die  Kanzleiordnung  nur  hervor  —  kann  die  jewei- 
lige Präsenz  für  das  Votum  Bedeutung  haben. 

Der  öffentlich  von  dem  jeweiligen  Vorsitzenden  im  Hof- 
ratskollegium verkündete  Beschluss  wird  meistens  von  dem 
Referenten  dem  Sekretär  diktiert*).  Er  hat  den  Beschluss 
dann,  falls  er  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  noch  einmal 
vorzulesen.  Die  Fertigstellung  desselben  unterliegt^)  ihm 
ebenfalls.  Er  legt  ihn  dem  Direktor,  bezw.  wenn  in  der  Sache 
ein  eigener  Referent  bestellt  gewesen  ist,  zuvor  diesem  und 
dann  erst  dem  Direktor  zur  Unterschrift  vor. 

Ferner  ist  es  Sache  des  protokollierenden  Sekretärs,  dem 
Protokoll   einen  „Index   per   modum  Alphabet!"   voran- 

1)  Durch  Schriflvergleich  z.  B.  aus  dem  Protokollbuch   1787  festgestellt. 

2)  K.  0.  1724,    II,    21.  3)  Protokollbücher  1774,  1775,  1787. 
4)  K.  0.  1724,  I,  35.        5)  K.  0.  1724,   I,  22. 
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zustellen  und  diesen  zur  Beglaubigung  der  Richtigkeit  7a\ 
unterschreiben').  Das  ist  jedoch  in  den  Protokollbachern  am 
Ausgange  des  18.  Jahrhs.  nicht  mehr  geschehen^). 

Aufgabe  des  Sekretärs,  der  in  den  Sitzungen  am  Morgen 
„das  Protocollum  rerum  resolutarum"  geführt  hat,  ist  es, 
Nachmittags  um  3  Uhr  einen  Zettel'')  mit  Rubriken  über  die 
erledigten  Sachen  an  die  Kanzleitür  zu  hängen,  damit  Par- 
teien und  Prokuratoren  sich  davon  überzeugen  können  und 
nicht  vergeblich  aufgehalten  werden. 

Der  jeweilig  älteste  Hofratssekretär  führt  das 
Protokoll  in  den  Sitzungen  des  Landtags  des  Erz- 
stiftes*). 

Da  die  Sekretäre  sich  in  ihrem  Dienst  in  den  Sitzungen 
des  Hofrates  abwechselten,  konnte  natürlich  der  Fall  ein- 
treten, dass  eine  Sache,  die  in  verschiedenen,  zeitlich  sehr 
auseinanderliegenden  Sitzungen  behandelt  wurde,  verschie- 
denen Sekretären  zufiel.  Das  soll  nach  Möglichkeit  vermieden 
werden;  die  betreffende  Sache  soll  dann  zur  weiteren  Be 
arbeitung  dem  Sekretär  zugestellt  werden,  der  in  ihr  schon 
tätig  war. 

Sodann  ist  angeordnet'^),  dass  die  Sekretäre  ihre  Proto- 
kolleverschlossen halten  und  „nit  also  unachtsam  jedermennig- 
lich  zu  lesen  auf  der  Cantzley  liggen  lassen". 

Verboten  ist  es  ihnen  auch*^),  die  etwa  von  Referenten 
oder  anderen  Hofräten  im  Konzept  aufgestellten  Bemerkungen 
den  Akten  beizufügen.  Sie  haben  diese  vielmehr  abzu- 
schreiben und  die  Originale  dem  Referenten  zurückzuliefern. 

Eine  für  die  damalige  Zeit  erklärliche  Bestimmung  ist 
die,  dass  den  Sekretären,  Registratoren  und  anderen  Kanz- 
leibeamten aufs  strengste  untersagt  wird^j,  zu  Gunsten  irgend 
einer  Partei  bei  den  Hofräten  Beeinflussungs-  und  Bestechungs 
versuche  zu  unternehmen,  weder  bei  Ratssitzungen  noch  bei 
einer  anderen  Gelegenheit.  Bei  Expeditionen^),  deren  Er- 
ledigung den  Sekretären  anvertraut  wird  und  die  diese  sofort 


1)  K.  0.  1724,  I.  45.  2)  K.  0.  1724  II,  9. 

bücher  1774,  1775,  1787. 

4)  Landtagsprotokollc    1748    ff.    (St.-A.  Bonn). 

5)  K.  0.  1724,11,  15.        6)  K.  0.  1724,  II,  17. 
8)  K.  0.  1724,   II,   25. 


3)  Hofratsprotokoll- 

Äuch  Essers  a.  a.  0. 
7)  K.  0.  1724,  II,  23 
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zu  entwerfen  und  zu  vollenden  haben,  ist  es  ihnen  verboten, 
den  Parteien  irgendwelche  Nachricht  zukommen  zu  lassen^), 
wie  es  ebenso  bei  „arbiträrer  Straf"  untersagt  ist'*),  von 
Schreiben,  Berichten  und  Edikten  jemandem  etwas  mitzuteilen 
oder  gar  ohne  Erlaubnis  des  zuständigen  Hofrates  davon  Ab- 
schrift'"^) anzufertigen.  Auch  ist  es  durchaus  unstatthaft,  w^enn 
sie  etwa  den  Parteien  oder  ihren  Bevollmächtigten  Akten  in 
die  Wohnung  tragen  oder  denselben  zur  Lektüre  zurück- 
lassen. 

Sekretären,  die  sich  im  Amte  bewährten,  konnte  der 
Titel  als  Hofrat  verliehen  werden,  w^enn  sie  nicht  bei  ein- 
tretender Vakanz  in  Hofratsstellen  aufrückten  (s.  o.  S.  23)*). 

Die  Uniform  der  Hofratssekretäre  ist  dieselbe  wie  auch 
die  der  Räte^)  (s.  o.  S.  26). 

Die  Besoldung  der  Sekretäre*')  ist  zu  Beginn  des 
18.  Jahrhs.^):  200  Rth.  Eine  Steigerung  bringt  für  sie  erst 
das  Jahr  1786^).  Das  Salarien Verzeichnis  aus  diesem  Jahr 
enthält  die  Besoldung  für  5  Sekretäre.  Da  das  Verzeichnis 
eine  Registratorstelle  nicht  enthält,  haben  wir  dafür  eine  in 
Abzug  zu  bringen.  Das  wird  vermutlich  die  mit  200  Rth. 
dotierte  sein.  (Der  Expeditor  erhält  180  Rth.)  Da  eine  Stelle 
durch  einen  Strich  als  unbesetzt  charakterisiert  ist,  bleiben 
nocih  3  übrig.  Von  diesen  sind  2  mit  je  240  Rth.,  eine  — 
es  wird  dabei  bemerkt:  Archivsekretär  —  mit  333  Rth.  26  Alb. 
8  Hell,  besoldet.  Die  Sekretäre  erhalten  1786  also  240  Rth. 
Gehalt. 

Zu  diesem  Gehalt  kommen  für  die  Sekretäre  noch  die 
Sportein.  Über  sie  gewinnen  wir  ein  Bild,  wenn  wir  uns 
die  Hofratskanzleitaxe^)  vom  Jahre  1743,   die  bis  zum  Ende 


1)  K.  0.  1724,  II,  26.  2)  K.  0.  1724,  II,  27. 

3)  Hofkalender  1760  u.  ff.  4)  Desgl.  Kurbayern  (Hosenthal  a.  a.  0. 
S.  333).  b)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  8. 

6)  In  Kurmainz  1690:  281  ff.;  1790:  405  fl.  (Goldschmidt,  Tab.  2). 

7)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe  Jos.  Giern.  1  m.  Nach  dem  Salarienverzeichnis 
aus  1760  (Materialien  I,  8),  dessen  Richtigkeit  ich  schon  oben  (S.  17)  glaubte 
bezweifeln  zu  können,  soll  der  1.  Sekretär  in  diesem  Jahre  noch  200,  der  2. 
nur  195  Rth.  erhalten  haben.  Ebensoviel  soll  ein  Kanzlist  erhalten  haben  (!), 
während  der  Expeditor  nur  mit  151  Rth.  9  Alb.  4  Hell,  erscheint  (!?) 

8)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.   Vi. 

9)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  70  (Gedr.:  .Sammlung"). 
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des  Kurstaates  in  Kraft  war,  vergegenwärtigen.  Nach  ihr 
erhält  der  Sekretär  als  Protokollführer  für  einen  abschrift- 
lichen Auszug  des  ProtokoUes  26  Alb.  4.  Hell.;  ist  das  Proto- 
koll in  dem  anzufertigenden  Auszug  sehr  lang,  d.  h.  über 
2  Bogen,  so  sind  an  ihn  für  jeden  Bogen  13  Alb.  2  Hell,  zu 
zahlen.  Bei  Kommissionssitzungen  ausserhalb  Bonns,  zu  denen 
der  Sekretär  als  Protokollführer  mitgenommen  wird,  erhält 
er  ausser  freier  Verpflegung  und  Fahrt,  die  von  den  Par- 
teien zu  stellen  ist,  2  Rth.  Derartige  Kommissionsfahrten 
scheinen  ziemlich  häufig  nötig  gewesen  zu  sein.  Berechnet 
doch  eine  Tabelle,  die  vom  Jahre  1775  bis  1785  reicht»),  die 
Reisekosten  des  Hofrates  vom  Juli  1784  bis  ebendahin  1785  auf 
1 144  Rth.  14  Alb.  8  Hell.;  in  derselben  Zeit  von  1782/83  beträgt 
die  Summe  1211  Rth.  (51  Alb.  4  Hell.,  während  die  Reisekosten 
der  Hofkammer  zu  derselben  Zeit  ganz  minimal^)  sind:  von 
Juli  1784/85  sind  überhaupt  keine  verzeichnet  und  1782/83 
betragen  sie  12  Rth^).  Ferner  erhält  der  Sekretär  pro  re- 
sponso  cuiusvis  testis  ad  quodlibet  interrogatorium  2  Alb.  8  Hell. 
Ausser  diesen  Sportein  empfängt  der  älteste  Hofratssekretär 
für  die  Hinterlegung  und  Auszahlung  von  Depositen  auf  der 
Hotratskanzlei  je  einen  halben  Reichstaler. 

§  6. 
Der  Hofratsregistralor. 

Dem  Sekretär  zunächst  untergeordnet  ist  der  Regi- 
strator.  Er  ist  nicht  akademisch  vorgebildet  und  wird  sich 
infolgedessen  aus  den  ihm  untergeordneten  Stellen  ergänzt 
haben.  Ein  Beispiel  sei  angeführt:  Andernach,  als  Kanzlist 
am  23.  V.  1703  in  Dienst  getreten,  am  27.  IL  1715  als 
solcher  von  neuem  bestätigt,  wird  am  15.  VHI.  1723  zum 
Registrator  ernannt  und  als  solcher  wieder  beim  Regierungs 
antritt  Clemens  Augusts  von  diesem  am  12.  I.  1724  bestätigt'^). 
Mit  der  Erreichung  des  Amtes  als  Registrator  war  die  Karriere 
für   die  Subalternen  gewöhnlich   zu  Ende;    allenfalls    konnte 


1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi.  2)  wie  Anni.  1. 

3)  Allerdings  wird  für  das  Jahr  1775/76  bei  der  Hofkammer  die  horrende 
Summe  von  4815  Rth.  40  Alb.  4  Hell,  aufgeführt. 

4)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  V  e. 
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er  zum  Hofratssekretär   befördert   werden;    jedoch   sind  die 
Sekretäre    von    ca.    1750     an    fast    ausschliesslich    Juristen 

(s.  0.  S.  23). 

Bis  1785  haben  wir  nur  einen  Registrator,  wie  denn 
auch  die  K.  0.  v.  1724  nur  einen  vorsieht^).  Von  dieser  Zeit 
an^)  erscheinen  drei  und  zwar  sind  zwei  ausschliesslich  für 
die  eigentlichen  Geschäfte  des  Hofrates  in  Justiz-  und  Extra- 
judizialsachen    da,    während    der    dritte    als   Lehnregistrator 

fungiert. 

Die  äussere  Anordnung  des  Dienstes  ist  dieselbe, 
wie  bei  dem  Sekretär.  Ihr  Dienst  beginnt  und  endigt  zur 
selben  Zeit^). 

Die  Tätigkeit  des  Registrators  bestand  nun  zunächst 
darin,  dass  er  bei  allen  eingehenden  Prozessen  ein  genaues 
Verzeichnis  der  beigefügten  Anlagen  anfertigt^),  die  einzelnen 
Blätter  der  Akten  numeriert  und  „solches  zwarn  bey  Straf 
der  Suspension  und  auf  ferneres  betretten  der  völliger  amotion 
des  sein  Ambt  nicht  desfals  beobachtenden  Registratoris." 
Für  jede  derartige  „in  causis  partium  einrichtende  inrotula- 
tion"  erhält  der  Registrator  einen  halben  Reichstaler. 

Der  Registrator  ist  Beisitzer  des  Hofrates  bei  der 
Inskription  der  Prozesse  in  dem  Revisionsgericht,  in  dem  der 
letztere  den  Vorsitz  führt,    der  Registrator  die  Schreibarbeit 

besorgt^). 

Dem  Registrator  liegt  es  ob,  die  eingebrachten 
Prozesse  einzuschreiben«).  Diese  Einschreibung  hat  in 
Gegenwart  der  dazu  zu  zitierenden  Prokuratoren  zu  ge- 
schehen, die  die  vollzogene  Einschreibung  unterzeichnen 
müssen. 

Ferner  hat  er  ein  Urteilsbuch  zu  führen,  das  die  „in 
Appellatoriis  et  Revisoriis  causis"  gefällten  Urteile  enthalten 
muss^).     Er  hat  dieses  dann  alle  Monat  dem  Hofratskollegium 

vorzulegen. 

Um  den  Parteien  Rede  stehen  zu  können,  soll  der 
Registrator  eine  Stunde  vor  Beginn  der  Sitzung  in  der  Kanzlei 
anwesend  sein^). 


1)  K.  O.   1724,  11,  1. 
4)  K.  0.  1724,  I,  6. 
7)  K.  0.  1724,  II,  7. 


2)  Hofkalender  1785  u.  ff.  3j  S.  o.  S.  40. 

5)  K.  0.  1724,  I,  46.  6)  K.  0.  1724,  I,  6. 

8)  K.  0.  1724,  11,  10. 
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Die  Protokolle  der  Judizial-Revisionssachen, 
deren  Führung:  ihm  ja  obliegt,  hat  er  zwei  Tage  nach  den 
betreffenden  Sitzungen  fertigzustellen.  In  Judizialsachen 
empfängt  er  von  den  Prokuratoren  die  Sportehi'),  die  nach 
Ausstellung  eines  „ersten  Verfolgs"  zu  bezahlen  sind;  er  hat 
sie  jedoch  sofort  zurückzuzahlen,  wenn  die  Ausfertigung  des 
endgültigen  Urteils  nicht  innerhalb  eines  halben  Jahres  von 
der  Zahlung  der  Sportein  an  gerechnet;  erfolgt  ist. 

Es  ist  dem  Registrator  untersagt,  Akten,  insbesondere  Ori- 
ginalia,  ohne  Empfangsbestätigung  eines  Hofrates  auszuleihen 2). 
Gibt  er  Akten  gegen  solchen  Schein  heraus,  so  hat  er  das 
anzumerken  und  bei  Rückgabe  der  betreffenden  Akten  den 
darauf  bezüglichen  Vermerk  zu  löschen.  Desgleichen  gilt 
für  ihn  das  oben  für  die  Sekretäre  angeführte  Verbot  des 
Beeinflussens,  der  Mitteilung  von  Entscheidungen,  Referenten 
usw.  an  die  Parteien^).  Ihm  wird  also  ebenfalls  das  Amts- 
geheimnis zur  strengsten  Pflicht  gemacht. 

Die  Protokollführung  in  Revisionssachen  hat  stets  per- 
sönlich zu  erfolgen*).  Nur  im  Notfalle  darf  den  Registrator 
ein  anderer  Kauzleibeamter  vertreten. 

Speziell  für  das  Jahr  1724  wird  angeordnet^),  dass  der 
Registrator  und  Expeditor  alle  Edikte  und  Verordnungen  zu- 
sammenstellen, sauber  abschreiben,  nach  Materie  und  Jahr 
geordnet,  in  ein  Buch  einheften  und  es  auf  den  in  der  Rats- 
stube stehenden  Tisch  legen  soll  und  „keinem  anderen,  wer 
er  seye,  erlaubt  seyn  solle,  nacher  Hauss  zu  nehmen."  Dies 
soll  längstens  in  vier  Wochen  geschehen  sein.  Für  die  Zu- 
kunft musste  diese  Sammlung  von  nicht  zu  unterschätzender 
Bedeutung  sein. 

Das  Gehalt  der  Registratoren  bleibt*^)  ebenso  wie  das 
der  Sekretäre  auf  annähernd  derselben  Höhe;  zu  Beginn') 
und  Mitte^)  des  18.  Jhs.  beträgt  es  150  Rth.  und  erhöht  sich 


1)  K.  0.  1724,   11,  6.  2)  K.  0.  1724,  III,  16.  3)  K.  0.  1724, 

II,  23.  4)  K.  0.  1724,  II,  28.  5)  K.  O.  1724,  II,  35. 

6)  In  Kurmainz  festes  Gehalt  1690:  214,24  fl.;  1790:  461,25  fl.     1790  der 
jüngste  Registrator  228,15  fl.  (G  ol  d  sc  h  m  id  t ,  a.a.O.  Tab.  2). 

7)  A.    Ddf.    K.  Erzbischöfe.     Jos.    Giern.    1  m.  8)   A.   Ddf.    K. 
bischöfe.     Clem.  Aug.  7e. 


um  1786^)  auf  200  Rth.  Dazu  kommen  auch  bei  ihnen  ziem- 
lich hohe  Sportein.  Die  hauptsächlichsten  gebe  ich  im  folgen- 
den nach  der  Kanzleitaxe  von  1743^). 

So  erhält  der  Registrator  für  jeden  Termin  von  jeder 
Partei  in  Judizialsachen  6  Alb.,  für  die  Inrotulation  24  Alb. 
Werden  Akten  von  einer  früheren  Instanz  eingefordert,  so 
erhält  der  Registrator  dafür  26  Alb.  8  Hell.  ,,Pro  decreto 
reassumendi"  und  „pro  decreto  constituendi'^  sind  je  26  Alb. 
8  Hell,  fällig,  wie  für  die  Publikation  eines  Dekrets  noch 
24  Alb.  zu  zahlen  sind.  Die  Expedition  des  Dekrets  ist  mit 
26  Alb  8  Hell,  belastet.  Für  jede  Einsicht  der  Akten  durch 
die  Parteien  oder  ihre  Advokaten  bezieht  der  Registrator 
26  Alb.  8  Hell.;  für  die  Abschrift  eines  Berichtes  20  Alb. 
Fungiert  der  Registrator  als  Protokollführer  (s.  o.  S.  46),  so 
erhält  er  dafür  an  Diäten  1  Rth.  Werden  Zeugen  ver- 
nommen, so  erhöht  sich  die  Gebühr  auf  das  Doppelte.  Alle 
diese  bis  hierher  aufgeführten  Sportein  standen  dem  Re- 
gistrator für  seine  Tätigkeit  in  Judizialsachen  zu.  Nicht  ge- 
ringer waren  sie  aber  auch  in  Extrajudizialsachen.  Für 
Einforderung  von  Akten,  Erlass  von  den  oben  angeführten 
Dekreten  sind  die  Gebühren  dieselben.  „Pro  praesen- 
tatione  priorum"  gebühren  ihm  25  Alb,  8  Hell.  Die  Höhe 
der  Abgaben  für  die  Abschrift  eines  Berichts  ist  dieselbe. 
„Pro  vino  sententiae",  der  bei  Judizialsachen  der  ganzen 
Kanzlei  zugute  kommt,  sind  jetzt  an  den  Registrator  26  Alb. 
8  Hell,  abzuführen.  Damit  jedoch  die  Kanzlei  nicht  zu  sehr 
beeinträchtigt  wird,  haben  die  Parteien  für  die  „Amanuenses" 
53  Alb.  4  Hell,  zu  zahlen. 

Wenn  wir  berücksichtigen,  dass  fast  für  alles,  was  in 
einem  Prozess  geschah,  von  der  Einreich ung  der  Sache  an 
bis  zur  Sentenz  dem  Registrator,  Sportein  zu  entrichten  sind, 
wird  es  immerhin  berechtigt  sein,  diese  an  Höhe  dem  Gehalt 
zum  mindesten  gleich  zu  stellen.  Es  ist  nur  zu  bedauern, 
dass  das  Sporteinverzeichnis  von  1 788  über  die  Sportein  der 
Kanzleibeamten  nichts  enthält,  so  dass  es  uns  unmöglich  ist, 
ein  genaues  Bild  ihrer  Höhe  zu  gewinnen. 


Erz- 


1)    A.   Ddf.    K.    K.  Hofst.  Vi. 


2)  A.  Ddf.  K.  2.  VII  70. 
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§  7. 

Der  Hofratsexpeditor. 

Dem  Registrator  folgt  iii  der  Rangordnung  der  Expe- 
ditor  und  zwar  ist  im  ganzen  18.  Jh.  —  abgesehen  von  den 
Jahren  17*^6—89,  in  denen  wir  zwei  Expeditoren  haben')  — 
nur  ein  Expeditor  vorgesehen.  Auch  für  ihn  gilt,  was  bereits 
von  dem  Registrator  gesagt  ist,  er  ist  subaltern,  aus  der 
Klasse  der  Kanzlisten  hervorgegangen.  So  wird  der  am 
20.  XL  1700  als  Kriegskanzlist  angestellte,  am  20.  II.  1715 
als  Hofratskanzlist  übernommene  Hammann  am  18.  IV.  1715 
zum  Hofratsexpeditor  befördert  2). 

Die  Dauer  des  Dienstes  ist  dieselbe,  wie  beim 
Registrator,  von  8  bezw.  9  Uhr  bis  12  Uhr^). 

Durch  sein  Amt  dazu  bestimmt,  hat  der  Expeditor*) 
„auch  bey  abfertigung  und  ankunft  deren  Posten 
gegenwärtig  [zuj  seyn  und  bey  abwesenheit  Ihrer  Churfürst- 
lichen  Durchlaucht  die  von  deroselben  anlangenden  schreiben 
dero  Kantzley  Directoren  oder  negstem  Rath,  oder  woran 
selbige  sonsten  in  particularius  gehören,  also  bald  hin- 
lieffern". 

Wie  der  Registrator  in  Judizialsachen,  so  empfängt  der 
Expeditor  in  Extrajudizial  Sachen^)  diese  zum  Ein- 
schreiben. Ebenso  erhält  er  in  Extrajudizialsachen  nach 
Ausstellung  eines  ersten  Bescheids  die  Sportein  von  den 
Prokuratoren  oder  direkt  von  den  Parteien  und  hat  sie  unter 
denselben  Voraussetzungen,  wie  der  Registrator  in  Judizial- 
sachen, wenn  nämlich  die  Ausfertigung  des  Urteils  länger 
als  ein  halbes  Jahr  auf  sich  w^arten  lässt,  zurückzuzahlen. 

Der  Expeditor  hat  die  an  die  Kanzlei  gegebenen  Be- 
schlüsse zwecks  Reinschrift  unter  die  Kanzlisten  zu 
verteilen^).  Er  hat  auch  —  w^as  sachlich  mit  seinem  son- 
stigen Ressort  nichts  zu  tun  hat  —  darauf  zu  achten,  dass 
das  Wohl  und  Wehe  der  Witwen  und  Armen  gewahrt 
bleibt^). 


1)  Hofkalender  1786  u.  fif.     2)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve. 
3)  K.  0.  1724,  II,  1,2.      4)  K.  0.  1724  II,  2.      5)  K.  0.  1724, 
U,  6.      6)  K.  0,  1724,  II,  31.      7)  K.  0.  1724,  II,  32. 
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Gemeinsam  mit  dem  Registrator  hat  1724  der  Expeditor 
die  Verfügungen  und  Edikte  zu  sammeln,  einzubinden  und 
aufzulegen^). 

Der  Expeditor  und  die  Kanzlisten  erhalten  die  früher 
den  Kanzleiboten ^)  überlassene  Befugnis,  die  abgehenden 
Schriftstücke  zu  verschliessen  und  zu  versiegeln,  da  bei  der 
Erledigung  dieser  Sachen  durch  die  Kanzleiboten  zu  grosse 
Unregelmässigkeiten  entstanden  waren.  Diesen  bleibt  für  die 
Zukunft  nur  die  Abfertigung  von  gedruckten  Schreiben  und 
Patenten  überlassen. 

Eine  schleunige  Abfertigung  der  erledigten 
Sachen^),  wobei  diejenigen,  die  sich  auf  das  Erzstift  selbst 
beziehen,  besonders  eilig  zu  behandeln  sind,  wird  dem  Ex- 
peditor zur  Pflicht  gemacht. 

Als  Siegelbewahrer  soll  der  Expeditor  dies  natur- 
gemäss  in  keiner  anderen  Sache  „so  ad  casus  justitiae  und 
der  Cantzleyen  gehörig  gebrauchen,  die  nit  zuvor  in  consilio 
beschlossen  und  mit  dem  Protocollo  justificiret  werden  können"  *). 
Der  Expeditor,  der  zugleich  als  Botenmeister^)  die 
Oberaufsicht  über  die  Kanzleiboten  hat^),  hat  ein  „Protocoll 
oder  Register"  zu  führen,  „was,  wohin,  und  mit  was  schreiben 
oder  bevelch  die  hotten  ausgeschickt,  was  für  andtwort  oder 
Recepisse  zurückgebracht,  registrieren".  Die  Kanzleiboten 
haben  jedoch  die  Sachen  nur  auszutragen,  die  in  der  un- 
mittelbaren Nähe  Bonns,  als  dem  ständigen  Sitze  des  Hof- 
rates, liegen.  Die  anderen  Bescheide  werden  mit  den  gewöhn- 
lichen Posten  —  Extraposten  sind  wegen  der  unnötigen  Ver- 
teuerung zu  vermeiden^)  —  abgefertigt.  Die  allgemeinen 
Bescheide  und  Edikte,  die  der  Hofrat  ergehen  lässt,  werden 
im  Wege  der  öffentlichen  Verlesung  von  der  Kanzel  bekannt 
gemacht^).   Dieses  Recht  der  Bekanntmachung  von  der  Kanzel 


1)  K.  0.  1724,  II,  35,  s.  o.  S.  46.        2)  K.  0.  1724,  II,  39.        3)  K    0 
1724,  II,  8.  4)  K.  0.  1724  I,  4. 

5)  In  Kurmainz  ist  der  älteste  Sekretär  Botenmeister  (G  o  1  d  s  c  h  m  i  d  t 
a.  a.  0.  S.  300  ff.).  6)  K.  0.  1724,  II,  19. 

7)  ProtocoUum  camerale  27.  XI.  1743  (A.  Ddf.  K    E.   VII  8).    Daraufhin 
aucli  in  gleicher  Weise  für  den  Kurfürstlichen  Hofrat  angeordnet. 

8)  Bonn,  17.  III.  1762  (A.  Ddf.  K.  E.  VII 8  VIb  u.  c). 
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steht  ausser  den  vom  Kurfürsten  unmittelbar  erlassenen  nur 
den  Hofratsedikten  zu. 

Als  Besoldung  erhält  der  Expeditor  1714'):  150  Rth.; 
17352):  155  Rth.  und  17863):  180  Rth.  Bemerkenswert  ist 
hierbei,  dass  er  1735  mehr  5  Rth.  und  1786  weniger  20  Rth. 
erhält,  wie  der  Registrator,  während  das  Gehalt  beider  zu 
Beginn  des  18.  Jahrhunderts  gleich  ist. 

Sport  ein  bezieht  der  Expeditor  nach  der  Kanzleitaxe 
von  1743  nicht,  wenigstens  er  nicht  für  sich  allein.  Die 
Kanzlei  —  in  diesem  Falle  haben  wir  wohl  darunter,  da 
Sekretär  und  Registrator  ihre  gesonderten  Gebühren  beziehen, 
Expeditor  und  Kanzlisten,  vielleicht  auch  noch  die  Kanzlei- 
boten zu  verstehen  —  erhält  bei  einem  Prozess:  „pro  iuribus 
et  expeditione  Sententiae"  zusammen  2  Rth.  30  Alb.  und  ^pro 
vino  Sententiae"  53  Alb.  4  Hell.  Diese  Sportein  für  die  Kanzlei 
sind  jedoch  nur  in  Judizialsachen  fUllig,  während  in  Extra- 
judizialsachen  den  Parteien  Sportein  in  dieser  Hinsicht  nicht 
erwachsen. 

§  8. 
Die  Hofratskanzlisten. 

Die  Zahl  derHofratskanzlisten  ist  eine  schwankende. 
Die  Kanzleiordnung  von  1724  bestimmt  2  Kanzlisten*).  Aber 
1759^)  sind  es  bereits  3;  im  folgenden  Jahre  sogar  5®),  d.  h. 
3  Kanzlisten,  1  Archivkanzlist  und  1  Akzessist.  1763*^)  haben 
wir  2  Kanzlisten,  1  Archivkanzlisten  und  2  Akzessisten.  So 
bleibt  es  bis  1770.  In  diesem  Jahre  haben  wir  je  einen 
Kanzlisten,  Archivkanzlisten  und  Akzessisten^).  1774^)  sind 
es  ausser  je  einem  Kanzlisten  und  Archivkanzlisten  2  Akzes- 
sisten. 1780'^):  3  Kanzlisten  und  2  Akzessisten;  ein  Archiv- 
kanzlist erscheint  nicht.  1785^^)  2  Kanzlisten,  von  denen  einer 
als    Titularrat^^),    „Conseiller    honoraire",    bezeichnet    wird, 

I)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe.  Jos.  Clem.  1  m.  2)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe, 
dem.  Aug.  7e.  3)  A.  Ddf.  K,  K.  Hofstaat  Vi.  4)  K.  0.  1724,  II,  1. 

5)  Hofkalender  1759.         6)  Hofkalender  1760.        7)  Hofkalender  1763. 
8)  HoHtalender  1770.        9)  Hofkalender  1774.         10)  Hofkalender  1780. 

II)  Hofkalender  1785. 

12)  Der  Titel  als  „Titularrat*  war  eine  Auszeichnung  für  lange  im  Amte 
stehende  und  bewährte  Subalterne.  Er  ist  wohl  von  dem  eines  ^Titularhof- 
rats"  und  »Titularhofkammerrats*  zu  unterscheiden.  Diese  beiden  verleihen 
einen  bei  weitem  höheren  Rang. 


1  Archivkanzlist  und  3  Akzessisten.  Nach  der  Einrichtung 
des  Oberappellationsgerichtes  durch  Max  Franz  im  Jahre 
1786,  das  einen  grossen  Teil  der  Geschäfte  des  Hofrates  über- 
nimmt und  dadurch  die  Schreibarbeit  um  ein  Beträchtliches 
verriDgert,  nimmt  naturgemäss  auch  die  Zahl  der  Kanzlisten 
ab.    Sie  beträgt  im  Jahre  1787^)  nur  noch  2:  1  Kanzlist  und 

1  Akzessist.  Die  1785  vorhandenen  Kanzlisten  sind  z.  T.  an 
das  Oberappellationsgericht  übergegangen,  z.  T.  im  Hofrate 
aufgerückt 2).  Die  Reduzierung  der  Kanzlisten  ist  jedoch 
nicht  von  langer  Dauer;  denn  schon  1790^)  haben  wir  wieder 

2  Kanzlisten  und  2  Akzessisten,  1794*):  2  Kanzlisten  und 
einen  Akzessisten.  Wir  sehen  also,  dass  die  Zahl  der  Kanz- 
hsten  stets  sehr  schwankt;  sie  ist  am  geringsten  1787:  1  Kanz- 
list und  1  Akzessist;  am  grössten  1780:  3  Kanzlisten  und 
2  Akzessisten. 

Zeitlich  ist  der  Dienst  der  Kanzhsten  im  allgemeinen 
derselbe  wie  der  des  andern  Kanzleipersonals 5). 

Ihnen  wird  in  besonderem  Masse  die  Wahrung  des 
Amtsgeheimnisses  zur  Pflicht  gemacht^).  Verliess  doch 
kein  Aktenstück  die  Kanzlei,  an  dem  die  Kanzlisten  nicht 
irgendwie  beteiligt  waren.  Hatten  sie  auch  nicht  immer  die 
Reinschrift  besorgt,  so  waren  sie  doch  jedenfalls  bei  dem 
Versiegeln,  Absenden  usw.  dabei. 

Ihre  Hauptarbeit  beruhte  auf  der  Anfertigung  der 
Reinschriften,  die  ihnen  der  Expeditor  zuteilte^). 

Besondere  Befugnisse  hat  dann  noch  der  jüngste 
Kanzlist.  Für  ihn  wird  zunächst  bestimmt «),  dass  er  der 
erste  und  der  letzte  auf  der  Kanzlei  zu  sein  und  diese  auf- 
und  abzuschliessen  hat.  Sodann  hat  er^)  die  genügende 
Reinigung  der  Kanzlei  und  Ratsstube  durch  die  Kanzleiboten 
zu  überwachen.  Er  hat  „die  Räthe  mit  Dienten,  Federn, 
papiern  und  sonsten  allezeit  versehen  und  alles  darin  jeder- 
zeit  sauber  und  in  guter  Ordnung  zu  halten." 

1)  Hofkalender  1787. 

2)  So  der  Kanzlist  Friessem  zum  Expeditor  beim  0.  A.  Gericht,  Seilner 
zum  Expeditor  beim  Hofrat;  Akzessist  Diericks  zum  Kanzlist  beim  0.  A.  G.  • 
Akzessist  Hammann  zum  Kanzlist  beim  Hofrat. 

3)  Hofkalender  1790.  4)  K.  0.  1724,  U,  1.  5)  K.  0.  1724  II,  5 
6)  Hofkalender  1794.  7)  s.  o.  S.  48.  8)  K.  0.  1724  H  20 
9)  K.  0.  1724.  II,  22.  •     »      • 


-    52    - 


Die  Kanzlisten  haben  sämtlich  ein  Formularbuch 
anzulegen  und  zu  führend,  in  das  die  Formeln,  die  öfters 
gebraucht  werden,  einzutragen  sind.  Dies  Formularbuch 
haben  sie  auf  der  Kanzlei  zu  bewahren. 

Ein  letzter  Paragraph  ordnet  für  die  Kanzlisten  an,  dass 
sie  für  ihren  eigenen  Gebrauch  gleich  nach  ihrem  Dienst- 
antritt ein  „Titular"  zu  verfertigen  haben^),  das  von  ihnen 
immer  in  Ordnung  gehalten  und  ergänzt  werden  muss. 

An  Gehalt  bezieht  der  Kanzlist^)  1714*):  125  Rth.  Das 
bleibt  so  bis  1786^).  Da  erhalten  die  ordentlichen  sowie  der 
Archivkanzlist  je  180  Rth.,  während  die  Besoldung  der  Akzes- 
sisten  erheblich  geringer  ist.  Von  den  3  Akzessisten  erhält 
einer,  der  erste  Akzessist,  120  Rth.,  während  die  beiden 
anderen  je  60  Rth.,   also   zusammen   nur    120  Rth.   beziehen. 

§  9. 
Die  Hofratskanzleiboten. 

Die  unterste  Stufe  des  Kanzleipersonals  bilden  die  K  a  n  z  1  e  i  - 
boten.  Es  sind  im  ganzen  18.  Jahrh.  jeweilig  2.  Ab  und 
zu  erscheint  auch  ein  „adjungierter"  Kanzleibote*'). 

Ihre  Tätigkeit  besteht  zunächt  in  dem  Austragen  der 
Entscheidungen  des  Hofrates  In  Bonn  und  seiner  nächsten 
Umgebung^);    die  Bescheide  nach    ausserhalb  gehen  mit  der 

Post  ab. 

Ihnen  liegt  ferner  unter  Aufsicht  des  jüngsten  Kanzlisten 
die  Reinigung  der  Kanzlei  ob^).  Sie  haben  dafür  zu 
sorgen,  dass  in  der  Ratsstube  zwei  Tische  —  für  die 
referierten  und  zu  referierenden  Sachen  —  stehen^). 

Das  Gehalt  der  Kanzleiboten  beträgt  um  1714*°): 
31  Rth.;  113b''):  32  und  1786*2^:  90  Rth.  Gegen  1735  haben 
wir  also  1786  eine  Zunahme  des  Gehalts  um  fast  200%. 


I)  K.  0.  1724,  II,  27.  2)  K.  0.  1724,  II,  38.  3)  In  Kurmainz 
1690:  154  Fl.  in  bar;  1790:  254,25  Fl.  (Goldschmidt  a.  a.  0.  Tab.  2). 

4)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe  Jos.  Clem.  1  m.        5)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vi. 
6)  Hofkalender  1759  u.  ff.  7)  s.  o.  S.  49.         8)  K.  0.  1724  II,  22. 

9)  K.  0.  1724,  II,  35.  10)  A.  Ddf.  K.  Erzbischöfe.    Jos.  Clem.  Im. 

II)  A.   Ddf.    K.   Erzbischöfe.    Clem.   Aug.   7  e.  12)   A.  Ddf.   K.  K. 
Hofst.  Vi. 
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Kapitel  II. 

Der  Hofrat  als  Justizbehörde, 


Gegenstand  des  zweiten  Kapitels  der  Arbeit  soll  es  sein, 
ein  Bild  von  der  Zuständigkeit  des  Hofrates  in  Justizsachen 
zu  geben.  Die  1786  vollzogene  Errichtung  des  Oberappel- 
lationsgerichtes, die  in  die  Jurisdiktionellen  Geschäfte  des 
Hofrates  wesentlich  eingriff,  bedingt  eine  Teilung  des  Ab- 
schnittes in  die  Zeit  vor  und  nach  1786. 

§  1. 
Der  Hofrat  als  Justizbehörde  bis  1786. 

Die  Anordnung  des  Justizwesens  in  Kurköln  ist 
als  eine  sehr  verwickelte  zu  bezeichnen*). 

Bis  zur  Mitte  des  16.  Jahrhs.  unterschied  man  zunächst 
Unter- oderNiedergerichte  und  Hauptgerichte.  1537 
liess  Erzbischof  Hermann  von  Wied  die  üntergerichte  z.  T. 
mit  den  Hauptgerichten  vereinigen.  Bis  zu  diesem  Jahre 
geschah  die  Urteilsfindung  entweder  durch  Schöffen,  meist  7 

—  in  dem  eigentlichen  Kurstaat  —  oder  durch  den  Umstand 

—  in  den  westfälischen  Landesteilen.  Letzteres  wird  nun- 
mehr vollkommen  abgeschafft.  Der  Richter  wird  jetzt  vom 
Kurfürsten  bestellt,  die  Schöffen  gewählt;  jedoch  unterlag  ihre 
Bestätigung  dem  Landesherrn «).  Diesen  Gerichten  unterstand 
einerseits  die  Zivil-  und  Kriminaljurisdiktion,  andererseits  er- 
ledigten sie  aber  auch  Handlungen  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, so  Kauf-,  Verkaufs-,  Testamen  takte. 

Konkurrierend  mit  den  Unter-  und  Hauptgerichten,  je- 
doch ohne  Schöffen,  sprachen  die  Amtleute  Recht.  Sie 
waren  jedoch  nur  zuständig,  wenn  ihr  Urteil  freiwillig  an- 
gerufen wurde.    Daneben  hatten  sie   polizeiliche  Befugnisse. 

1)  Ausführlicher  bei  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  123  u.  ff.  2)  s,  u.  S.  73. 
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Ausser  den  Unter-  und  Hauptgerichten  und  dem  Gerichte 
des  Amtmannes  gab  es  noch  sogenannte  Herren gedinge 
und  Latengerichte.  Erstere  kommen  für  unsere  Zeit 
wohl  nicht  mehr  in  Betracht,  letztere  besassen  nur  eine  sehr 
beschränkte  Kompetenz. 

Alle  diese  Gerichte  waren  landesherrlicher  Art.  Wir 
haben  in  Kurköln  aber  auch  in  den  Gerichten  der  Unter- 
herren ein  vom  Landesherrn  mehr  oder  minder  unabhängiges, 
selbständiges  Gericht.  Die  Unterherren  besassen  zeitweilig 
sowohl  niedere  wie  mittlere  und  hohe  Gerichtsbarkeit. 

Aus  den  Niedergerichten  bildeten  sich  bald  einige  heraus, 
die  besonderes  Ansehen  erlangten,  an  die  man  von  anderen 
Gerichten  appellierte.  Von  diesen  blieben  um  die  Mitte  des 
18.  Jahrhs.  als  Appellationsgerichte  bestehen  die  nun- 
mehr „Hohen"  Gerichte  zu  Bonn  und  Cöln,  während  eine 
Appellation  an  die  anderen  (Andernach,  Lechenich,  Neuss) 
untersagt  wurde. 

Die  Zuständigkeit  dieser  Hohen  Gerichte  scheidet  sich 
dann  bald  territorial:  Bonn  ist  für  das  Obererzstift,  Cöln 
für  das  Niedererzstift  die  zuständige  Instanz. 

Neben  diesen  beiden  Hohen  Weltlichen  Gerichten  —  so 
heissen  sie  auch  —  erscheint  als  drittes  Gericht  das  geist- 
liche Hofgericht  zu  Cöln  oder  das  Of  fizialat.  Dieses  war  — 
das  besagt  ja  schon  sein  Name  —  zunächst  geistliches  Ge- 
richt^). Als  solchem  stand  ihm  die  Jurisdiktion  über  Geist- 
liche, in  Streitigkeiten  über  den  Zehnten,  Zinsen,  bei  Wucher 
und  Ketzerei  u.  a.  zu.  Im  Laufe  der  Zeit  beschränkt  sich 
die  Jurisdiktion  des  Offizialats  aber  nicht  hierauf;  es  erlangt 
in  reinen  Zivilsachen  die  Befugnis,  Recht  zu  sprechen.  Zu- 
nächst in  Sachen,  die  freiwillig  bei  ihm  anhängig  gemacht 
waren;  sodann  konnte  aber  auch  der  Kölner  Offizial  alle 
Sachen  vor  sein  Forum  ziehen,  die  noch  nicht  in  rechts- 
gültigem Verfahren  an  einem  anderen  Gerichte  des  Erzstiftes 
anhängig  gemacht  waren,  d.  h.  er  konnte  zu  Recht  mit  allen 
Unterherren  und  Gerichten  konkurrieren 2).  Nur  wenige 
schützte  ein  Privileg  vor  seiner  Macht. 

1)  In  der  Beziehung  war  Mainz  besser  daran  wie  Kurköln.  Eine  Kon- 
kurrenz zwischen  weilHcher  und  geisüicher  Gerichtsbarkeit  existierte  hier  niciit. 
(Goidschmidt,  a.  a.  0.  S.  106).  2)  Eichhof,  a.  a.  0.  S.  157,  A.  1. 
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Wir  haben  schon  gesehen,  dass  die  Appellation  von  den 
Untergerichten  an  die  Hohen  Weltlichen  Gerichte  ging  und 
zwar  betrug  die  geringste  Summe,  in  der  diese  angerufen 
werden  konnten^),  10  Rth. 

In  Kriminalsachen  konnte  an  die  Hohen  Weltlichen 
Gerichte  nicht  appelliert  werden;  diese  Appellation  war 
direkt  an  den  Hofrat  zu  richten. 

Statt  der  Hohen  Weltlichen  Gerichte  konnte  als  Appel- 
lationsinstanz auch  das  Offizialat  angesehen  werden. 

Die  Appellation  nun,  die  gegen  Urteile  der  Hohen  Welt- 
lichen Gerichte  zu  Bonn  und  Cöln  eingelegt  wurde,  ging  an 
den  Hofrat.  Mit  Umgehung  der  Hohen  Weltlichen  Gerichte 
ging  auch  die  Appellation  gegen  Unterherrliche  Gerichte 
direkt  an  den  Hofrat,  wenn  der  Unterherr  selbst  gesprochen 
hatte.     Andernfalls  war  der  Instanzenweg  einzuhalten. 

Der  Hofrat  war  also  zunächst  Appellationsgericht 
und  zwar  als  solches  das  höchste  Gericht  des  Erzstiftes. 
Gegen  seinen  Spruch  konnten  nur  noch  die  Reichsgerichte  — 
Reichskammergericht  zu  Wetzlar  und  Reichshofrat  zu  Wien  — 
angerufen  werden.  Diese  Appellation  war  aber  durch  eine  hohe 
Appellationssumme  beschränkt  und  nur  bis  1786  möglich.  In 
diesem  Jahre  tritt  an  ihre  Stelle  das  von  Max  Franz  neu- 
errichtete Oberappellationsgericht.  Durch  dessen  Einsetzung 
wird  auch  die  Befugnis  des  Hofrates  —  darauf  wird  noch 
näher  eingegangen  —  geändert.  Seine  Stellung  als  oberste 
erzstiftische  Gerichtsbehörde  hört  auf;  der  Hofrat  wird,  wie 
die  Hohen  Weltlichen  Gerichte,  Zwischeninstanz. 

Anders  lag  die  Sache  in  Bezug  auf  die  Jurisdiktion  in 
den  westfälischen  Landesteilen.  In  früherer  Zeit  gingen 
Appellationen  und  Revisionen  gegen  Urteile  der  dortigen 
Gerichte  zunächt  an  das  seiner  Lage  nach  für  sie  zunächst 
in  Betracht  kommende  Hohe  Weltliche  Gericht  zu  Cöln.  Aber 
schon  1789^)  macht  Clemens  August  seinen  westfälischen 
Untertanen  ein  Zugeständnis:  fortan  fällt  für  sie  das  Hohe 
Weltliche   Gericht   zu  Cöln   als  Revisions-   und  Appellations- 


1)  Gorreus,  a.  a.  0.  S.  153.     Die  Ansicht  v.  d.  Nahmers  (a.  a.  0.  III. 
S.  771),  dass  eine  Appellationssumme  überhaupt  nicht  bestanden  habe,  ist  irrig. 

2)  24.  III.  1739.    (Scotti,  a.  a.  0.,  I,  2.  S.  728). 
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Instanz  fort  und  für  sie  werden  folgende  Bestimmungen  er- 
lassen: die  von  den  Untergerichten  bezw.  den  Drosten  gefällten 
Urteile  werden  im  Revisionswege  direkt  von  dem  kurfürst- 
lichen Hofrat  angenommen;  jedoch  können  auch  Landdrost 
und  Räte  zu  Arnsberg,  d.  h.  die  direkte  Regierungsbehörde 
der  westfälischen  Landesteile,  angerufen  werden,  wenn  beide 
Parteien  sich  freiwillig  deren  Gerichtsbarkeit  unterwerfen. 
Eine  zwangsweise  Verweisung  vor  dieses  Forum  ist  unstatthaft. 
Ist  an  Landdrost  und  Räte  appelliert,  so  kann  gegen  sie 
wiederum  an  den  Kurfürstlichen  Hofrat  appelliert  werden. 
Andernfalls  kommt  der  Hofrat  als  2.  und  3.,  bezw.  nur  als 
2.  Instanz  —  die  dritte  bilden  dann  die  Reichsgerichte  — 
in  Betracht. 

Einer  Exemption  von  der  allgemeinen  Regel  erfreuten 
sich  die  Juden  *).  Die  Appellationen  und  Revisionen,  die 
von  ihnen  gegen  Urteile  der  Untergerichte  eingelegt  wurden, 
gingen  in  2.  Instanz  nur  an  das  Hohe  Weltliche  Gericht  zu 
Bonn,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Appellant  seinen  Wohn- 
sitz im  Nieder-  oder  Obererzstift  hatte.  Von  dort  war  selbst- 
verständlich wieder  der  Hofrat  zuständig'^). 

Ein  Zwang  für  die  Bewohner  des  Erzstiftes,  ihre  Prozess- 
sachen bei  dem  zunächst  für  sie  zuständigen  Gericht  an- 
hängig zu  machen,  scheint  nicht  bestanden  zu  haben.  Es 
stand  —  das  unterliegt  keinem  Zweifel  —  jedem  Einwohner 
des  Erzstiftes  frei,  unter  Umgehung  des  zunächst  zuständigen 
Gerichtes,  bei  dem  nächsthöheren  Gericht  seine  Sache  an- 
hängig zu  machen.  Ja,  auch  einer  direkten  Unterbreitung 
der  causa  beim  Hofrate  stand  bis  1766  nichts  entgegen^). 
Unzulässig  war  nur  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  die  Ap- 
pellation von  einem  Untergericht  an  ein  anderes*).  Dieses 
hatte  zu  Schwierigkeiten  und  Konflikten  mit  dem  Reichs- 
abschied von  1654  geführt,  der  den  Parteien  nicht  mehr  als 
drei  Instanzen  gestattete. 


1)  Erzstift.  Judenordnung  1745,  Kap.  6  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  VI). 

2)  Die  Juden  genossen  auch  insoweit  eine  Exemption,  als  bei  Sukzessions- 
klagen ,Jud  wider  Jud"  nach  dem  mosaischen  Gesetz  entschieden  wurde,  soweit 
dieses  hinreichte.  Andernfalls  trat  das  kurkölnische  Landrecht  an  dessen  Stelle 
(Correus,  a.  a.  0.  S.  124). 

3)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  159.  4)  ibid. 
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Wurde  ein  Prozess  in  1.  Instanz  bei  dem  Hohen  Welt- 
lichen Gerichte  zu  Bonn  oder  Cöln  anhängig  gemacht  (z.  B.), 
so  ging  die  Revision  in  den  meisten  Fällen  an  den  Hofrat 
(2.  Instanz).  Da  eine  Appellation  an  die  Reichsgerichte  wegen 
der  hohen  Appellationssumme  —  1000  Goldgulden  *)  —  und 
wegen  der  unendlich  langsamen  und  schleppenden  Behandlung 
der  Prozesse  bei  denselben  im  allgemeinen  nicht  in  Betracht 
kam,  blieb  als  3.  Instanz  wieder  der  Hofrat.  Wie  nun  aber, 
wenn  die  causa  direkt  beim  Hofrat  anhängig  gemacht  war? 
Dann  vereinigte  er  notgedrungen  drei  Instanzen  in  sich. 

Man  fand  hier  den  Ausweg,  dass  es  den  Parteien  frei- 
stand, bei  rechtzeitigem  Antrag,  dem  immer  stattgegeben  werden 
musste,  die  Akten  an  auswärtige  Rechtsgelehrte  zur 
Einholung  ihres  Gutachtens  abzuschicken.  Dies  nannte 
man  die  „transmissio  ad  impartiales".  Die  Versendung 
erfolgte  durch  den  Hofrat,  der  auch  den  Rechtsspruch 
zurückerhielt  und  dem  zuständigen  Gericht  zur  Verkündigung 
verschlossen  übersandte^).  Für  eine  dann  etwa  noch  erforder- 
liche dritte  Verhandlung  war  der  Hofrat  unter  Ernennung 
neuer  Referenten  zuständig.  Die  bisherigen  Referenten  hatten 
bei  der  erneuten  Verhandlung  im  Hofrate  selbst  weder  Sitz 
noch  Stimme^). 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  dies  alles  unhaltbare 
Zustände  schuf.  Verhandelte  doch  ein-  und  dasselbe  Kol- 
legium zwei-  bezw.  dreimal  über  eine  Sache.  Und  es  ist  durch- 
aus unwahrscheinlich,  dass  der  Hofrat  —  wenn  auch  andere 
Referenten  bestellt  wurden  —  bei  der  zweiten  oder  dritten 
Verhandlung  anders  wie  bei  der  ersten  entschied. 

Die  Aktenversendung  barg,  obgleich  der  Gedanke  an 
und  für  sich  durchaus  nicht  von  der  Hand  zu  weisen  ge- 
wesen wäre,  in  der  damaligen  Zeit  in  erhöhtem  Masse  die 
Gefahr  einer  Beeinflussung  und  Bestechung  in  sich.  Falls 
den  Parteien    wesentlich   daran   lag,    wird   es   ihnen   immer 


1)  Seit  Kaiser  Matthias  1613  (F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  155). 

2)  Hofratsprotokollbücher  1774,  1775,  1787.  Dort  heisst  es  dann:  Jn 
causa  •/.  ist  von  auswärtigen  Rechtsgelehrten  verfasster  Spruch  obruck  ge- 
kommen. Dem  Gerichte  zu  ...  .  zur  Eröffnung  und  Verkündigung  cilatis  citandis 
servatis  servandis  zuzustellen." 

3)  Protokollbuch.     Sie  traten  solange  ab. 
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möglich  gewesen  sein,  den  geheim  gehaltenen  Namen  der 
auswärtigen  Rechtsstelle,  an  die  ihre  Sache  verwiesen  war, 
zu  erfahren  und  sich  mit  ihr  in  Verbindung  zu  setzen. 

Drittens  erfreuten  sich  die  Reichsgerichte  nirgends 
sonderlicher  Beliebtheit^),  zumal  wegen  der  zweierlei  Justiz, 
die  dort  geübt  wurde. 

So  erklärt  es  sich,  dass  man  auch  von  Seiten  der 
Regierung  eifrig  bestrebt  war,  einen  Ausweg  zu  finden.  Ein 
solcher  bot  sich  aber  nur  durch  Errichtung  eines,  über  dem 
Hofrate  als  Revisionsinstanz  stehenden,  selbständigen  Ober- 
appellationsgerichtes, das  die  Berufung  an  die  Reichsgerichte 
und  die  Versendung  nach  auswärts  unnötig  machte.  Die 
Bestrebungen  zur  Errichtung  eines  solchen  (s.  u.)  gehen 
schon  auf  Maximilian  Friedrich  zurück.  Das  beweist  eine  auf 
seine  Aufforderung  von  dem  Hof  rate  am  17.  V.  1775  ein- 
gereichte Denkschrift  zur  Errichtung  eines  solchen  Ober- 
appellationsgerichtes^).  Diese  ist  um  so  interessanter,  als  sie 
in  ihrem  ersten  Teil  —  wenn  auch  nur  in  Umrissen  — 
schon  ein  getreues  Bild  des  mehr  denn  zehn  Jahre  später 
wirklich  errichteten  Oberappellationsgerichtes  bietet. 


§  2. 
Der  Uofrat  in  Justizsaclien  nach  1786. 

Das  von  dem  letzten  Kölner  Kurfürsten,  Max  Franz, 
am  7.  Juni  1786  errichtete  Oberappellationsgericht^)  ist  direkt 
dem  Hofrate  für  Justizsachen  übergeordnet.     Eine  Appellation 


1)  s.  S.  97. 

2)  Abschriftlich  im  Hofratsprotokollbuch  1775  (A.  Ddf).  Aus  dem  In- 
halte ist  zu  bemerken:  Der  Hofrat  schlägt  vor:  1.  aus  seiner  Mitte  5-6  Per- 
sonen auszuwählen,  aus  ihnen  ein  besonderes  Revisionsgericht  zu  bilden,  das 
einmal  wöchentlich  tagen  solle.  Die  andern  Tage  könnten  die  neuen  „Revisions- 
räte*  im  Hofrate  mitarbeiten.  Sollte  das  nicht  die  Billigung  des  Kurfürsten 
finden,  so  könnte  2.  das  Hohe  Weltliche  Gericht  von  Göln  nach  Bonn  verlegt 
werden;  es  sollte  dann  eine  Stelle  zwischen  dem  Hohen  Weltlichen  Gericht  zu 
Bonn  und  dem  Hofrat  einnehmen,  so  dass  dieser  nach  wie  vor  oberstes  Gericht 
geblieben  wäre. 

3)  Das  Oberappellationsgericht  bestand  aus  einem  Präsidenten,  8  Räten, 
je  einem  Sekretär,  Registrator,  Expeditor,  Kanzlisten,  Kanzleidiener  und  Kanzlei- 
boten. Die  Anmeldefrist  für  Appellationen  war  wie  auch  beim  Hofrate  10  Tage. 
Referenten  und  Korreferenten  behandeln   die  Sachen;  das  Urteil  erfolgt  durch 
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gegen  Urteile  desselben  ist  unzulässig;  das  Reichskamraer- 
gericht  ist  also  für  Einwohner  des  Erzstiftes  in  ihren  gegen- 
seitigen Prozessen  ausgeschaltet^),  wenn  naturgemäss  dasselbe 
auch  bei  Streitigkeiten,  in  denen  der  eine  Teil  der  kur- 
kölnischen Jurisdiktion  nicht  unterstand,  abgesehen  von  dem 
Reichshofrat,  nach  wie  vor  die  allein  zuständige  Stelle  blieb. 
Im  Gegensatz  zu  anderen  Territorien  kam  das  Privilegium 
de  non  appellando,  das  die  Kölner  Kurfürsten  bereits  seit 
1(553  besassen^),  erst  sehr  spät,  eigentlich  erst  durch  Er- 
richtung des  Oberappellationsgerichtes  zur  Ausführung.  Einer 
früheren  Durchführung  hatten  sich  die  Landstände  widersetzt. 
Die  Aktenversendung  an  auswärtige  Rechtsgelehrte,  um  deren 
Gutachten  und  Spruch  einzuholen,  erhält  durch  die  Er- 
richtung des  Oberappellationsgerichtes  eine  wesentliche  Ein- 
schränkung. Denn  der  Hauptgrund,  weshalb  diese  gestattet 
war,  war  der^),  dass  ^die  Partheyen  wider  Willen  nicht  ge- 
halten seyn  mögten,  von  ein  und  der  nämlichen  Stelle  sich 
zu  zweienmale  beurtheilen  zu  lassen.^ 

über  die  Aktenversendung  wird  bestimmt,  dass  in 
den  Sachen,  die  nur  einmal  im  Hofrate  zur  Verhandlung 
kommen,  die  also  in  erster  Instanz  schon  verhandelt  waren, 
eine  Versendung  überhaupt  unstatthaft  ist,  es  sei  denn,  dass 
der  Hofrat  „aus  nicht  zu  vermuthenden  Ursachen  perhorre- 
sciert"  werde. 

In  Sachen,  in  denen  der  Hofrat  in  erster  Instanz  ent- 
schieden hat,  hat  er,  wenn  die  Parteien  mit  einer  nochmaligen 
Verhandlung  vor  dem  Hofrate  einverstanden  sind,  auch  die 
zweite  Instanz.  Sind  die  Parteien  gegen  eine  nochmalige 
Verhandlung  im  Hofrat,  so  bleibt  ihnen  das  Recht,  die  Sache 
von  auswärtigen  Rechtsgelehrten  beurteilen  zu  lassen.    Aber 


Stimmenmehrheit.  Die  Appellation  von  dort  an  die  Reichsgerichte  ist  fast 
unmöglich  gemacht.  Advokaten  und  Prokuratoren  sind  dieselben  wie  beim 
Hofrat,  ebenso  ist  die  Taxordnung  (von  1743)  dieselbe.  Ein  , Revisionseid', 
wie  ihn  Kurmainz  bei  dem  Einbringen  der  Revision  (HI.  Inst.)  verlangt,  war 
in  Kurköln  unbekannt,     (über  Mainz:  Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  163). 

1)  F.  Walter,  a.  a.  S.  156. 

2)  In  Kurmainz  war  schon  seit  1709  eine  Rerufung  an  das  Reichs- 
kammergericht völlig  unmöglich.  (Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  169).  Man 
war  hier  also  76  Jahre  früher  so  weit  wie  in  Kurköln. 

3)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  b  u.  c. 
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auch  diese  „transraissio  ad  impartiales"  wird  durch  Edikt 
Max  Franzens  im  Jahre  1789^)  aufgehoben.  Nach  1789  ist 
also  eine  Aktenversendung  überhaupt  nicht  mehr  möglich; 
die  Parteien  müssen  also  mit  einer  unter  Umständen  zwei- 
maligen Verhandlung  im  Hofrate  einverstanden  sein. 

Im  allgemeinen  haben  wir  den  Hof  rat  bis  1786  als 
oberste  Gerichtsinstanz  für  sämtliche  erzstiftische 
Untertanen  anzusehen  mit  Ausnahme  der  wenigen  Fälle, 
die  vor  die  Reichsgerichte  gezogen  wurden.  Nach  1786  ist 
er  dann  nur  noch,  wie  auch  die  Hohen  Weltlichen  Gerichte, 
eine  Zwischeninstanz. 

§  3. 
Die  Behandlung  der  Justizsachen  im  Hofrat. 

Was  nun  zunächst  die  Behandlung  der  Judizialsachen 
vor  dem  Hofrate  in  2.  bezw.  3.  Instanz  angeht,  so  ist  eine 
Scheidung  in  Revisions-  und  Appellationssachen  vorzunehmen. 
Beider  Behandlung  ist  jedoch  nicht  wesentlich  verschieden, 
ob  es  sich  nun  um  Revisionssachen,  d.  h.  Sachen,  in  denen 
rechtliche  Verstösse  in  dem  bereits  stattgefundenen  Verfahren 
gerügt  wurde,  handelte  oder  um  Appellationssachen,  d.  h. 
Sachen,  in  denen  das  Urteil  als  solches  als  zu  Unrecht  er- 
gangen angefochten  wurde. 

Es  ist  hervorzuheben,  dass  der  Kurfürst  in  Kurköln 
auf  die  Jurisdiktion  des  Hofrates  nur  geringen  Ein- 
fluss  ausübte.  Denn  letzterer  entschied  —  im  Gegensatz 
zu  Kurmainz^)  —  in  den  meisten  Fällen  selbständig,  im  Namen 
des  Kurfürsten,  ohne  dass  es,  wie  in  Mainz,  bei  jeder  An- 
gelegenheit erst  der  Entscheidung  des  Kurfürsten  bedurft 
hätte.  Nur  in  wichtigen  Angelegenheiten  —  namentlich  bei 
schweren  Kriminalfällen  —  pflegte  der  Hofrat  das  Urteil  des 
Kurfürsten  anzurufen  3). 

Für  die  Behandlung  der  Revisions-  und  Appellationssachen 
im  Hofrate  sind  im  18.  Jahrh.  die  Vorschriften  der  Kanzlei- 
ordnung von  1724  massgebend,  deren  IV.  Teil  besonders 
die  Revisionssachen  behandelt. 


1)  Bonn,   2.   III.    1789  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  VI  b  u.  c.) 
Schmidt,  a.  a.  0.  S.  68.  3)  Hofratsprotokollbücher. 


2)  Gold- 


Fühlt  eine  Partei  sich  durch  das  Urteil,  das  ein  dem 
Hofrate  untergeordnetes  Gericht  gefällt  hat,  verletzt,  so  kann 
sie  Revision  beantragen.  Dies  muss  innerhalb  einer  Frist 
von  10  Tagen  geschehen^).  Und  zwar  rechnet  diese  Frist 
bei  Prozessen,  in  denen  ein  Prokurator  bevollmächtigt  war, 
von  der  verkündigten  Sentenz  an  ;  andernfalls  läuft  sie  erst 
von  dem  Momente  der  Zustellung  an. 

Hat  eine  Partei  Revision  eingelegt,  so  steht  ihr  ein 
Termin  von  3  Monaten  zu,  innerhalb  dessen  sie  die  Klage- 
schrift einreichen  muss.  Die  missbräuchliche  Verzögerung 
hierbei,  sowie  bei  Einlegung  der  Revision,  die  öfters  erst  am 
letzten  Tage  geschieht,  ist  unstatthaft.  Jedes  verspätete  Ge- 
such soll  unweigerlich  zurückgewiesen  werden 2). 

Mit  dem  Gesuche  um  Stattgabe  der  Revision  sind  die 
sämtlichen  Akten  des  Prozesses  mit  dem  vorinstanz- 
lichen Urteil  und  seinen  Entscheidungsgründen  versiegelt 
einzuschicken. 

Die  Revisionsanmeldung  von  einem  einfachen  Zwischen- 
urteil ist  unstatthaft  und  „auf  befundenen  Fall  soll  die  Sache 
ad  iudicem  a  quo  ...  remittirt  werden "3). 

Die  Sprache  in  sämtlichen  Schriften  ist  deutsch*). 
Eine  Vertretung  durch  einen  rechtmässig  dazu  ermäch- 
tigten Prokurator  oder  Advokaten  ist  bei  allen  Prozessen,  die 
beim  Hofrate  anhängig  sind,  unbedingt  erforderlich.  So 
ordnet  Clemens  August  bereits  1734^)  an,  dass  bei  dem  Hof- 
rat in  rechtshängigen  Sachen  keine  „Bitt-  oder  andere 
Schriften"  übergeben  werden  sollen,  die  nicht  von  einem 
„legalen  Prokurator  oder  bewährten  Advokaten"  unterzeichnet 
sind.  Hat  eine  Partei  keinen  Vertreter  bestellt,  so  wird  ihr 
von  Amtswegen  ein  solcher  zugeteilt^). 

Gegen  ein  von  dem  zuständigen  Richter  auszustellendes 
Zeugnis  wurde  das  Armenrecht,  das  Sporteinfreiheit  und  un- 
entgeltliche Vertretung^)  durch  Advokaten  verlieh,  bewilligt. 


1)  K.  0.  1724,  IV,  1.  F.  Walter.  a.a.O.  S.  160. 

2)  Bonn,  15.  VI.  1726  (Scotti,  a.  a.  0.  I,  S.  695).  3)  K.  0.  1724, 
IV,  3.  4)  Bonn,  7.  VII.  1738  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve).  5)  5.  VII. 
1734  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  Via);  23.  XI.  76  (Scotti,  I,  2  S.  969).  6)  Hof- 
ratsprotokollbuch  1787;  6,  II,  1;  26.  I.,  1  usw.  7)  Protokollhücher  1774, 
1775,  1787. 
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Bei  der  Einreichung  der  Klageschrift  haben  die  Ver- 
treter der  Parteien  zu  berücksichtigen,  dass  sie  sich  „Aller 
Weitläufigkeit,  Verlänger-  und  Verhinderung  deren  Sachen, 
desgleichen  auch  ungebührlicher,  hitziger  Schmähschrift 
gäntzlich  enthalten,  da  auch  dergleichen  ihnen  von  ihren 
Principalen  geschickt  würden,  denenselben  solche  zurück- 
zusenden oder  die  Anzöpfflichkeiten  vor  der  Exhibition  aus- 
streichen" M. 

Die  Instruierung  der  Revisionssachen  im  Hofrat 
erfolgte  an  einem  dafür  angesetzten  Tag,  dem  Dienstag,  durch 
einen  Hofrat,  wobei  die  Hofräte  nach  der  Anciennität  mit- 
einander abwechseln''^).  Die  Protokollführung  nimmt  der 
Registrator  wahr^). 

Die  Verhandlung  selbst  erstreckt  sich  nur  auf  recht- 
liche Mängel  in  dem  Verfahren;  von  den  Parteien  etwa 
angebotene  neue  Beweisanträge  sind  abzulehnen*). 

Die  Zustellung  des  Urteils  an  die  Parteien  erfolgt 
erst  nach  Bezahlung  der  Sporteln^). 

Von  der  Behandlung  der  Revisionssachen  im  Hofrate 
T7ar  die  der  Appellationssachen  nicht  wesentlich  verschieden 
—  wie  ich  bereits  oben  (S.  60)  erwähnte.  Zunächst  werden 
diese  Sachen  nicht  nur  an  einem  Tage  der  Woche  —  der 
Dienstag  bei  Revisionssachen  —  verhandelt,  die  Kanzlei- 
ordnung von  1724  bestimmt  dafür  den  Dienstag  und  Sams- 
tag der  Woche ^).  Tatsächlich  kommen  sie  jedoch  gegen 
Ausgang  des  18.  Jahrhs.  in  jeder  Sitzung  des  Hofrates  zur 
Verhandlung. 

Die  Einreichung  der  Appellationen  erfolgte  unter 
Beobachtung  derselben  Vorschriften  und  Formen  wie  bei 
den  Revisionssachen.  Appellationssachen  dürfen  nur  in  pleno 
consilio  verhandelt  werden*^). 

In  Appellationssachen  werden  stets  Referenten  er- 
nannt^). In  minder  wichtigen  Sachen  genügt  einer;  sonst  wird 
ein  Referent  und  ein  Korreferent  ernannt. 


1)  K.  0.    1724,  III,   7.  2)    u.    3)  K.  0.  1724,    I,   46.   F.    Walter, 

a.  a.  0.  S.  162.       4)  K.  0.  1724,  IV,  5.       5)  Protokollbücher  1774,  1775,  1787. 

6)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  161.  7)  K.  0.  1724,  1,  33.  8)  K.  0. 

1724,  I,  46. 


=  ti 
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Die  Sitzungen  selbst  finden  unter  vollstem  Ausschluss 
der  Öffentlichkeit  statt^). 

Nach  Vortrag  des  Referenten  erhält  der  Kor- 
referent zur  Vorbringung  seiner  etwa  entgegengesetzten 
Ansicht  das  Wort.  Der  Hofrat  entscheidet  dann  mit  ein- 
facher Stimmenmehrheit  —  der  Beschluss  gilt  aber  als 
einstimmig  —  ob  die  Appellation  verweigert  wird,  oder  ob 
ihr  stattzugeben  ist.  In  letzterem  Falle  fällt  er  ein  neues 
Urteil,  indem  er  evt.  erst  noch  Erkundigungen  einzieht,  den 
Parteien  neue  Beweismittel  auferlegt  usw. 

Für  die  Behandlung  der  Kriminalsachen  war 
gewöhnlich  ein  Hofrat  fest  bestimmt,  der  ohne  weiteres  solche 
Sachen  zur  Abfassung  des  Referates  zugestellt  erhielt  —  refe- 
renti  criminali  zuzustellen,  heisst  es  dann  in  den  Protokoll 
büchern^).  Massgebend  für  die  Urteilsfindung  war  die  Caro- 
lina. Jedoch  gestattete  bereits  Clemens  August,  dass  in 
Fällen,  wo  die  Landesgesetze  eine  geringere  Strafe  wie  die 
Carolina  vorsahen,  diese  verhängt  werden  sollte.  Die  Folter 
wurde  erst  von  Max  Franz  abgeschafft 3).  Ebenso  wie  in 
Kriminalsachen  dem  bestimmten  Hofrat,  wird  in  Sachen,  wo 
es  sich  um  Hoheitsstreitigkeiten  handelt,  die  causa  sofort  den 
beiden  Hoheitsreferenten  anvertraut*).  Für  die  polizeilichen 
Prozesssachen  waren  2  Polizeikommissare  vorhanden  5). 

Eine  besondere  Tätigkeit  übte  der  Hof  rat  noch  bei 
Testamentseröffnungen  aus.  Auf  Antrag  der  Erben 
betraut  er  eines  seiner  Mitglieder  mit  derselben.  Dieser  hat 
„citatis  citandis  servatis  servandis  [dasselbe  zu]  eröfnen,  da- 
rüber Urkund  verfassen  zu  lassen  und  wie  es  geschehen,  anhero 
zu  berichten"  6). 

Auf  Antrag  einer  Partei  kann  ferner  eine  „Ocular- 
inspection"  stattfinden^),  deren  Kosten  natürlich  den  Parteien 
zur  Last  fallen^).  Beide  Parteien  werden  zu  derselben  vor- 
geladen. 


1)  K.  0.  1724,  III,  2-4.  2)  so  z.  B.  5.  I,  16.  I,  17.  II,  16.  III.  1787 
(Protokollbuch  1787).  3)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  161  u.  ff.  4)  Protokoll- 
bücher 1774  u.  ff.  s.  a.  S.  29.  5)  Intelligenzblatt  1784,  10.  VIII  s.  a.  S.  39 
s.  a.  S.  76.  6)  z.  B.  18.  V.  1774  (Protokollbuch  1774).  7)  z.  B.  1.  V. 
1775  (Protokollbuch  1775).           8)  K.  T.  1743  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  70). 
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Gegen  die  ihm  nachgeordneten  Gerichte  steht 
dem  Hofrat  Strafbefugnis^)  bei  Nichteinhaltung  und  Nicht- 
befolgung  seiner  Anordnungen  zu.  So  wird  z.  B  das  Gericht 
zu  Olpe  1787 '-*)  „wegen  seines  bezeigten  Ungehorsams  in 
die  unterm  .  .  .  demselben  angesetzte  Brüchtenstrafe  von 
5  Rth.  fällig  erklärt".  Ebenso  geht  es  in  demselben  Jahre 
dem  Gericht  zu  Ahrweiler^). 

Auf  Innehaltung  der  durch  die  Kanzleiordnung  von  1724 
gegebenen  Vorschriften  und  ihre  Ergänzungen  in  Gestalt 
kurfürstlicher  Edikte  ist  streng  gehalten.  Das  erfahren 
beispielsweise  1775  die  Gemeinheitsdeputierten  der  Stadt 
Geseke*),  indem  die  „angemasste''  Appellationssache  gegen 
den  dortigen  Stadtsekretär  Adami  abgewiesen  wird,  w^eil 
„untergebene  Appell  von  einem  dahier  nicht  immatriculierten 
notario  aufgenohmen  worden,  die  sache  als  desert  zu  er- 
klehren  und  pro  Complemento  Justitiae  zu  negst voriger  In- 
stanz obruck  zu  verweisen,  bemelte  gemeinheitsdeputirte 
anbey  in  die  dahier  aufgangene  Kosten  fällig  zu  ertheilen 
seyen."  1787  wird  ein  Appellationsprozess  abgewiesen,  da 
„die  ersterer  Instanz  Urteil  binnen  der  gesetzmässigen  frist 
in  gehöriger  form  nicht  beigebracht  worden  seye"^). 

§  4. 
Die  jaristischen  Vertreter  der  Parteien  vor  dem  Hofrat. 

Als  Ergänzung  zu  der  Behandlung  der  Justizsachen 
seien  noch  einige  Bemerkungen  über  die  juristischen  Ver- 
treter der  Parteien  in  den  Prozessen  vor  dem  Hofrat,  die 
Prokuratoren  und  Advokaten,  gemacht*'). 


1)  Wenn  die  Angabe  bei  v.  d.  Na  hm  er  (a.  a.  0.  III  S.  709)  richtig  ist, 
was  ich  jedoch  nicht  festzustellen  vermochte,  übte  der  Hofrat  überhaupt  die 
Funktionen  eines  Disziplinarhofes  aus,  nicht  nur  über  die  ihm  direct  unter- 
stehenden Beamten.  2)  16.  IV.  1787  (Protokollbuch  1787).  3)  20.  IV. 
1787  (Protokollbuch  1787).  4)  4.  IV.  1775  (Protokollbuch  1775).  5)  21.  V. 
1787  (Protrokollbuch  1787). 

6)  Über  den  Advokatenstand  in  Preussen  vor  den  Reformen  Friedrich 
Wilhelms  I.  und  Friedrichs  des  Grossen  fallt  Seh  moller  ein  überaus  scharfes 
Urteil,  wenn  er  sagt  (Schm.  Beamtenstand,  a.  a.  0.  S.  166):  „Die  .  .  .  grosse 
Zahl  von  .  .  .  Advokaten,  das  Angewiesensein  auf  Sportein,  die  mit  der  Länge 
des  Prozesses  wuchsen,    das  Bezahltwerden   der  Advokaten  vor  dem  Ende  des 
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Wie  in  anderen  Territorien  lag  auch  in  Kurköln 
die  Vertretung  der  Parteien  in  den  Prozessen,  die  beim 
Hofrat  anhängig  waren,  in  den  Händen  der  Advokaten. 
Ihnen  zur  Seite  standen  die  Prokuratoren,  und  zwar  ist  das 
Verhältnis  beider  zueinander,  auf  heutige  Verhältnisse  über- 
tragen, nach  Hintze^)  etwa  mit  dem  eines  Rechtsanwalts  zu 
seinem  Bureauvorsteher  zu  vergleichen.  Die  Prokuratoren, 
die  meist  eine  genaue  Kenntnis  von  Personen  und  Verhält- 
nissen besassen,  verhandelten  persönlich  mit  den  Parteien, 
während  die  Advokaten  ihre  Parteien  oft  überhaupt  nicht 
zu  Gesicht  bekamen.  Die  Prokuratoren  waren  somit  eine 
Art  Mittelspersonen  zwischen  Advokaten  und  Parteien.  Eine 
wissenschaftliche  juristische  Bildung  fehlte  ihnen  meistens 
völlig.  Sie  waren  früher  Schreiber  oder  dergl.  gewesen. 
Ihre  Zahl  ist  beschränkt.  Bei  dem  Hofrat  als  Revisions 
gericht^)  waren  6  vorgesehen;  auf  Innehaltung  dieser  Zahl 
wurde  jedoch  nicht  streng  gehalten;  wir  haben  meistens 
7 — 8  Prokuratoren ^). 

Die  Abfassung  der  Klageschriften  etc.  lag  in  den 
Händen  der  Advokaten.  Ihre  Zahl  beträgt  durchschnittlich 
im  18.  Jahrh.  etwa  150;  sie  steigt  indessen  zeitweilig  be- 
deutend, so  auf  192  im  Jahre  1786*). 

Zur  Zulassung  zur  Advokatur  bei  dem  Hofrat  war 
selbstverständlich  die  Ablegung  eines  praktischen  und  theo- 
retischen Examens  unumgänglich  nötigt).  Erst  nach  dessen 
Bestehen  wurden  die  Anwärter  auf  Hofratsbeschluss  als  Ad- 
vokaten angenommen  und  in  die  beim  Hofrat  geführten  Listen 
eingetragen^).  Sie  waren  dann  „bei  der  churfürstlichen  Hof- 
canzlei  immatriculierte  und  legalisierte  Advokaten" ''). 


Prozesses  Hess  keinen  ehrenhaften  Geist  unter  diesen  Handwerksjuristen  auf- 
kommen.^ 1709  wird  für  die  Advokaten  in  Preussen  ein  Examen  angeordnet. 
Noch  schärfer  wie  Seh  moller  drückt  sich  Hintze  (Behördenorganisation, 
S.  210  u.  ff.)  aus. 

1)  Behördenorganisation,  S.  212.  2)  K.  0.  1724,  IV,  6.  3)  Hof- 

kalender   1760  u.  ff.  4)  Hofkalender  1786.  5)  Wiederholt;  zuletzt 

28.  VI.  1753  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  VI  b  u.  c). 

6)  Diese  Vorschrift  geht  bis  auf  ein  am  8.  XI.  1609  erlassenes  Edikt,  in 
der  Folgezeit  vielfach  erneuert,  zurück.     (Correus,  a.  a.  0.  S.  1). 

7)  Hofratsprotokollbücher  1774  u.  fif. 
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Auf  die  Beobachtung  dieser  Vorschrift  ist  streng  ge- 
achtet. Wir  haben  schon  gesehen^),  dass  ein  Prozess,  bei 
dem  die  Klageschrift  von  einem  nicht  immatrikulierten  Advo- 
katen angenommen  war,  ohne  weiteres  kostenpflichtig  ab- 
gewiesen wurde.  Immer  wieder  wird  diese  Vorschrift  durch 
landesherrliche  Edikte  erneuert.  Das  Verbot'^)  richtet  sich 
dann  auch  z.  T.  gegen  die  stadtkölnischen  Advokaten  und 
wurde  für  die  sämtlichen  kurfürstlichen  Gerichte  verall- 
gemeinert. 

Die  Vertretung  der  Parteien  durch  die  Advokaten  in 
den  Prozessen  wurde  im  wesentlichen  dadurch  bestimmt,  dass 
eine  mündliche  Verhandlung  in  Gegenwart  der  Advokaten 
nur  selten  stattfand.  Das  ganze  Verfahren  war  hauptsäch- 
lich ein  schriftliches.  Mündliches  Verfahren  war  nur  in 
Bagatell-  und  Injuriensachen  möglich 3).  Diese  waren  aber, 
da  sie  in  den  meisten  Fällen  unterhalb  der  Appellationssumme 
blieben,  von  der  Verhandlung  vor  dem  Hofrate  ausgeschlossen. 
Demnach  beschränkte  sich  die  Tätigkeit  der  Advokaten*)  auf 
das  Einreichen  einer  Klageschrift,  wobei  Weitschweifigkeiten 
und  ein  gehässiger  Ton  durchaus  verpönt  waren ^),  das  Ab- 
fassen der  Dupliken,  von  Bittschriften  etc.  Zugleich  mit  der 
Einreichung,  spätestens  bei  Ausstellung  eines  ersten  Bescheids, 
hatte  der  Advokat  seine  Vollmacht  beizubringen«).  Ferner 
waren  für  sie  noch  eine  Reihe  formaler  Vorschriften  erlassen, 
die  sich  auf  das  Verbot  des  Betretens  der  Kanzlei^),  auf 
pünktliches  Erscheinen  bei  den  Sitzungen»)  usw.  erstreckten. 

Die  Geschäfte  der  Vertretung  der  staatlichen  An- 
klagegewalt in  Prozessen  vor  dem  Hofrat  —  sei  es,  dass 
es  sich  um  erstinstanzliche  oder  bereits  vorher  schon  ver- 
handelte Prozesse  handelt  -  vertritt  ein  ständig  zu  diesem 
Amt  ernannter  Hofrat,  der  als  solcher  den  Titel  eines  „Ad- 
vocatusFisci  et  Camerae"  führt^).  Zeitweilig  liegt  dieses 
Amt  auch  in  den  Händen  eines  Hofkammerrats»^). 


1)  s.  0.  S.  64.        2)  z.  B.  Clemens  August  1752,  1759;  Maxim.  Friedrich 

1768  (A    Ddf   K.  E.  VII  8  VI  b,  bzw.  St.-A.  Bonn).  3)  v.  d.  Nah  mer , 

a    a.  0.  III  S.  773.               4)  K.  0.  1724,  III,  7.  5)  K.  0.  1724,  III,  7. 

s.  0.  S.  62.              6)  K.  0.  1724,  III,  5.             7)  ibid.  8)  Ebenfalls  K.  0. 

1724,  III,  5.                9)  u.  10)  Hofkalender  1760  u.  ff.  HofratsprotokoUbücher 
1774  u.  flf. 
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§5. 

Änsserliche  Vorschriften   zur  Behandlung   der  Justizsachen 

im  Hofrate. 

Über  die  Behandlung  der  Justizsachen  im  Hofrate  sind 
noch  einige  äusserliche  Vorschriften  zu  erwähnen.  Auf 
einige  habe  ich  bereits  hingewiesen^).  —  So  ist  es  während 
der  Sitzungen  jedermann  verboten,  „unberufen  oder  ohne 
sonderbahre  noth"  die  Sitzungen  zu  stören  oder  sich  dort 
zuhörend  aufzuhalten  2). 

Nach  Ausstellung  eines  ersten  Bescheids  sind  von  den 
Bevollmächtigten  der  Parteien  die  in  der  Sache  fälligen 
Sportein  bei  der  Kanzlei  einzuzahlen^). 

Die  Ausführung  der  vom  Hofrate  erlassenen  Urteile 
wird  sämtlichen  kurfürstlichen  Beamten  energisch  anbefohlen. 
Beamte,  die  die  Exekutionen  nicht  ausführen,  verschieben 
oder  verhindern,  sollen  sogar  im  Wiederholungsfalle  kassiert 
werden*).  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  bei  zeit- 
weilig zahlungsunfähigen  Leuten,  die  „genugsamb  im  Land 
gesessen"  sind,  mit  Arrest  nicht  zu  verfahren  ist^). 

Für  die  Zahlung  von  Sportein  war  die  „Taxa  Jurium 
Cancellariae  Electoralis  Aulicae  Coloniensis"  von  1743^)  mass- 
gebend. Einen  Auszug  aus  ihr  will  ich  im  folgenden  kurz 
geben : 

Für  die  Einschreibung  des  Prozesses  waren  zu  zahlen 
24  Alb.;  für  Verkündigung  der  Sentenz  60  Alb.;  für  die  Aus- 
stellung und  Absendung  des  Urteils  2  Rth.  30  Alb.;  für  einen 
Protokollauszug  26  Alb.  8  Hell. ;  für  ein  Zeugenverhör  1  Rth., 
bezw.  für  jede  Antwort  eines  Zeugen  2  Alb.  8  Hell.  Die  Ad- 
vokaten erhalten  für  jeden  Bogen  ihrer  Klageschrift  etc. 
53  Alb.  4  Hell.  Ungleich  mehr  Gebühren  erhalten  die  Pro- 
kuratoren. Sie  erhalten  Sportein  für  Einschreiben  des  Pro- 
zesses, für  die  Ausstellung  des  Entscheids,  für  ihre  Gegen- 
wart bei  Verlesung  der  Zeugenaussagen,  für  Porto  und  „Corre- 
spondentia"  u.  a. 


1)  s.  0.  S.  60  u.  ff.  2)  K.  0.  1724,  III,  2-7.  3)  K.  0.  1724, 

II,  6.  4)  K.   0.    1724,   I,  31.  5)  Bonn,    25.  III,  1723  (A.  Ddf.  K.  E. 

VII  8  VI  c).  6)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  70. 
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§  6. 

Die  Lehnssachen. 

Nicht  eigentlich  zu  den  Judizialsachen  gehören  die 
Lehnssachen.  Sie  sind  aber  eher  diesem  Abschnitte  als 
dem    über   den   Hofrat    als    Regierungs-    und    Polizeibehörde 

einzureihen. 

Sie  unterstehen  nach  der  Kanzleiordnung  von  1724>)  dem 
Hofrate  als  „allgemeiner,  erzstiftischer  Lehnkammer". 
Noch  deutlicher  drückt  das  ein  Edikt  Clemens  Augusts  vom 
Jahre  1736^)  mit  den  Worten  aus:  es  soll  dem  Hofrat  „als 
der  herkömmlichen,  allgemeinen  erzstif tischen  Lehn  Kammer 
und  Kanzlei  die  Cognition  über  alle  Lehen-Angelegenheiten 
im  rheinischen  Erzstift  und  im  Herzogtum  Westfalen  ohne 
Ausnahme  zustehen". 

Für  die  Bearbeitung  der  Lehngeschäfte  im  Hofrat  wurde 
ein  besonderer  Hofrat  bestimmt,  der  als  solcher  den  Titel 
eines  „Lehndirektors"  führte^).  Zumeist  pflegte  dies  Amt, 
namentlich  gegen  Ausgang  des  18.  Jahrhs.  mit  dem  des  Kanz- 
leidirektors verbunden  zu  sein*).  Für  die  mechanische  Arbeit 
wurde,  ebenfalls  erst  gegen  Ende  des  Jahrhunderts,  ein 
Lehnregistrator  bestellt^). 

Bei  den  Lehnssachen,  die  im  Hofrate  vorgebracht  wurden, 
handelte  es  sich  um  neue  Belehnungen,  um  Zustimmung  zur 
hypothekarischen  Belastung  und  um  eine  Erlaubnis  zu  Ver- 
äusserung  von  Lehen. 

Eine  neue  Belehnung  wurde  vorgenommen  L  nach 
dem  Tode  des  derzeitigen  Inhabers  und  2.  bei  dem  Regierungs- 
antritt eines  neuen  Landesherrn. 

Für  den  letzteren  Fall  galt  noch  im  ganzen  18.  Jahrh. 
das  von  Joseph  Clemens  1692  erlassene  Edikf^),  das  darüber 
besagt:  „dass  alle  und  jede  Vasallen  bey  antrettung  der  Re- 
gierung eines  neuerwählten  Ertz  Bischoffe  ....  |  als  rechtem 
Eigenthumbs-  und  Lehn  Herren  von  demselben  hinwieder 
ihre  ....  zu  Lehn  rührende  Gütter  auffs  neu  gesinnen  und 


1)  K.  0.  1724,  III,  34.         2)  6  IV.  1736  (Scotti ,  a.  a.  0.  I,  2  S.  723). 

3)  K.  0.  1724.  III,  34.  4)  Hofkalender  1760  u.  ff.  s.  o.  S.  52. 

5)  Die  K.  0.  V.  1724  kennt  einen  , Lehnregistrator"  nicht;  er  erscheint 
aber  in  den  Hofkalendern;  s.  o.  S.  30.  6)  29.  III.   1692  (St.-A.  Bonn  1  A  a 

Verschiedenes). 
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die  investituram  darüber  gehörend  anpfangen  . . ."     Sie  haben 
das  unter  Beibringung  der  ältesten  und  jüngsten  Lehnbriefe 
bei  dem  Hofrat  zu  beantragen  und  die  „gewöhnlich  glöbdt  | 
aidt  und  pflicht  [zu]  leisten". 

Nach  dem  Tode  des  Lehnsträgers  hatte  der  Erbberech- 
tigte dessen  Totenschein  einzusenden,  der  auch  die  Todes- 
ursache zu  enthalten  hatte ^).  Zugleich  hatte  er,  wie  bei  dem 
vorher  erörterten  Fall,  die  jüngsten  und  ältesten  Lehnbriefe 
sowie  Urkunden,  die  seine  Berechtigung  zum  Antreten  des 
Lehns  klar  bezeugten,  mit  einzureichen.  Der  Antrag  wurde 
dann  dem  Lehndirektor  zur  Bearbeitung  übergeben,  der  dem 
Hofratskollegium  darüber  referierte 2).  Konnte  die  Belehnung 
stattfinden,  so  wurde  der  Lehnbrief  ausgefertigt  und  dem 
Domkapitel  zur  Anhängung  seines  Siegels  übersandt^).  War 
er  von  dort  zurückgekommen,  so  wurde  der  zu  Belehnende 
zur  mündlichen  Belehnung  vor  den  Hofrat  geladen.  Die 
Stellung  eines  Bevollmächtigten  zu  diesem  Amte  war  möglich*). 

Zu  der  mündlichen  Verhandlung  waren  nach  Verordnung 
Maximilian  Friedrichs  aus  dem  Jahre  1767  einige  Hofkammer- 
räte  hinzuzuziehen^).  Und  zwar  sind  diese  wenigstens  einen 
Tag  vorher  mit  genauer  Angabe,  welches  Lehen,  unter 
welchen  Bedingungen  und  für  wie  lange  vergabt  werden 
sollte,  einzuladen.  In  praxi  pflegte  der  Hofrat  2  Hofkammer- 
räte hinzuzuziehen.  So  berichtet  uns  z.  B.  das  Hofratsproto- 
koUbuch  vom  Jahre  1774^)  von  einer  Belehnung  des  Grafen 
Prosper  von  Sintzendorf  mit  der  Herrschaft  Rheineck  „prae- 
sentibus  paribus  Curiae  Herr  Hofraths  Praesident  Frhr. 
V.  Gymnich  Excellenz  und  Lehndirector  Haes  sodann  a  parte 
Camerae  Herren   Hofcammerräthe  Keiffen   und  Mengelberg". 

Vor  der  Bestimmung  eines  Termins  zur  Entgegennahme 
der  Belehnung  war  der  Nachweis  über  die  stattgefundene 
Zahlung  der  fälligen  Gebühren  zu  liefern^).  (S.  weiter  unten). 
Wurde  die  Genehmigung  zur  Belehnung  versagt,  so  konnten 
die  Betreifenden  an  den  Reichshofrat  appellieren^). 

1)  29.    III.   1692    (St.-A.  Bonn.  I  A  a  Verschiedenes).  2)  Protokoll- 

bücher 1774  u.  ff.  3)  So  z.  B.  28.  II.  1774,  7   (v.  Quadt  mit  Lehn  Tom- 

berg) (Protokollbuch  1774).  4)  So  z.  B.  20.  III.  1787,  20  (Protokollbuch 

1787).  5)  11.  IV.  1767  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vc).         6)  23.  III.  1774,  10 

(Protokollbuch  1774).  7)  Z.  B.  18.  II.  1775  (Protokollbuch  1775). 

8)  So  1774:  v.  Quadt-Landscron ;  der  Hofrat  bietet  Vergleich  an!! 
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Die  Gesuche  umZustiramungzu  einer  hypothekarischen 
Belastung*)  (consensus  aggravandi)  und  um  Veräusserung 
des  Lehens  (consensus  alienandi)  wurden  zunächst  von  dem 
Lehndirektor  bearbeitet.  Jedoch  wurde  in  dieser  Beziehung 
stets  das  Gutachten  der  Hofkammer  eingeholt,  die  die  Lage- 
pläne der  einzelnen  Lehen  und  die  Hypothekenverzeichnisse 
in  Händen  hatte 2). 

Die  Hofratskanzlei  als  „erzstiftische  Lehns- 
kanzlei" besitzt  die  Wappen  sämtlicher  Lehnsmannen^),  die 
nach  einem  Edikt  Joseph  Clemens  vom  Jahre  1700  der 
Hofratskanzlei  eingereicht  werden  mussten. 

Die  Sportein  für  eine  Belehnung^)  beliefen  sich 
auf  20  Rth.  31  Alb.  4  Hell.  Für  den  consensus  alienandi 
waren  für  jedes  Hundert  2,  für  den  consensus  aggravandi 
von  jedem  Hundert  1  Rth.  zu  zahlen.  Diese  allgemeinen 
Sportein  —  der  Lehndirektor  als  solcher  erhielt  besondere*)  — 
fielen  ursprünglich  den  Hof  raten  und  der  Kanzlei  zu^)  und 
zwar  beiden  zur  Hälfte.  In  späterer  Zeit  wird  dies  geändert : 
die  Hälfte  der  Sportein  wird  zur  Hofkammer  eingezogen. 
So  bleibt  es  bis  etwa  1735.  Aus  dieser  Zeit  stammt  der 
bereits  erwähnte^)  HofratsprotokoUauszug.  In  demselben  be- 
antragen die  Hof  rate,  „weilen  nun  bei  gegenwertigen  Zeiten 
die  gewöhnlich  Hof  Raths  besoldung  bis  auff  die  Hällfte  ge- 
schmälert wird  .  .  .  auch  das  mehriste  in  feudalibus  auf  den 
Hof-Rath  ankombt",  eine  Dreiteilung  vorzunehmen,  dergestalt, 
dass  je  ein  Drittel  dem  Hofrat,  der  Hofkammer  und  der  Hof- 
ratskanzlei zufallen  soll.  Ob  dieser  Wunsch  des  Hofrates  in 
Erfüllung  gegangen  ist,  lässt  sich  aus  den  Akten  nicht  fest- 
stellen. Die  Kanzleitaxe  von  1743  berechtigt  uns  jedoch  zu 
der  noch  weitergehenden  Annahme,  dass  die  Hofkammer 
überhaupt  leer  ausgegangen  ist.  Sonst  dürften  wir  in  der 
Taxe  einen  Vermerk,  der  darauf  hinwiese,  erwarten. 


1)  , Beabsichtigte  ein  Lehninhaber  sein  Gut  hypothekarisch  zu  belasten^ 
so  bedurfte  er  dazu  nicht  des  Einverständnisses  der  Agnaten".  (Correus, 
a.  a.  0.  S.   115).         2)  Edikte  von  1746  und  1756  (A.  Dof.  K.  E.  VII  8  VIc). 

3)  26.  VI.  1700  (Landratsamt-Kreisbibliothek  Bonn  Nr.  771).  4)  K.  T. 
1743  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  70).  5)  S.  o.  S.  32.  6)  und  8)  s.  o.  S.  32,  A.  4; 
A.  Ddf.  K.  E.  VII.  70. 


Ka^pitel  III. 

Der  Hofrat  als  Regierungs-  und  Polizeibehörde. 


Die    Extrajudizialsachen    scheiden    sich   in   Regierungs 
und    Polizeisachen  M.      Die    Behandlung    der    streitigen    Re- 
gierungs- und  Polizeisachen  ist  nicht  voneinander  geschieden. 
Mit  Bezug   auf   diese   spricht   die  Kanzleiordnung   von    1724 
nur  schlechtweg  von  Extrajudizialsachen. 

§  1. 
Die  Tätigkeit  des  Hofrates  als  Regierungsbehörde. 

Es  soll  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein,  eine  voll- 
kommene und  erschöpfende  Darstellung  der  gesamten  vom 
Hofrate  behandelten  Regierungssachen  zu  geben.  Es  mag 
genügen,  das  Hauptsächlichste  hervorzuheben. 

a)  Die  Tätigkeit  des  Hoftates  bei  den  Landtagen  des  Erzstiftes. 

Von  den  Regierungssachen  ist  zunächst,  als  unmittelbar 
vom  Hofrate  ausgeübt,  dessen  Tätigkeit  bei  dem  kurkölnischen 
und  westfälischen  Landtag  zu  erwähnen. 

Die  Tätigkeit  des  Hofrates  vor  der  Eröffnung  des  kur- 
kölnischen Landtages  beruhte  zunächst  darauf,  dass  er  auf 
ein  Reskript  des  Kurfürsten  gleich  zu  Beginn  des  Jahres 
einen  Entwurf  der  Landtagsproposition  dem  Domkapitel 
übersandte,  um  dessen  Einwilligung  dazu  einzuholen^).  Nach 
der  Einwilligung  des  Domkapitels  fertigt  der  Hofrat  dann 
ein  Ausschreiben  an  die  Stände:  Grafen,  Ritter  und 
Städte  aus,  das  zur  Genehmigung  dem  Kurfürsten  vorgelegt 


1)  Der  Hof  rat  war  auch  in  Regierungs-  und  Polizeisachen  für  Westfalen 
und  das  Vest  Recklinghausen  uneingeschränkt  zuständig,     (s.  z.  B.  u.  S.  76.) 

2)  Essers,  a.  a.  0.  S.  15:  , Alljährlich  Hess  der  Kurfürst,  wenn  er  den 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  abzuhaltenden  Landtag  einberufen  wollte,  durch 
seinen  Hofrat  ...  um  des  Domkapitels  Zustimmung  nachsuchen  und  diesem 
einen  Entwurf  der  Landtagsproposition  vorlegen. 
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wird').  Hat  dieser  das  Ausschreiben  durch  seine  Unterschrift 
vollzogen,  so  wird  es  zum  Druck  befördert^)  und  an  die  ein- 
zelnen kurkölnischen  Regierungsbeamten  im  Erzstift  zur 
Absendung  an  die  Landstände  ihres  Bezirks  abgeschickt. 
Deren  Empfangsbestätigung  ist  wiederum  dem  Hofrate  ein- 
zusenden^). 

Der  zusammengetretene  Landtag  wird  von  dem  Hofrats- 
präsidenten als  Vertreter  des  Kurfürsten  für  eröffnet  erklärt*). 
Derselbe  eröffnet  ihm  auch  die  Landtagsproposition.  Die 
Protokollführung  bei  den  Sitzungen  des  Landtages  liegt  dem 
ältesten  Hofratssekretär  ob. 

Bei  Beschwerden,  die  von  den  Landständen  an  die 
Kurfürstliche  Regierung  gerichtet  werden,  arbeitet  die  zu  er- 
lassende Antwort  der  Hoheitsreferent  des  Hofrates  aus^^). 

Ähnlich  gestaltete  sich  die  Tätigkeit  des  Hofrates  bei 
der  Einberufung  des  westfälischen  Landtages.  Auch  hier 
wird  die  Genehmigung  des  Domkapitels  eingeholt.  Ausser 
dem  Ausschreiben  ist  hier  noch  eine  Instruktion  und  Vollmacht 
für  die  dorthin  als  kurfürstliche  Kommissare  abgehenden 
Hofräte  aufzusetzen  und  vom  Kurfürsten  zu  genehmigen^). 

Weiter  lag  dem  Hofrate  die  Aufsicht  über  die  Einziehung 
der  vom  Landtage  bewilligten  Steuern,  die  Simpeln,  ob.  Die 
Einziehung  selbst  erfolgte  durch  die  lokalen  Behörden,  in  den 
Städten  durch  Bürgermeister  und  Rat.  Im  wesentlichen  be- 
schränkte sich  die  Tätigkeit  des  Hofrates  hierbei  darauf,  dass 
er  die  von  den  genannten  Behörden  eingesandten  Tabellen 
prüfte,  deren  Berichte  über  die  Eintreibung  der  Steuern  ent- 
gegennahm und  sie  unter  Umständen  zur  zwangsweisen  Exe- 
kution anhielt  *'). 

b)  Die  Tätlg^kelt  des  Hofrates  in  Bezug  auf  die  Städte. 

Das  18.  Jahrh.  zeitigte  das  allseitige  Bestreben  der 
Landesherren,  die  Städte  vollständig  ihrer  Herrschaft  zu  unter- 
werfen,  so  dass  die  Autonomie  derselben,  wenn  nicht  aufhörte 


1)  Z.  B.   16.  I.  1774.  24  (Protokollbuch  1774).       2)  Z.  B.  21.  I.  1774,16 
(Protokollbuch    1774).  3)  Z.    B.    15.    II.    1775   vom  Oberkellner   z.    Brühl 

(Protokollbuch  1775).  4)  Essers,  S.  15.  Auch  Landtagsprolokolle  1748  ff. 
(St.-A.  Bonn).  5)  So  z.  B.  10.  III.  1775  (Protokollbuch  1775).  6)  So  z.  B. 
30.  VII.  1774  (Protokollbuch  1774).  7)  Protokollbücher  1774  u.  fif. 
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so  doch  sehr  eingeschränkt  wurde.  Ich  weise  hier  nur 
auf  Preussen  hin,  wo  den  Städten  seit  der  Regierung 
Friedrich  Wilhelms  L  ein  Steuerrat  vorgesetzt  war,  der 
offiziell  nur  die  zerrütteten  Finanzen  wieder  in  Ordnung 
bringen  und  die  Akzise  einführen  sollte,  in  Wirklichkeit  aber 
in  alle  Gebiete  der  Verwaltung')  eingriff.  Sehr  zum  Unwillen 
der  Städte,  die  sich  namentlich  in  den  westlichen  Provinzen 
(Cleve,  Mark)  —  allerdings  vergeblich  —  dem  zu  widersetzen 
suchten. 

In  diesem  Bestreben,  die  Städte  in  die  landesherrliche 
Gewalt  zu  bringen,  stand  Kurköln  den  anderen  Territorien 
nicht  nach.  Die  Tätigkeit  des  Hofrates,  der  hierfür  allein  in 
Betracht  kommt,  erstreckte  sich  so  nicht  nur  auf  polizeiliche 
Massnahmen,  wie  er  z.  B.  1774  einschreitet,  als  in  der  Stadt 
Rheinberg  die  Stadtpforte  einzustürzen  droht^),  wie  er  der 
Stadt  Bonn  zu  wiederholten  Malen  die  Reinigung  und  Instand- 
setzung der  Spitalgasse  anbefehlen  muss^);  nein,  sie  erstreckte 
sich  vielmehr  auf  alle  Gebiete  städtischer  Verfassung,  Ver- 
waltung und  des  Verkehrs.  In  gleicher  Weise  wie  auf  die 
Städte  erstreckt  sich  diese  Tätigkeit  des  Hofrates  auch  auf 
das  Land  und  die  grösseren  Niederlassungen  auf  demselben, 
die  Dörfer. 

Dieser  Einfluss  erstreckt  sich  zunächst  auf  die  Er- 
nennung der  Ratsherren*).  Die  Städte  haben  das  Präsen- 
tationsrecht, d.  h.  sie  präsentieren  dem  Hofrate  2  Kandidaten 
für  die  erledigte  Stelle  unter  Hinweis  auf  die  besondere  Be- 
fähigung derselben,  wobei  es^)  dem  Hofrate  freistand,  einen 
von  ihnen   zu   ernennen.     Ob    ihm    eine  Verwerfung   beider. 


1)  Isaacsohn,  a.  a.  0.  III,  S.  85  u.  ff.  2)  13.  VI.  1774,  4  (Protokoll- 
buch  1774). 

3)  7.  V.  1775,  19  (Protokollbuch  1775).  Zum  Vergleich  für  die  folgenden 
Ausführungen  Rosenthal  (a.  a.  0.  S.  320)  über  Bayern:  „Als  eine  Haupt- 
aufgabe des  Hofrates  und  der  Regierungen  ist  die  Aufsichtsführung  über  die 
Verwaltung  der  Hauptstädte  zu  betrachten.  Er  hatte  auch  Beschwerden  der 
Gemeinden  wider  Bürgermeister  und  Rat  zu  entscheiden.  Aus  dieser  Aufsichts- 
befugnis erwuchs  auch  das  Recht  der  Bestätigung  der  Ratswahlen. 

4)  Protokollbücher  1774  u.  ff. 

5)  Z.  B.  29.  I,  1787,  16;  12.  V.  1787,  14;  26.  V.  1787,  20  (Protokoll- 
buch). Nach  der  Ernennung  erhielten  die  Ratsverwandten  ein  Patent  von  der 
Holratskanzlei,  für  das  eine  Taxe  zuzahlen  war  (F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  115). 
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die  Forderung  der  Präsentation  neuer  Schöffen,  zugestanden 
hat^  ergibt  sich  aus  den  Protokollbüchern  nicht ^). 

Die  Wahl  der  Bürgermeister  in  den  Städten  regelte 
sich  nach  einer  kurfürstlichen  Verordnung  aus  dem  Jahre 
1769^).  Verstösse  gegen  dieselbe  führten  unweigerlich  zur 
Kassierung  und  Anordnung  einer  neuen  Wahl,  die  der  Ver- 
ordnung entsprach^). 

Die  Vorschriften  über  die  Aufnahme  neuer  Bürger 
wie  auch  die  Regelung  des  Bürgergeldes  werden  vom  Hof- 
rate erledigt.  Er  kann  die  Stadtverwaltung  zwingen,  jemanden, 
der  das  entsprechende  Bürgergeld  zahlen  will,  unter  seine 
Bürger  aufzunehmen*).  Die  Erhöhung  und  Verringerung  des 
Bürgergeldes  unterlag  dem  Hofrate  zur  Entscheidung.  So 
wird  1775  das  Bürgergeld  zu  Brühl  auf  10  Rth.  für  Ein- 
heiratende, auf  25  Rth.  für  ganz  Fremde  nebst  dem  üblichen 
Brandgeld  und  den  Schreibgebühren  erhöht^).  Der  Hofrat 
konnte  auch  —  im  Namen  des  Kurfürsten  —  das  Bürger- 
geld ermässigen  oder  von  der  Zahlung  ganz  befreien. 

Die  Genehmigung  zur  Abhaltung  von  Märkten  in 
den  Städten,  ähnlichen  Veranstaltungen  auf  dem  Lande  und 
in  den  Dörfern,  ihrer  Verlegung  auf  einen  bestimmten  festen 
Termin  —  so  z.  B.  1775  von  selten  des  Dorfes  Gladbach  im 
Vest  Recklinghausen  auf  den  Freitag  vor  Lambertus^)  —  er- 
teilt ebenfalls  der  Hofrat. 

Gewissermassen  eine  Mittelstellung  zwischen  Regierungs- 
und Polizeisachen  nimmt  das  Zunftwesen  ein.  Bald  handelt 
es  sich  hier  um  Streitigkeiten  der  Zünfte  unter  sich,  inner- 
halb der  Zünfte  der  Meister  gegen  die  Gesellen  und  um- 
gekehrt, bald  um  Streitigkeiten  mit  Zunftfremden,  die  in  das 


1)  Mir  scheint  dieses  Bestätigungsrecht  im  wesentlichen  nur  ein  formales 
gewesen  zu  sein.  Analog  war  es  in  Preussen,  wo  erst  Friedrich  Wilhelm  I. 
und  die  von  ihm  den  Städten  mehr  oder  minder  aufgedrängten  Steuerräte  eine 
wirkliche  Wahl  herbeiführten.  Die  Vereidigung  der  Schöffen  geschah  in  Gegen- 
wart dieser  Kgl.  Beamten.  (Isaacsohn,  a.  a.  0.  III,  S.  87)  vgl.  auch 
Schmoller,  Städtewesen,  a.  a.  0.  10,  S.  307. 

2)  Der  Inhalt  dieser  Verordnung,  die  das  Frotokollbuch  1774  (18.  1.) 
anführt,  ist  unbekannt,  da  sie  sich  in  den  betr.  Archiven  nicht  auffinden  lässt. 

3)  So  in  Rheinbach  1774  (Protokollbuch  1774,  18,  I.  13).  4)  Gegen 
Stadtrat  zu  Unkel  1787,  2.  VI  (Protokollbuch  1787).  5)  15.  V.  1775 
(Protokollbuch  1775).             6)  27.  IX.   1775,  5  (Protokollbuch  1775). 


Gewerbe  der  Zunftgenossen  eingriffen,  bald  unterliegt  auch 
bloss  eine  Bestätigung  der  Zunftartikel  dem  Hofrat. 

So  rufen  die  Barbiergesellen  zu  Bonn,  denen  von  ihrem 
Amt  eine  Strafe  auferlegt  war,  im  Appellationswege  den  Kur- 
fürstlichen Hofrat  an*).  Die  Fassbinderzunft  in  Bonn  beschwert 
sich  1789,  dass  von  auswärts  fertige  Fassbinderartikel  in 
Bonn  eingeführt  werden  und  ihnen  so  ihren  ohnehin  nur 
kläglichen  Gewinn  noch  schmälern.  Sie  bittet  den  Hofrat 
um  baldige  Abstellung^). 

Die  Schifferknechte  in  Bonn  revoltieren  gegen  die  dortige 
Schifferzunft,  weil  sie  unzünftige  Knechte  und  überzählige 
Lehrjungen  hält^).  Die  Krämer  sind  unwillig,  dass  ihnen 
fremde  Krämer*),  die  viel  wohlfeiler  verkaufen,  den  Verdienst 
zu  nichte  machen. 

Einen  weiteren  Einfluss  auf  das  Zunftwesen  hatte  der 
Hofrat  dadurch,  dass  ihm  eine  Bestätigung  der  Zunft- 
ordnungen oblag.  So  erhält  z.  B.  1774  die  Leinen weber- 
zunft  zu  Bonn^)  die  „gebetene  Confirmation  ihrer  Ambts 
Articulen",  1775  die  Leinenweberzunft  zu  Menden  a.  Sieg^) 
und  die  Bäckerzunft  zu  Andernach^),  1787  die  Niederrheinische 
Schiffer/.unft  zu  Andernach^)  eine  Bestätigung  ihrer  Zunft- 
artikel. Kuske^)  drückt  sich  ungenau  aus,  wenn  er  sagt, 
die  Hofkammer  habe  eine  neue  Ordnung  für  die  Schifferzunft 
um  1790  verfasst.  Ein  Entwurf  dazu  konnte  freilich  von  ihr 
abgefasst  werden;  die  Zunftordnung  aber,  wie  sie  erlassen 
und  verkündigt  wurde,  unterlag  zur  endgültigen  Abfassung 
und  Genehmigung  stets  dem  Hofrate. 

Zu  den  Regierungssachen  gehört  auch  eine  Prohibitiv- 
massregel,  die  vom  Hofrate  in  Zeiten  grossen  Misswachses 
getroffen  wurde.  Es  erging  dann  ein  vollständiges  Ausfuhr- 
verbot auf  Getreide*^)  und  ein  Verbot  der  Branntwein- 

1)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  121.  2)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  124.  3)  A.  Ddf. 
K.  E.  VII  135.     S.  A.  9.  4)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  127.  5)  30.  III. 

1774  (Protokollbuch  1774).  6)  27.  IX.  1775,  3  (Protokollbuch  1775). 

7)   30.    VI.    1775,    30    (Protokollbuch    1775).  8)    27.  III.    1787,    14 

(Protokollbuch  1787).  9)  K.,  Die  Bonner  Schiffahrt  im  18.  Jh.  in  A.  H.  V. 

81,  S.  15. 

10)  Derartige  Ausfuhrverbote  auf  Getreide  und  andere  Lebensmittel 
haben  wir  naturgemäss  auch  in  anderen  Territorien,  die  in  ähnlicher  Lage  wie 
Kurköln  waren.     Ich  erwähne  hier  nur  Paderborn  (Böhmer,   a.  a.  0.  S.  39). 
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brenne rei.  Solche  Verbote  werden  sehr  häufig  erlassen,  8o 
z.B.  in  denJahren^i  1709,  1713,  1714,  1740  u.  ff.,  1759  u.  ff., 
1771  u.  ff.,  1784  u.  ff.  Die  Verbote  waren  sehr  streng  ge- 
halten. Gaben  sie  doch  dem  mit  der  Kontrolle  beauftragten 
Beamten  das  Recht,  die  Speicher  auf  ihren  Inhalt  zu  unter- 
suchen. Zuwiderhandelnde  sollten  sofort  „festgesetzt"  werden. 
Die  Verhängung  der  Strafe  behielt  sich  der  Hofrat  selbst 
vor.  Diese  Massregel  wird  sich  jedoch  nur  zum  Teil  auf 
wirklichen  Misswachs  zurückführen  lassen;  sie  war  anderer- 
seits wohl  auch  durch  die  Verarmung  des  Landes,  namentlich 
unter  Clemens  August,  bedingt.  Man  wird  vielleicht  auch 
nicht  mit  Unrecht  annehmen  können,  dass  ein  solches 
Verbot  erlassen  zu  werden  pflegte,  wenn  fremde  Truppen 
im  Lande  lagen,  um  diesen  den  nötigen  Unterhalt,  dessen 
Beschaffung  sonst  Schwierigkeiten  gemacht  hätte,  zu  ermög- 
lichen. 

Die  Verhängung  solcher  „  Früchtesperren ^  für  die  west- 
fälischen Landesteile  erfolgte  ebenfalls  durch  den  Hofrat. 
Als  Landdrost  und  Räte  einmal,  1787,  ein  Branntweinbrenn- 
verbot erlassen,  wird  ihnen  ein  derartiges  „so  einseitiges  als 
eigenmächtiges"  Beginnen  mit  sehr  scharfen  Worten  unter- 
sagt ^j. 

§  2. 
Die  Tätigkeit  des  Hofrates  als  Polizeibebörde. 

Den  zweiten  Teil  der  Extrajudizialsacheu  bilden  die 
Polizei-  und  Med izinalsacheu^). 

Es  sei  hier  nochmals  daran  erinnert,  dass  zur  Wahr- 
nehmung der  Polizeigeschäfte  beim  Hofrate  zwei  Hofräte  zu 
sogenannten  „Polizeikommissaren"  ernannt  zu  werden  pflegten 
und  dass  sie  hauptsächlich  mit  der  Aufsicht  über  die  Inne- 
haltung der  landesherrlichen  Gesetze  und  Edikte  betraut 
waren*). 


1)  A.  Ddf.  K.  E.  VII.  8,  VI.  a-c;  auch  Stadtarchiv  Bonn  und  Göhi, 
sowie  Kreisbibliothek   (Landiatsamt)  Bonn.  2)   29.  I.  1707,    5  (Protokoll- 

buch  1787). 

3)  Die  Sicherheits-,  Brand-  und  Verkehrspolizei  lag  in  Paderborn  in  den 
Händen  des  Geheimen  Rates  (Böhmer,  a.  a.  0.  S.  32).  Desgleichen  unter- 
stand auch  das  gesamte  Medizinalwesen  (s.  u.  S.  79)  dem  Geheimen  Rate 
(Böhmer,  a.  a.  0.  S.  47).  4)  S.  o.  S.  30. 
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So  untersteht  dem  Hofrate  zunächst  das  Fremden- 
wesen. Es  ist  bekannt,  dass  man  damals  einen  freien  Ver- 
kehr, oft  nicht  einmal  im  eigenen  Lande,  nicht  kannte.  So 
bedurfte  auch  im  Kurkölnischen  jeder  Fremde  als  Ausweis 
eines  Passes,  der  gegen  eine  Gebühr  von  13  Alb.^)  für  Nieder- 
und  Obererzstift  nur  von  der  Hofratskanzlei,  für  das  Herzog- 
tum Westfalen  von  Landdrost  und  Räten  zu  Arnsberg,  für 
das  Vest  Recklinghausen  vom  Kurfürstlichen  Statthalter  zu 
Recklinghausen  und  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  ausgestellt 
wurde^).  Die  Verlängerung  der  Geltungsdauer  erfolgte  nur 
durch  die  ausstellende  Behörde.  Jeder  Gastwirt,  der  Fremden^) 
gegen  Entgelt  Unterkunft  und  Herberge  gewährte,  war  ver- 
pflichtet, davon  dem  Hofratspolizeikommissar  Anzeige  zu 
erstatten*). 

Im  18.  Jahrh.  werden  von  dem  Hof  rate  als  der  Landes- 
polizeibehörde eine  Reihe  von  Verordnungen  erlassen,  die 
sich  auf  eine  Beschränkung  des  Luxus  und  der  Schwel- 
gerei bei  Hochzeiten,  Taufen  und  Begräbnissen  richten^). 
Wiederholte  Verbote  richten  sich  auch  gegen  das  nä(*htliche 
„Musicieren,  Zusammenrotten"^)  und  gegen  die  Ausdehnung 
der  Wallfahrten  über  Nacht ^)  wegen  der  bei  den  Ver- 
anstaltungen vorgekommenen  zahlreichen  sittlichen  Ver- 
fehlungen. 

Interessant  sind  auch  die  Vorschriften,  die  gegen  das 
zu  jener  Zeit  lebhaft  im  Schwange  stehende  Räuberun 
wesen  erlassen  werden.  Zur  Ergreifung  der  Räuber  ist  durch 
Glockengeläut  die  Umgegend  zu  alarmieren.  Die  Nichtbetei- 
ligung  an  der  Verfolgung  zieht  Bestrafung  nach  sich^),  und 
zwar  erfolgt  die  Verurteilung  der  Schuldigen  durch  den  Hof- 
rat selbst.    Meist  erkannte  dieser,  nach  Vortrag  des  Kriminal- 


1)  K.  T.  1743  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  70)  2)  Bonn  19.  I.  1771  (Scotti, 
a.  a.  0.  1,  2  S.  1186). 

3)  Wenn  Böhmer  (a.  a.  0.  S.  32)  darauf  hinweist,  dass  dem  Fremden- 
verkehr im  Hochstifte  Paderborn  besondere  Aufmericsanikeit  zugewandt  wurde, 
so  möchte  ich  darauf  hinweisen,  dass  derartige  Massregeln  damals  allgemein 
üblich  waren.     So  hier  in  Kurcöln,   in  Mainz,  Brandenburg-Preussen  usw. 

4)  24.  X.  1748  (A.  Ddf.  K.  E.  VII.  8  Via). 

B) — 8)  Die  kurfürstlichen  Edikte,  die  diese  Anordnungen  treffen,  werden 
nach  einem  ziemlich  kurzen  Zeitraum  (3-5  Jahre)  immer  wieder  erneuert;  sie 
finden  sich  in  den  Archiven  zu  Düsseldorf,  Göln,  Bonn  sehr  zahlreich. 
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referenten,  auf  einige  Jahre  Zuchthaus;  bei  unverbesserlichen 
Subjekten  war  Überweisung  an  die  Kaiserliehen  Kriegsdienste 
ein  sehr  beliebtes  Strafmittel,  das  auch  gegen  Eingesessene, 
namentlich  Trunkenbolde,  sehr  häufig  angewandt  wurde*). 
Die  Vorschriften  über  die  Ergreifung  der  Delinquenten  stimmen 
genau  mit  den  Verordnungen  überein,  die  Friedrich  Wilhelm  I. 
von  Preussen  zu  gleicher  Zeit  über  die  Verhaftung  von  Deser- 
teuren in  der  Instruktion  für  das  General-Ober- Finanz- Kriegs- 
und Domänendirektorium  erliess^). 

Die  Baupolizei  wurde  ausschliesslich  von  dem  Hofrate 
geübt.  Im  ganzen  Erzstifte  Cöln  konnte  kein  Haus  gebaut 
werden,  ohne  dass  nicht  das  Baugesuch  dem  Hofrate  vorge- 
legen hätte,  und  zwar  muss  es  direkt  beim  Hofrate  eingereicht 
werden.  Dieser  fordert  dann  wieder  die  für  den  Betreifenden 
zuständige  Behörde  zum  Bericht  auf,  ob  dem  nichts  im  Wege 
steht.  Erst  wenn  von  dort  die  Sache  für  unbedenklich  er- 
klärt wird,  wird  die  Erlaubnis  zum  Bau  erteilt'^). 

Im  Zusammenhang  damit  übt  der  Hofrat  auch  die 
Brandpolizei  aus.  So  führt  es  1787  zu  langen  Verband 
lungen,  als  der  französische  Gesandte  in  Bonn  ein  Ofenrohr 
durch  das  Fenster  geführt  hatte.  Da  der  Gesandte  sich  der 
Exterritorialität  erfreute,  bedurfte  es  erst  der  Vermittlung 
des  Kurfürsten,  um  einen  solchen  „so  polizeywidrig  als  ge- 
fährlichen Missbrauch"  abzustellen*).  So  erlässt  der  Hofrat 
auch  Brand-  und  Feuerlöschordnungen. 

Die  baupolizeiliche  Tätigkeit  des  Hofrates  erstreckte  sich 
auch  auf  den  Bau  und  die  Instandhaltung  der  Strassen^). 
In  gleicher  Weise  erlässt  er  Edikte  über  die  Reinigung  der 
Strassen  und  Plätze  in  den  Städten^). 

Der  Hof  rat  erteilt  die  Erlaubnis  zur  Veranstaltung 
von  Umzügen,  die  einen  öfifentlichen  Charakter  tragen. 
So  erhält  beispielsweise  1774  Bürgermeister  und  Rat  zu  Bonn*^) 
die  Erlaubnis  zum  Abhalten  der  üblichen  Gottestracht. 


1)  Frotokollbücher  1774  u.  fif.     F.  Wal  ter .  a.  a.  0.  S.  440.       2)  Inslr. 
f.  d.  G.  D.,    Art.    14,    §§    1  -3.  3)  So   z.    B.    1.   VI.    1774,    10  (Prolokoll- 

buch  1774).  4)  21.  IV.  1787,  3  (Protokollbuch  1787).  5)  So  z.  B. 

1774  von  Melilem  nach  Rolandseck.     6)  so  für  Bonn  7.  III.  1775,  10  (Protokoll- 
buch 1775).  7)  8.  IV.  1774,  1  (Protokollbuch  1774). 


-     79 


Unter  die  Polizeisachen  *)  gehört  auch  die  Tätigkeit  des 
Hofrates  in  Medizin  alange  lege  nh  ei  ten.  So  stammt  schon 
aus  dem  Jahre  1721  ein  Edikt, ^)  das,  in  der  Zukunft  oft  wieder- 
holt^), anordnet,  dass  in  den  sämtlichen  kurfürstlichen  Landen, 
bei  Vermeidung  willkürlicher  Brüchtenstrafe,  zur  Ausübung 
des  betreffenden  Berufes  Ärzte,  Wundärzte,  Apotheker  und 
Hebammen  nur  zuzulassen  sind,  wenn  sie  zuvor  von  dem 
kurfürstlichen  Leibmedikus  geprüft  sind,  bezw.  bei  zu  weiter 
Entfernung  von  einem  der  „Landphysici".  Diese  stellen  auf 
Grund  der  Prüfung  Fähigkeitszeugnisse  aus,  auf  welche  eine 
vom  Hofrate  vollzogene,  von  der  Hofratskanzlei  auszufertigende 
„Approbationsurkunde"  ausgestellt  wird. 

Die  Aufsicht  über  die  Geisteskranken  übt  eben- 
falls der  Hofrat  aus^),  er  sorgt  für  die  Errichtung  sogenannter 
„Tollhäuser" ^).  Auch  gegen  die  Kurpfuscher  schreitet  er  ein. 
Hier  verfährt  er  nach  Verhörung  des  Beschuldigten  so,  dass 
er  das  Vernehmungsprotokoll  zur  Begutachtung  dem  Leib- 
physikus,  später,  seit  es  eine  solche  gab,  der  medizinischen 
Fakultät  der  Bonner  Universität  einschickte®);  auf  deren 
Gutachten  erfolgte  daim  der  Bescheid. 

Die  militärischen  Angelegenheiten^)  —  soweit  sie 
nicht  für  das  inländische  Militär  vom  Kurfürstlichen  Kriegs- 
rat wahrgenommen  wurden  —  erledigte  ebenfalls  der  Hof- 
rat und  zwar  handelte  es  sich  hier  hauptsächlich  um  Ein- 
quartierung, Kontributionen  und  Exekutionen  fremder  Truppen 
und  die  von  ihnen  begangenen  Ausschreitungen.  So  wird 
1760^)  festgesetzt,  dass  bei  Ausschreitungen  einquartierter 
Truppen  sich  die  Einwohner  bei  dem  kommandierenden 
Offizier,  falls  dieser  die  Klagen  nicht  beseitigt,  bei  dem  kur- 
fürstlichen Ortsbeamten  zu  beschweren  haben,  der  seiner- 
seits die  Sache   an   den  kurfürstlichen  Hofrat  direkt    weiter- 


1)  Vgl.  Preussen  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  Hier  werden  1721  , Vor- 
schriften über  Prüfung  der  Hebammen,  Chirurgen,  Apotheker  und  Ärzte,  Ober 
Viehseuchen,  über  das  Verhalten  während  der  Pest  zum  ersten  Male  erlassen 
oder  sachgemäss  ausgebildet."  (Schmoller,  Innere  Verwaltung,  S.  7). 

2)  5.  III.  1721  (Scotti,  a.  a.  0.  I,  1  S.  519).  3)  So  z.  B.  2.  III. 
1765  (Landratsamt  B.  Nr.  771).  4)  So  z.  B.  11.  III.  1774,  2  (Protokoll- 
buch 1774).  5)  So  1775  für  Westfalen  (Protokollbuch  1775).  6)  Z.  B. 
1787  Koch  von  Vilich  (Protokollbuch  1787).  7)  Da  hauptsächlich  poHzei- 
licher  Natur,  hier  behandelt.         8)  24.  III.  1760  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  VI  b  u.  c). 
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zugeben  hat.  Die  Höhe  der  Kontributionen  und  Exekutionen 
ist  gleichfalls  —  so  bestimmt  1709  sede  vacante  das  Dom- 
kapitel) —  zur  Ersetzung  dem  Hofrat  mitzuteilen 2). 

§  3. 
Die  Behandlung  der  streitigen  Regierimgs-   und  Polizei- 
sachen. 

Streitige  Extrajudizialsachen^)  sind,  so  ordnet  die  Kauz- 
leiordnung  von  1724  an,  „morgens  bei  sitzendem  Rathe"  dem 
Präsidenten  einzuhändigen*).  Dieser  setzt  hierauf  auf  dieselben 
sein  „Praesentatum"  und  lässt  die  zu  Protokoll  eingetragenen 
Sachen  auf  einen  Zettel  verzeichnen  und  diesen  aussen  an 
der  Kanzleitür  anheften. 

Die  Verteilung  der  Sachen  an  Referenten  und  Korrefe- 
renten und  ihre  Behandlung  durch  dieselben  ist  die  gleiche 
wie  bei  den  Judizialsachen ;  besondere  Vorschriften  hierfür 
wie  für  die  Prokuratoren  waren  nicht  erlassen^). 

Im  Gegensatz  zu  den  Judizialsachen,  die  eigentlich  in 
jeder  stattfindenden  Sitzung  verhandelt  wurden^),  wird  in  den 
Extrajudizialsachen  der  Gang  der  Geschäfte  nicht  sonderHch 
beschleunigt.  Die  Kanzleiordnung  von  1724  schreibt  vor^), 
dass  für  Sachen,  in  denen  „in  mora  periculum  sonderlich  nicht 
vorhanden"  ist,  für  Einwohner  des  Erzstiftes  alle  14  Tage, 
für  solche  der  westfälischen  Landesteile  alle  3  Wochen  Ter- 
min anzusetzen  ist.  Diese  Vorschrift  wird  durch  einen 
anderen  Paragraphen  derselben  Kanzleiordnung  noch  dahin 
modifiziert,  dass  wichtige  Sachen,  die  Verzug  erleiden  können, 
von  einem  vierteljährlich  einmal  zusammentretenden  Plenar- 
rat  verhandelt  werden  sollen^).  Diese  Bestimmung  scheint 
jedoch  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  nicht  mehr  in  Brauch 
gewesen  zu  sein;  denn  die  Protokoilbücher  bieten  keine  Nach- 


1)  15.  VII.  1709  (A.  Dof.  K.  E.  VII  8  Via). 

2)  Öfters;  so  1774  wegen  Lieferungen  an  die  Franzosen  und  zwar 
3.  V.  1774.  '2  und  29.  X.  1774,  2  (Protokollbuch  1774).  (Aus  der  Zeit  des 
7jährigen  Krieges?) 

3)  Ein  Beispiel  dafür  wird  a.  S.  97  gegeben.  Auch  die  Zunftsachen 
(s.  0.  S.  74)  gehören  zum  grössten  Teil  unter  die  streitigen  Extrajudizialsachen. 

4)  K.  0.  1724,  III,  5.  5)  K.  0.  1724,  I,  25.  6)  S.  o.  S.  62  ff. 
7)  K.  0.  1724,  III,  3.             8)  K.  0.  1724,  I,  31. 
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rieht  darüber,  die  wir  sonst  doch  in  Gestalt  einer  besonderen 
Bemerkung  oder  in  einer  besonders  reichlichen  Präsenzliste 
erblicken  müssten. 

Bei  der  Verhandlung  der  streitigen  Extrajudizialsachen 
stehen  den  Parteien  je  drei  Handlungen^)  und  zwar  „dem 
Kläger  oder  Appellanten  die  Klage  .  .  .,  die  Replica  ;und  Tri- 
plica , . .,  dem  Beklagten  oder  Appellaten  aber  die  Exception  . . ., 
die  Duplica  und  Quadruplica  zu".  Weiterer  Schriftenwechsel 
wird  nicht  gestattet,  „nisi  petita  et  cum  causae  cognitione 
indulta  venia  zugestanden  wäre". 

In  streitigen  Extrajudizialsachen  ist  ebenfalls  eine  Ver- 
sendung der  Akten  an  auswärtige  Rechtsgelehrte,  um  deren 
Urteil  einzuholen,  statthaft  und  zwar  in  folgender  Weise^): 
Die  Transmissio  ad  impartiales  muss  im  ersten  Termine  be- 
antragt werden.  In  Sachen,  in  denen  der  Hofrat  bereits  in 
erster  Instanz  gesprochen  hat,  können  die  Parteien  Versen- 
dung beantragen,  die  vom  Hofrate  zu  genehmigen  ist. 

Beantragen  die  Parteien  nach  erlassenem  2.  Urteil  in 
Extrajudizialsachen  nochmalige  Revision,  so  ist  derselben  zwar 
stattzugeben;  eine  weitere  Versendung  der  Akten  nach  aus- 
wärts ist  aber  in  diesem  Falle  unzulässig,  vielmehr  muss  die 
Sache  in  Revisionsinstanz  nochmals  im  Hofrate  verhandelt 
werden.  Es  geschieht  dies  dann  derart,  dass  in  der  Sache 
andere  Referenten,  d.  h.  die  noch  nicht  darin  referiert  haben, 
bestimmt  werden  und  zwar  wird  dergestalt  verhandelt,  dass 
diese  „neuen  Referenten  ihren  Extractum  Actorum,  wie  auch 
facti  Specimen  in  pleno,  und  in  Gegenwart  vorhin  gewesener 
Referenten  ablesen  /  und  mit  letzgemelten  gewesenen  Refe- 
renten sich  dessen  vergleichen  /  und  da  sothanes  factum  liquid 
gemacht  ist  /  die  gewesenen  Referenten  abtretten  und  unser 
Hofrath  revisorie  die  Sache  erörtern  solle"  ^). 

Desgleichen  wird  in  streitigen  Extrajudizialsachen,  die  aus 
dem  Herzogtum  Westfalen  und  dem  Veste  Recklinghausen 
stammen,  eine  Versendung  nach  auswärts  gestattet*). 

Die  Berufung  an  die  Reichsgerichte,  für  die  Extrajudizial- 
sachen in  den  meisten  Fällen  der  Reichshofrat,  wird  für  diese 
beschränkt.    Im  allgemeinen  soll  gegen  Urteile  der  Amtleute, 

1)  K.  0.  1724,  III,    1.  2)  K.  0.  1724,   I,  5.  3)  K.  0.  1724,  I,  5. 

4)  Bonn.  4.  IV.  1766  (Sammlung  I  S.  556—558). 
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Amtsverwalter,  Bürgermeister  und  Rat  in  den  Städten,  in 
Extrajudizialsachen  nur  an  den  Hofrat  appelliert  werden. 
Die  Appellation  an  das  Reichsgericht  ist  nach  einem  Edikt 
Max  Franzens*)  nur  noch  in  drei  Fällen  möglich,  wenn 

1.  die  Sache  die  Person  des  Kurfürsten  betrifft, 

2.  „in  Possessorio  ordinario  oder  in  petitorio  befangen  sind"  und 

3.  über  1000  Goldgulden  betragen. 

Eine  besondere  Regelung  erfahren  Extrajudizial-  wie 
Judizialsachen  bei  dem  Einbruch  der  Franzosen  durch  ein 
Edikt  aus  dem  Jahre  17942).  Dieses  bestimmt  im  wesentlichen, 
dass  in  den  Fällen,  wo  früher  von  den  Untergerichten  an  die 
Hohen  Weltlichen  Gerichte  zu  Bonn  und  Cöln  appelliert 
wurde,  nunmehr  unter  völliger  Umgehung  dieser  beiden  Ge- 
richte die  Appellation  direkt  an  den  Hofrat  in  Recklinghausen 
zu  richten  ist^).  Von  diesem  geht  sie  dann  wieder  in  dritter 
Instanz  —  in  Judizialsachen  —  an  das  nach  Arnsberg  ver- 
legte Oberappellationsgericht.  Dies  tagte  dort  schon  seit 
1792,  während  der  Hofrat  noch  bis  1794  in  Bonn  blieb*).  Die 
Extrajudizialsachen  waren  ebenfalls  bei  dem  Hofrate  in  Reck- 
linghausen anzubringen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  einige  Zeit  hindurch  die 
vom  Hofrate  in  Extrajudizial-  sowie  Judizialsachen  gefällten 
Urteile  im  Bonner  Intelligenzblatt  veröffentlicht  wurden  und 
zwar  geschah  das  im  Jahre  1785  am  1.,  15.,  29.  März,  26.  April 
sowie  14.  Juni^).  Aus  späterer  oder  früherer  Zeit  ist  darüber 
nichts  bekannt. 

§  4. 
Das  Verhältnis  des   Hofrates   zu   den    anderen   Behörden^), 

insbesondere  der  Hofkammer. 

Das  Verhältnis  des  Hofrates  zu  den  anderen  obersten 
kurfürstlichen  Behörden  ist  mit  wenigen  Worten  bezeichnet. 

1)  7.  VI.  1786  (St.-A.  Bonn  I  Aa  Rechtspflege).  2)  Scotti,  a.  a. 

0.  I  1.  S.  1224.        3)  27.  X.  1794  (Kreisbibliothek-Landratsaml-Bonn  Nr.  137,  2). 

4)  7.  III.  1792  (ibid.  Nr.  137,  2). 

5)  Bonner  Intelligenzblatt  1785  (Kreisbibliothek  Bonn). 

6)  Einen  besonderen  Abschnitt  über  das  Verhältnis  des  Hofrates  zu  den 
analogen  Behörden  anderer  geistlicher  und  weltlicher  Staaten  glaubte  ich  weg- 
lassen zu  können,  da  ich  in  den  einzelnen  Fussnoten  das  Gleiche  bezw.  Ver- 
schiedene hervorgehoben  habe  und  Goldschmidt  (a.  a.  0.  S.  65  ff.)  eine 
solche  zusammenfassende  Übersicht  bereits  gibt. 
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Über  ihm  stand  nur  der  Geheime  Rat,  der  aber  —  darauf 
ist  schon  hingewiesen»)  —  auf  die  Geschäfte  im  Hofrat  ab- 
solut keinen  Einfluss  ausübte,  neben  ihm  nur  die  Hof  kämm  er. 
Aber  gerade  hier  hat  es  an  andauernden  ernsten  Reibungen 
und  Konflikten  nicht  gefehlt^). 

Wie  dem  Hofrate  Justiz-,  Regierungs-  und  Lehnsachen, 
so  unterstehen  der  Hofkaramer  die  Finanzsachen.  Gemein- 
same Geschäfte  haben  beide,  Hofrat  und  Hofkammer,  zunächst 
nur  in  einem  Punkte,  in  der  Bestimmung  der  Brüchte,  d.  h. 
in  der  Festsetzung  der  Höhe  der  zumeist  wegen  Jagd'-  und 
Forstfrevels  und  ähnlicher  Übertretungen  verhängten  Geld- 
strafen. Diese  lag  gegen  Ende  des  Jahrhunderts 3)  einer  Kom- 
mission ob,  die  sich  aus  einem  Hofrat,  einem  Hofkammerrat 
und  einem  Kanzlisten  als  Gerichtsschreiber  zusammensetzte. 
Solange  Hofrat  und  Hofkammerrat  nicht  in  Meinungsver- 
schiedenheiten gerieten,  war  dagegen  nichts  einzuwenden. 
War  das  jedoch  der  Fall,  so  wurde  aus  der  Brüchtensache 
eine  „contentiöse"  und  diese  ging  dann,  wie  alle  Justiz-  und 
Regierungsstreitigkeiten,  an  den  Kurfürstlichen  Hofrat  zur 
Entscheidung^).  Und  dass  in  solchem  Falle  das  Hofrats- 
kollegium anders  entschied,  wie  sein  in  der  Sache  bevoll- 
mächtigter Abgesandter,  scheint  mir  kaum  glaublich.  Anderer- 
seits konnte  es  aber  der  Hofkammer  nicht  gleichgültig  sein, 
wenn  sie  jedesmal  bei  derartigen  Angelegenheiten  beiseite 
geschoben  wurde. 

Die  Konsequenz  daraus  ist  natürlich  ein  immerwähren- 
der Streit  zwischen  Hofrat  und  Hofkammer,  der  zeitweilig 
die  schärfsten  Formen  annahm  und  auf  alle  Gebiete,  in  denen 
sich  beide  nur  irgendwie   berührten,    übergriff.     Das  Düssel- 


1)  s.  o.  s.  3  u.  ff". 

2)  Ähnlich  ist  das  Verhältnis  beider  in  Bayern.  Rosenthal  (a.  a.  0. 
S.  326)  sagt:  ^So  sehr  ein  Zusammenarbeiten  dieser  beiden  Behörden  im 
sachlichen  Interesse  gelegen  war,  die  häufigen  Beziehungen  boten  Reibungs- 
flächen und  gaben  Anlass  zu  Kollisionen.  Wiederholt  wurden  die  beiden 
Kollegien  zur  Einigkeit  ermahnt  unter  Kundgabe  des  allerhöchsten  Missfallens 
über  die  Nichtbefolgung  der  hierauf  gerichteten  Dekrete."  (Vgl.  auch  Pader- 
born; Böhmer  a.  a.  0.  S.  42.) 

3)  7.  XII.  1787.  (Landratsamt  Bonn  No.  771.)       4)  28.  IV.  1724  (ibidem). 
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dorfer  Archiv  bewahrt  darüber  z.  B.  für  die  Zeit  von  1692—1790 
2  dicke  Foliobände^. 

Die  Befugnisse  der  Hofkammer  wurden  begrenzt  und 
fixiert  durch  Artikel  19  der  im  Jahre  1692  erlassenen  Hof- 
kammerordnung^).  Diese  besagt  u.  a.:  „obwohl  unser  und 
unsers  Ertzstiffts  Landesfürstliche  hohe  und  niedere  Obrig- 
keiten Eigentum  /  Lehen-Vogteyen-Lands  Gränzzen  und  anders  / 
so  der  Obrigkeit  anhänget  /  billig  bey  Unserm  Hof-Rathe 
tractiert  /  und  von  daraus  gehandhabet  /  und  vertreten  werden 
sollte  /  nichts  destoweniger  aber  /  weilen  diese  sachen  /  auch 
davon  das  geringste  stück  alle  des  Cammer  Wesens  seynd  / 
und  dahero  unsere  Hof-Cammer  billig  /  und  in  alle  wege 
Wissenschaft  darum  haben  solle;  so  wollen  Wir  die  Verord- 
nung tun  /  wann  bey  unserm  Hof  Rath  dergleichen  Sachen  / 
und  worin  unser  Cammer- Wesen  und  Interesse  versiret  /  vor- 
fallen /  dass  sodannen  unsere  Hof-Cammer  darzu  gezogen  / 

sonsten  aber  in  der  gleichen  nichts  geschlossen  noch  ver- 
ordnet werden  solle".  Auf  diesen  Paragraphen  greift  nun 
die  Hofkammer  immer  wieder  zurück.  Und  bei  der  un- 
genauen Formulierung  und  Definition  desselben  bedurfte  es 
von  ihrer  Seite  keines  grossen  Scharfsinnes,  um  in  allen 
möglichen  Angelegenheiten  das  Kammerwesen  als  interessiert 
zu  beanspruchen.  Dass  der  Hofrat  dem  natürlich  nicht  immer 
nachgeben  konnte  und  wegen  einer  sachgemässen  Erledigung 
der  Geschäfte  nicht  durfte,  liegt  auf  der  Hand,  zumal  ihm 
seine  Geschäftsanweisung,  die  Kanzleiordnung  von  1724,  da- 
rüber nichts  vorschrieb.  Sie  verpflichtete  ihn  nur,  etwa  bei 
den  Arbeiten  des  Hofrates  vorfallende  Poen-  und  Brüchten- 
sachen  zu  notieren  und  der  Hofkammer  durch  Protokollaus- 
zug mitzuteilen^). 

Gab  allerdings  seine  Geschäftsordnung  dem  Hofrate 
keine  Anweisung  über  sein  Verhalten  gegenüber  der  Hof- 
kammer, so  ist  es  doch  zweifelhaft,  ob  nicht  zwei  Edikte 
auch  für  die  Folgezeit  noch  massgebend  gewesen  sind.  Sie 
stammen  aus  den  Jahren  1713*)  und  1719^)  und  ordnen  kurz 


1)  A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vn.  2)  ebenda;  auch  bei  Scotti. 

3)  K.  0.  1724,  I,  32.  4)  13.  I.   1713  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vn.). 

5)  29.  XI.  1719  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vn.). 
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und  bestimmt  an,  dass  der  Kurfürstliche  Hofrat  sich  sofort 
mit  der  Hofkammer  in  Verbindung  zu  setzen  hat  unter  ge- 
nauer Mitteilung  der  Stunde  und  des  Ortes,  wenn  irgendwie 
Sachen  vorfallen,  die  die  Hofkammer  angehen.  Aber  in  praxi 
scheint  dem  von  selten  des  Hofrates  ein  fast  unüberwind- 
licher Widerstand  entgegengesetzt  worden  zu  sein.  Die 
Klagen  der  Hofkammer  nehmen  immer  mehr  zu;  sie  beklagt 
sich  schliesslich,  dass  sie  überhaupt  von  dem  Hofrate  nicht 
zu  Rate  gezogen  würde'). 

Sie  versucht  es  nun  mit  Gegenmassregeln.  1749  lässt 
sie  an  ihre  Beamten  im  Erzstifte  die  Weisung  ergehen,  dass 
sie,  falls  von  ihnen  seitens  des  Hofrates  ein  Bericht  ein- 
gefordert würde,  diesen  erst  zur  Begutachtung  an  die  Hof- 
kammer in  der  Urschrift  einzusenden  hätten.  Und  in  der 
Tat  gelingt  es  ihr,  diesmal  über  den  Hofrat  den  Sieg  davon- 
zutragen. Durch  Edikt  vom  22.  September  desselben  Jahres^) 
wird  die  Massregel  von  Clemens  August  zur  Verordnung  er- 
hoben. 

Die  Streitigkeiten  beider  gehen  hin  und  her;  bald 
triumphiert  durch  ein  Edikt  die  eine,  bald  die  andere  Partei. 
Zeitweilig  ergiesst  sich  aber  auch  über  beide  der  kurfürst- 
liche Zorn  und  wird  ihnen  in  ziemlich  deutlicher  Sprache 
das  allerhöchste  Missfallen  verkündigt,  so  1755^).  Eine  sehr 
ernste  Zurechtweisung  muss  sich  1767*)  der  Hofrat  von  Maxi- 
milian Friedrich  gefallen  lassen. 

Gegen  Ausgang  des  Jahrhunderts  scheint  die  Opposition 
von  der  Hofkammer  als  zwecklos  aufgegeben  zu  sein.  Nur  ab 
und  zu  noch  protestiert  sie;  sie  kommt  in  den  strittigen 
Punkten  immer  mehr  in  Abhängigkeit  von  dem  Hofrate.  Als 
sie  1775  einen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Bierpreises 
geltend  machen  will,  der  Hofrat  davon  durch  einen  Bericht 
der  betreffenden  Beteiligten  unterrichtet  wird,  schreibt  er 
ihr:  „man  wisse  nicht,  wie  dieselbe  sich  in  dieser  ins  politi- 
cum  einschlagender   sachen   haben    einmischen    können  alss 


1)  so  1745,  27.  VI  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vn.).  2)  22.  IX.  1749. 

(A.  Ddf.  K.  K.  Hofstaat  Vn.).  3)  14.  HI.  1744  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Vn.). 

4)  11.  IV.  1767  (A.  Ddf.  Hofst.  Vn.) 


-Be- 
zweifele Churfürstlicher  Hofrath  nicht,    dieselbe  würde    hier- 
unten  von  selbsten  abstehen,  worüber  denn  erklärung  erwartet 
würde"  1). 

Ein  letztes  kurfürstliches  Edikt  wurde  1788  erlassen 2). 
Es  besagte,  dass  in  allen  Jurisdiktionsstreitigkeiten  kein  Ent- 
scheid getroffen,  kein  Urteil  gefällt  werden  sollte,  wenn  nicht 
zuvor  die  Sache  dem  Kurfürsten  zur  Beurteilung  und  Ent- 
scheidung vorgelegen  hätte^).  Tatsächlich  hat  erst  der  Unter- 
gang des  Kurstaates  auch  diesem  unerfreulichen  Zustande 
ein  Ende  gemacht. 


§  5. 
Hofrat  und  Keichsstadt  Cöln. 

Eine  kurze  Erörterung  soll  noch  das  Verhältnis  des  Hof- 
rates zur  Freien  Reichsstadt  Cöln  erfahren.  Es  ist  bekannt, 
dass  Kurstaat  und  Reichsstadt  in  ewiger  Fehde  miteinander 
lagen.  Die  Gründe  derselben  für  die  früheren  Zeiten  dar- 
zulegen, kann  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein.  Im  18.  Jahrh. 
handelte  es  sich  fast  ständig  um  Jurisdiktionsstreitigkeiten. 
Die  Fehde  zwischen  beiden  beendigt  auch  hier  erst  der  Unter- 
gang des  Kurstaates.  Vergeblich  werden  wir  nach  einer  An- 
erkennunig  der  Reichsunmittelbarkeit  Cölns  seitens  der  Kur- 
fürsten suchen.  Cöln  bleibt  in  den  Akten  nach  wie  vor 
„Unsere  Stadt",  obgleich  sich  die  kurfürstliche  Macht  faktisch 
im  wesentlichen  auf  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  in  ver- 
schiedenen Gerichten  und  auf  einige  Zölle  beschränkte. 

Aus  dem  zeitweise  erbitterten  Kampfe  und  aus  dem 
Bestreben,  Cöln  an  seinem  wundesten  Punkte  durch  Be- 
schränkung von  Handel  und  Wandel  zu  treffen,  entsprangen 
dann  strikte  Verbote,  keine  stadtkölnischen  Handwerker  zu 
beschäftigen,  wie  sie  z.  B.  in  den  Jahren  1728*),  1765^), 
1770^),  1774')  u.  a.   erlassen   wurden.     Zu   derartigen   Mass- 


1)  JS.  VII.  1775,  12  (Protokollbuch  1775).  2)  2.  VI.  1788  (S colli, 

a.  a.  0.  I,  2  S.  1155).  3)  F.  Walter,  a.  a.  0.  S.  259. 

4)  6.  II.  1728  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  Via.).  5)  13.  VI  1765  (St.-A. 

Cöln.     Ges.   Ed.   u.    Verordnungen.).  6)  24.   I.    1770  (St.-A.   Bonn   I  Aa 

Handel  u.  Gewerbe).  7)  30.  VIU.  1774  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  VIb  u.  c). 
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regeln  gehörte  auch  das  Sperren  der  kurkölnischen  Märkte 
für  stadtkölnische  Handelsleute^).  In  Sachen,  in  denen  kur- 
fürstliche Gerichte  gegen  stadtkölner  Bürger  zu  entscheiden 
hatten,  bedurfte  es,  wenn  das  Urteil  zugunsten  der  Kölner 
auszufallen  drohte,  zunächst  darüber  eines  Berichtes  an  den 
Hof  rat '^). 


1)  So  z.  B.   1775  für  Neuss  (Protokollbuch  1775,   15  IV.)       2)  15.  VIII. 
1709  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  8  Via). 


Kapitel  IV. 

Die   Mängel   in    der   Organisation,    der   Geschäfts- 
ordnung und  dem  Geschäftsgang  des  Hofrates  und 

die  Reformen  von  Max  Franz. 


Wenn  ich  in  dem  Schlusskapitel  dieser  Arbeit  von  den 
Mängeln  in  der  Organisation,  der  Geschäftsordnung  und  dem 
Geschäftsgange  des  Hofrates  sowie  von  den  Reformen  Max 
Franz's  sprechen  will,  so  werden  sich  Wiederholungen  nicht 
ganz  vermeiden  lassen. 

Bei  einer  Beurteilung  des  Hofrates  im  Rahmen  der 
ganzen  Verfassung  und  Verwaltung  Kurkölns  ist  zunächst 
sein  Verhältnis  zu  dem  Landesherrn  selbst  zu  beachten.  Die 
allgemeine  Beobachtung  erweist  sich  auch  hier  als  richtig, 
dass  die  Regententätigkeit  ein  lebhaftes  Spiegelbild  in  der 
Tätigkeit  der  obersten  Landesbehörden,  sei  es  der  Justiz-, 
sei  es  der  Regierungsbehörden  findet. 

Die  allgemeine  politische  und  innere  Lage  Kurkölns 
war  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhs.  eine  durchaus  ungünstige 
und  schlechte.  In  politischer  Beziehung  *)  brachten  die  guten 
Verbindungen,  die  namentlich  Clemens  August  glaubte  zu 
Frankreich  unterhalten  zu  müssen,  Kurköln  oft  genug  in  die 
schwierigsten  Verwicklungen.  Es  ist  ja  bekannt,  dass  die 
meisten  rheinischen  Höfe  unter  dem  Namen  von  „Subsidien" 
grosse  Geldsummen  von  Frankreich  bezogen  2).  Aber  trotz 
derselben,  die  Frankreich  allerdings  häufiger  zu  zahlen  ver- 
sprach als  wirklich  zahlte,  führte  die  unsinnige  Wirtschaft 
und  Verschwendung,  die  das  Regiment  Clemens  Augusts 
(1723—1761)  und  auch  schon  das  seines  Vorgängers,  Joseph 
Clemens'  (1688—1723),  mit  sich  brachte,  Kurköln  dem  finan- 


1)  Ennen,  Frankreich  u.  d.  Niederrh.,  II  S.  218  u.  ff. 

2)  Treitschke,   a.   a.   0.   I.   S.   21, 
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ziellen  Ruin  entgegen.  Wenn  auch  das  Urteil  Ennen s^) 
über  Karl  VH.,  den  Bruder  Clemens  Augusts,  zu  scharf 
ist,  wenn  er  sagt:  „er  spielte  in  Prag  in  leerer  Aufgeblasen- 
heit im  wahren  Sinne  des  Wortes  König",  so  ist  doch  sein  ab- 
fälliges Urteil  über  Clemens  August,  wenn  auch  sehr  scharf,  doch 
durchaus  treffend^).  Dazu  kam,  dass  Kurköln  in  konfessioneller 
Beziehung  jeder  Toleranz  abgeneigt  war^).  Freilich  besserten 
sich  hier  die  Verhältnisse  unter  Clemens  Augusts  Nachfolgern, 
Maximilian  Friedrich  und  namentlich  Max  Franz.  Letzterer 
konnte  aber  auch  nicht  in  dem  einen  Jahrzehnt  seiner  eigent- 
lichen Regierung  des  Erzstiftes  (1784 — 1794)  so  durchgreifen, 
wie  es  wohl  seine  Absicht  gewesen  ist.  Seine  Reformen 
werden  weiter  unten  (S.  99  ff.)  noch  gewürdigt. 

Die  erste  Bedingung  für  die  gute  Wirksamkeit  einer 
Behörde  ist  die  Ehrenhaftigkeit,  Pflichttreue  und  der  Fleiss 
ihrer  Beamten.  Diese  Erfordernisse  sind  aber  nur  vor- 
handen, wenn  der  Beamte  vor  allem  pekuniär  derart  gestellt 
ist,  dass  er  bei  vernünftiger  Lebensführung  mit  der  ihm  ge- 
zahlten Besoldung  auskommen  kann,  dass  er  also  nicht  dar- 
auf angewiesen  ist,  auf  mehr  oder  minder  unehrliche  Weise 
das  unzureichende  Gehalt  aufzubessern,  sei  es  durch  über- 
hohe Sportein  oder  gar  Bestechungsgelder.  Hintze*)  be- 
zeichnet es  als  durchaus  erforderlich  für  ein  sittlich  gesundes 
Beamtentum,  dass  die  Beamten  ihr  Gehalt  in  bar,  nicht  in 
Naturalien  erhalten,  dass  es  regelmässig  zu  den  festgesetzten 
Zeiten  in  der  festgesetzten  Höhe  ausgezahlt  wird  und  dass 
das  Gehalt  für  den  Lebensunterhalt  des  Beamten  und  seiner 
Familie  hinreicht.  Wie  stand  es  nun  aber  in  dieser  Be- 
ziehung in  Kurköln? 

Zwar  war  man,  wenigstens  beim  Hofrate,  im  grossen 
und  ganzen  dahin  gekommen,    dass  die  Beamten  ihr  Gehalt 


1)  Frankr.  u.  d.  Niederrh.,  IL  S.  223.  2)  wie  Anm.  1. 

3)  Wenn  auch  Wencks  Äusserung  (a.  a.  0.  II.  S.  62)  zu  scharf  isf, 
der  Köln  —  er  rnemt  auch  den  Kurstaat  —  eine  „wahre  Spelunke  konfessioneller 
Verbissenheit"  nennt.  In  den  letzten  Jahren  hat  namentlich  L.  Schwering 
(„Auswanderung  protestantischer  Kaufleute  aus  Cöln  nach  Mülheim  am  Rhein* 
in  Westd.  Z.  XXVI,  Heft  3  und  „Die  religiöse  u.  wirtschaftl.  Entwickl.  d, 
Protestantismus  in  Cöln  während  des  17.  Jhs."  in  A.  H.  V.  85)  sich  damit 
befasst.  4)  Behördenorganisation  S.  48  u.  fif. 
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in  bar  erhalten  sollten  ').  „Sollten"  sage  ich;  denn  mit  der 
Ausführung  dieser  Bestimmung  stand  es  anders.  Ich  wies 
schon  darauf  hin-),  dass  die  Auszahlung  unregelmässig  er- 
folgte, das  Gehalt  willkürlich  geschmälert  wurde,  überhaupt 
zu  niedrig  war.  In  Kurköln  hatte  eben  jede  Finanzverlegen- 
heit —  und  deren  gab  es,  namentlich  unter  Clemens  August, 
nicht  wenige  —  eine  Sistierung  der  Gehaltszahlung  zur  Folge^). 
Was  aber  die  weitere  Folge  davon  war,  liegt  auf  der  Hand. 
Der  Beamte  musste  sich  eben  für  das  nicht  gezahlte  Gehalt 
Ersatz  verschaffen,  wenn  er  nicht  mit  seiner  Familie  zu 
Grunde  gehen  wollte.  Brauchte  es  auch  nicht  gleich  —  das 
nehmen  wir  zur  Ehre  des  damaligen  Beamtentums  an  —  zu 
Betrug  und  Unterschleif  führen,  so  hielt  sich  der  Hofrat  da- 
durch schadlos,  dass  er  mehr  Sportein  -  durch  neue  Beweis- 
erhebungen, Zeugenverhöre,  Termine  usw.  ~  herauszuschlagen 
sich  bemüht  haben  wird*). 

Die  Sportein  waren  überhaupt  ein  Krebsschaden  der 
ganzen  Zeit.  Wo  sie  darauf  beschränkt  waren,  als  blosse 
Abgaben  bei  Ausfertigung  von  Patenten,  bei  Konfirmation 
von  Äbten  und  anderen  kirchlichen  Würdenträgern  usw. 
erhoben  zu  werden,  Hess  sich  dagegen  nicht  viel  einwenden. 
Anders  ist  es  aber,  wenn  die  Beamten  für  die  Tätigkeit  und 
speziellen  Funktionen,  zu  denen  ihr  Amt  sie  verpflichtete, 
Sportein  bezogen.  Dahin  gehört  die  Tatsache,  dass  die  Hof- 
rate  z.  B.  für  Referate  und  Korreferate,  die  protokollführen- 
den Sekretäre  und  Registratoren  z.  B.  für  jedes  Zeugen- 
verhör solche^;  in  Empfang  nahmen.  Dies  musste,  namentlich 
wenn  das  Gehalt  gering  war,  seine  Auszahlung  nicht  oder 
doch  nur  beschränkt  erfolgte,  natürlich  zu  grossen  Miss- 
ständen führen,  da  es  ja  immer  in  der  Hand  des  Betreffenden 
lag,  den  Prozess  hinauszuziehen.  Das  konnte  aber  nur  ge- 
schehen auf  Kosten  einer  gerechten  und  schnellen  Justiz. 
Vielleicht  haben  sogar  in  solchem  Falle  —  feststellen  können 


1)  s.  Tab.  I  a—d.  2)  s.  o.  S.  32,  Anm.  4.  3)  s.  G.  Schmoller, 
Beamtenstand  S.  549. 

4)  In  Kurmainz  mussten  die  Hofräte  von  dem  Kurfürsten  abgehalten 
werden,  Extrasessionen,  um  Sportein  einzuheimsen,  abzuhalten  etc.  (Gold- 
schmidt, a.  a.  0.  S.  103). 

5)  K.  T.  1743  (A.  Ddf.  K.  E.  VII  70). 


wir  das  nicht  —  die  Hofräte  wie  in  Kurmainz  ^)  und  Preussen^) 
unter  einer  Decke  mit  den  Advokaten  gesteckt.  Diese  ihrer- 
seits hatten  ja  ebenfalls  ein  reges  Interesse  daran,  möglichst 
lange  zu  prozessieren,  zum  Schaden  für  die  armen  Recht- 
suchenden,  die  oft  erst  ein  Urteil  erhielten,  wenn  sie  finanzeil 
ruiniert  waren,  wenn  weder  Richter  noch  Advokat  mehr 
etwas  aus  ihnen  herauspressen  konnten.  Obgleich  in  Kur- 
mainz die  Beamten  noch  schlechter  wie  in  Kurköln  bezahlt 
wurden^),  so  können  wir  doch  Gold  Schmidts*)  Urteil,  das 
er  in  dieser  Beziehung  über  Kurmainz  fällt,  auch  vollkommen 
auf  Köln  anwenden.  Er  sagt:  „Da  nichts  geschah,  um  die 
materielle  Lage  der  Beamten  zu  verbessern,  kann  man  es 
ihnen  kaum  verdenken,  dass  sie  diese  Einnahmen  [Sportein 
usw.]  möglichst  zu  steigern  suchten.  Sie  wurden  so  direkt 
gezwungen,  im  Dienst  nicht  nur  das  Staatsinteresse  im  Auge 
zu  haben,  sondern  auch  an  ihren  eigenen  Nutzen  zu  denken. 
Dass  darunter  die  gesamte  Verwaltung  leiden  musste,  und 
dass  dies  eine  Hauptursache  war,  weshalb  es  nicht  gelang, 
ein  gutes  Beamtentum  zu  erziehen,  ist  klar."  Nicht  umsonst 
enthält  die  Kanzleiordnung  von  1724  die  scharfen  Be- 
stimmungen, die  dem  Hofrate  und  dem  Kanzleipersonal 
jeden  Verkehr  mit  Advokaten  und  Publikum,  soweit  es  sich 
um  Prozesssachen  handelt,  verbietet;  nicht  umsonst  werden 
gerade  diese  Bestimmungen  immer  wieder  den  Beamten  des 
Hofrates  ins  Gedächtnis  gerufen^). 

Eine  weitere  Folge  des  unzulänglichen  Gehaltes  ist 
ohne  Zweifel  die,  dass  der  Fleis^s  der  Hofräte  nie  ein  sonder- 
lich grosser  gewesen  ist.  Zum  Teil  liegt  dies  aber  auch 
daran,  dass  sie  ausser  ihrem  Amt  als  Hofrat  noch  andere 
Amter  zu  versehen  hatten^),  oft  in  Kommissionen  auswärts 
weilen  mussten.  Da  ist  es  nicht  weiter  wunderlich,  wenn 
die  Hofräte  des  öftern  in  recht  scharfen  landesherrlichen  Er- 
lassen zum  Fleiss  ermahnt  werden.  Darauf  ist  auch  die 
Massregel  zurückzuführen,  dass  die  Hofräte  in  den  Protokoll- 


1)  Goldschmidt .   a.   a.    0.   S.    139.  2)   Hintze,   Behörden- 

organisation S.  210  u.  ff.  3)  s.  Tab.  2  bei  Gol  d  schmidt.  4)  a.  a.  0. 
S.  197  u.  ff. 

5)  K.  0.  1724,  I,  36.    S.  o.  S.  29.  6)  s.  o.  S.  21  u.  ff. 
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büchern  namentlich  aufgeführt  werden.  Diese  Anordnung 
der  K.  0.  v.  1724  geht  auf  das  Jahr  172P)  zurück,  wo  sie 
infolge  vorgebrachter  Klagen  erhissen  wurde.  Solche  Edikte 
haben  wir  aus  den  Jahren  1700^;,  17173),  1718*),  1719^),  1721^), 
1733^)  usw.  Sehr  beweglich  stellt  das  ein  Edikt  Joseph 
Clemens^)  vom  9.  Juli  1719  vor,  wenn  es  sagt:  „es  ist  die 
mehrmalige  clag  vorkommen,  dass  .  .  .  dero  Hofrath  die 
Partheyen  in  Ihren  processsachen  gar  zu  lang  aufgehalten 
und  dadurch  in  grosse  Kosten  und  schmerzhaften  Verdruss 
dergestalt  gesetzt  werden,  dass  einige  so  gar  durch  der- 
gleichen verweilung  in  tiefe  melancoley  und  gar  von  sinnen 
gerathen  welches  weilen  es  bey  Gott  nicht  zu  verantworten 
und  höchstbesagter  Ihrer  Churfürstlichen  Durchlaucht  obligt, 
alle  sorg  dahin  anzuwenden,  damit  die  gerechtigkeit  be- 
fürdert.  ..."  So  finden  wir  auch  die  äusserst  niedrige  Frequenz- 
ziifer  der  Hofräte  erklärlich.  Die  Hofräte  nehmen  (s.  Tab.  III 
a— c)  durchschnittlich  nur  an  der  Hälfte,  der  sämthchen 
Sitzungen  teil. 

Es  fehlte  also  um  die  Mitte  und  den  Ausgang  des 
18.  Jhs.  die  Hauptbedingung  für  ein  gutes  Funktionieren  des 
Hofrates:  ein  absolut  ehrenhaftes,  fleissiges  und  pflichttreues 
Beamtentum.  Wie  anders  war  es  doch  zur  selben  Zeit  in 
Preussen!  Hier  hatte  Friedrich  Wilhelm  I.^)  in  rastloser, 
unermüdlicher  Arbeit  ein  Beamtentum  geschaffen,  das  ein 
Muster  und  Vorbild  für  alle  zivilisierten  Völker  wurde.  In 
seiner  Unbestechlichkeit  und  Pflichttreue  heute  noch  un- 
erreicht, erreichte  es  damals  durch  seine  hervorragenden 
Eigenschaften,  dass  nächst  dem  Offizierstande  der  Beamten- 
stand der  geachtetste  wurde.  Und  das  Wesen  der  Könige, 
denen  sie  dienten,  und  deren  oft  schroffe  Massregeln  sie 
unerbittlich  vollzogen,  drückte  auch  ihrer  Persönlichkeit  den 


1)  17.  IL  1721  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst  Ve.).  2)  16.  XI.  1700  (A.  Ddf. 

K.  E.  VU.  8).  3)  23.  VI.  1717  (ibid.).  4)  4.  IX.  1718  (A.  Ddf.  K.  K. 

Hofst.  Ve.).  5)  7.  VII.  1719  (ibid.).  6)  13.  I.  u.  17.  U.  1721  (ibid.). 

7)  8.  VI.  1733  (ibid.).  8)  s.  Anm.  5. 

9)  Waren  auch  die  preussischen  Juristen  unter  Friedrich  Wilhelm  L, 
wie  ich, bereits  erwähnte  (s.  o.  S.  64),  durchaus  nicht  derart,  dass  sie  in  dieses 
Lob  einbegriffen  werden  könnten,  so  wurde  das  unter  Fr.  d.  Gr.  anders.  Für 
diese  Zeit  gilt  auch  für  die  Juristen  das  oben  Gesagte  völhg. 
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Stempel  auf.  Es  drang  allgemein  die  Ansicht  durch,  dass 
es  eine  Ehre  sei,  dem  Könige  zu  dienen  und  sein  Kleid  auch 
im  Zivildienste  zu  tragen^).  Im  Gegensatz  zu  diesem  Be- 
amtentum, das  damals  die  Bewunderung  der  ganzen  Welt 
erregte  und  auch  heute  noch  in  ungemindertem  Masse  die 
unserige  verdient,  vergleiche  man  das  Beamtentum  in  den 
kleineren  Territorien,  so  z.  B.  in  Kurmainz.  Wir  haben  in 
dem  Beamtentum  denselben  Gegensatz,  wie  in  den  Staaten 
selbst.  Auf  der  einen  Seite  das  mächtig  und  unaufhaltsam 
emporstrebende  Preussen  und  auf  der  andern  Seite  das  stets 
rückschreitende,  dem  Untergang  unrettbar  verfallene  Kurköln  2). 

Goldschmidt^)  weist  darauf  hin,  dass  in  Preussen  das 
Sporteinwesen  auch  bestanden  hat.  Das  ist  freilich  richtig. 
Aber  es  war  —  das  müssen  wir  uns  vergegenwärtigen  — 
in  Preussen  bis  auf  verschiedene  Reste  bereits  beseitigt,  als 
es  in  Mainz  und  Kurköln  noch  in  vollster  Blüte  stand.  Wurde 
es  doch  in  Köln  überhaupt  nicht  beseitigt.  Der  Missstand 
war  hier  am  Ende  des  18.  Jahrhs.  noch  gerade  so  gross,  wie 
er  zu  Beginn  desselben  gewesen  war.  Vollends  der  sittliche 
Tiefstand  des  Mainzer  Beamtentums*)  war  in  Preussen  schon 
längst  überwunden  unter  einem  Könige,  der  über  das  ausser- 
dienstliche  Verhalten  seiner  Beamten  gerade  so  wachte  wie 
über  das  dienstliche  Verhalten  und  es  verstand,  seinem  Worte 
genügenden  Nachdruck,  oft  handgreiflicher  Art,  zu  geben. 

Aber  selbst  wenn  die  Beamten  des  Hofrates  in  Kurköln 
nicht  die  Fehler  gehabt  hätten,  die  ihnen  anhafteten,  so 
konnten  sie  doch  nicht  die  Geschäfte  so  führen,  wie  sie  ge- 
führt werden  mussten.  Dazu  war  die  Zahl  der  Hofräte  zu 
gering  5). 

Wir  haben  gesehen,  dass  der  Hofrat  als  Justizbehörde 
oft  in  3  Instanzen  zuständig  war^),  dass  er  als  erzstiftische 
Lehenkammer  fungierte,  dass  alle  Regierungs-  und  Polizei- 
sachen bis  herab  auf  die  geringsten  Kleinigkeiten  von  ihm 
entschieden  wurden.  Das  können  aber,  zumal  bei  dem  um- 
ständlichen,   fast  ausschliesslich  schriftlichen    Verfahren  der 


1)  Schmoller,  Beamtenstaat,  S.  549.  2)  Treitschke,  a.  a.  0. 

S.  15,  I.  3)  a.  a.  0.  S.  206.  4)  Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  103. 

5)  s.  o.  S.  21.  6)  s.  o.  S.  56  u.  ff. 
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damaligen  Zeit,  10  Räte  nicht  erledigen.  Wir  haben  dabei 
aber  auch  noch  zu  berücksichtigen,  dass  zeitweilig  noch  nicht 
einmal  diese  sämtlich  ortsanwesend  waren  (s.  o.  S.  21).  Dazu 
kam,  worauf  ich  ebenfalls  bereits  hinwies^),  dass  der  Fleiss 
der  Hofräte  keineswegs  der  Arbeit,  die  sie  zu  leisten  hatten, 
entsprach.  Mussten  ihnen  doch  des  öfteren  Verfügungen-) 
zugehen,  in  denen  bestimmt  wurde,  dass  sie  zuerst  alle  Sachen 
abarbeiten  sollten,  die  noch  rückständig  waren.  Dazu  wurden 
ihnen  Fristen  von  einem  halben,  ja  einem  Jahre  gewährt. 
Ehe  nicht  alles  erledigt  war,  sollten  sie  keine  neuen  Sachen 
zum  Referat  erhalten.  Hieraus  können  wir  uns  einen  Begriff 
machen,  wie  es  zu  dieser  Zeit  mit  der  Arbeit  des  Hofrates 
beschaffen  war,  wenn  die  eingebrachten  Prozesse  öfters  ein 
halbes  Jahr  und  noch  länger  liegen  mussten,  bis  sie  überhaupt 
zum  Referat  verteilt  wurden,  wenn  sich  derartige  Reste  auf- 
sammeln konnten,  die  zu  ihrer  Erledigung  ein  halbes  Jahr 
brauchten. 

Wir  haben  es  weiter  als  durchaus  verfehlt  zu  bezeichnen, 
dass  die  Kanzleiordnung  von  1724  die  Verteilung  der  Sachen 
an  die  Hofräte  derart  regelt,  dass  sie  der  Reihe  nach  die 
Sachen,  wie  sie  einlaufen,  zugeteilt  erhalten^).  Das  mochte 
etwas  für  sich  haben,  insoweit  hierdurch  Parteilichkeit,  nament- 
lich in  Bezug  auf  sportulierte  und  unsportulierte  Sachen,  ver- 
mieden wurde.  Aber  ein  grosser  Nachteil,  der  den  Vorteil 
bei  weitem  überwog,  lag  auch  hierin.  Denn  es  konnte  so 
der  Fall  eintreten,  dass  heute  ein  Hofrat  in  Justizsachen  über 
Westfalen  referieren  musste,  der  vielleicht  am  nächsten  Tage 
in  Regierungssachen  einen  Prozess  des  Oberstiftes  vertreten 
musste.  Es  war  das  für  ihn  erhöhte  Arbeit;  er  wusste  zwar 
oberflächlich  in  allen  Gebieten  des  Erzstiftes  Bescheid ;  seine 
Kenntnis  war  aber  nicht  so  tiefgehend,  wie  es  erforderlich 
war.  Das  Territorialitätsprinzip  in  der  Verwaltung  war  für 
das  18.  Jahrh.  und  den  Absolutismus  charakteristisch  und 
passend.  Auch  hier  kann  uns  wieder  ein  Vorbild  Preussen 
sein,  das  unter  der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  I.  dieses 
sehr  scharf  ausgeprägt  erkennen  lässt.     Friedrich  Wilhelm  I. 


1)  s.  0.  S.  28  u.  ff. 
3)  s.  o.  S.  10. 


2)  so  1729,  1733  (A.  Ddf.  K.  K.  Hofst.  Ve). 
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hat  1723  sein  General-Direktorium  derartig  organisiert^),  dass 
für  jede  Provinz  oder  mehrere  Provinzen  zusammen  je  ein 
Departement  gebildet  wurde,  an  dessen  Spitze 'als  Departe- 
mentschef ein  dirigierender  Minister,  unter  ihm  mehrere  Räte 
standen.  Ja,  hier  ging  die  Teilung  der  Geschäfte  soweit,  dass 
sogar  die  Kanzleien  getrennt  waren.  Und  so  wäre  diese  Ein- 
teilung für  Kurköln  in  der  damaligen  Zeit  das  einzig  Zweck- 
mässige gewesen.  Departements  nach  geographischer  Ein- 
teilung (Oberstift,  Niederstift,  Westfalen,  Recklinghausen) 
Hessen  sich  leicht  schaffen.  Für  ihre  Bearbeitung  wäre 
dann  eine  bestimmte  Anzahl  von  Hofräten  zu  ernennen  ge- 
wesen. 

Eine  Anzahl  von  weiteren  Mängeln  in  der  Geschäfts- 
ordnung und  dem  Geschäftsgange  des  Hofrates  ist  noch  her- 
vorzuheben. 

Zunächst  muss  uns  hier  als  der  Kardinalfehler  des 
ganzen  Systems  auffallen,  dass  eine  Behörde  zur  gleichen 
Zeit  sowohl  als  oberste  Regierungs-  als  auch  als  oberste 
Justizbehörde  fungierte,  dass  also,  abgesehen  von  bestimmten 
Sachen,  für  deren  Erledigung  einige  Hofräte  ständig  da  waren, 
dieselben  Hofräte  auf  beiden  Gebieten  arbeiten  mussten. 
Diese  Organisation  des  Hofrates  war  ja  in  früheren  Jahr- 
hunderten vielleicht  berechtigt.  Die  Zahl  der  Sachen,  die 
damals  dem  Hofrate  zur  Bearbeitung  erwuchsen,  war  be- 
deutend geringer.  Andererseits  bekümmerte  sich  der  Landes- 
herr auch  mehr  um  derartige  Sachen  und  behielt  sie  sich 
wohl  zur  persönlichen  Entscheidung  zurück.  Das  war  aber 
im  18.  Jahrh.  nicht  mehr  der  Fall.  Einerseits  war  die  Zahl 
der  Prozesse  mit  der  wachsenden  Bevölkerungsziffer  ziem- 
lich in  die  Höhe  gegangen;  andererseits  kümmerten  sich  die 
Kurfürsten  —  namentlich  wieder  Clemens  August  —  sehr 
wenig  um  die  Geschäfte.  Die  hohe  Politik  und  die  mannig- 
fachen Zerstreuungen  eines  prunkvollen  Hoflebens  Hessen 
ihm  wenig  Zeit  dafür.  Mit  Recht  bezeichnet  es  Gold  Schmidt 
als  einen  grossen  Vorteil^),  dass  in  Kurmainz  gegenüber  an- 
deren  Staaten  —  er  nennt  nur  Bayern  und  Osterreich;  wir 
können    Kurköln    ergänzend    hinzufügen  —  der   Hofrat    fast 


1)  Instr.  f.  d.  G.  D.  Art  II,  §§  1-28. 


2)  a.  a.  0.  S.  66  u.  ff. 
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ausschliesslich  Regierungsbehörde  ist,  dass  nur  sehr  selten 
von  ihm  jurisdiktioneile  Funktionen  wahrgenommen  werden. 

Ein  weiterer  Fehler,  der  sowohl  dem  Hofrat  als  Re- 
gierungsbehörde wie  auch  als  Justizbehörde  anhaftet,  ist  der, 
dass  in  jeder,  auch  der  geringfügigsten  Sache  zwei  Referenten 
bestellt  zu  werden  pflegten*).  Der  Nachteil  dieser  Anordnung 
leuchtet  sofort  ein:  denn  es  wurden  hierdurch  die  Arbeits- 
kräfte des  Kollegiums  unnötigerweise  in  Anspruch  genommen; 
in  derartigen  geringfügigen  Sachen  hätte  ein  Referent  völlig 
genügt.  Sodann  verursachte  die  Stellung  von  '2  Referenten 
den  Parteien  im  Verhältnis  zum  Werte  solcher  Sachen  zu 
grosse  Kosten,  doppelt  so  hohe,  wie  nötig  gewesen  wäre.  Die 
Stellung  auch  nur  eines  Referenten  in  geringfügigen  Sachen 
war  entbehrlich.  Solche  Sachen  konnten  gleich  in  pleno 
verhandelt  werden. 

Was  den  Hofrat  als  Justizbehörde  angeht,  so  habe  ich  be- 
reits manches-)  erwähnt,  was  einer  geordneten  Rechtspflege 
entgegenstand. 

Hier  ist  zunächst  wiederum  auf  den  Missstand  hinzu- 
weisen, den  die  wiederholte  Verhandlung  ein-  und  derselben 
Sache  im  Hofrate  in  2  oder  gar  3  Instanzen  für  eine  unpar- 
teiische Ausübung  der  Rechtspflege  mit  sich  brachte.  Erst 
die  wenige  Jahre  vor  dem  Untergange  des  Kurstaates  er- 
folgende Errichtung  des  Oberappellationsgerichtes  (1786) 
änderte  das  zum  Teil'^). 

Weiter  ist  die  Aktenversendung  an  auswärtige  Rechts- 
gelehrte oder  Schötfenstühle  zu  rügen.  Dieser  Brauch  ging 
auf  die  früheren  Zeiten  zurück,  in  denen  einzelne  Schöffen- 
stühle sich  eines  besonderen  Rufes  erfreuten.  Es  waren  dies 
z.  B.  die  Schöftenstühle  zu  Magdeburg,  Kulm,  Erfurt  u.  a. 
Sodann  kamen  auch  die  juristischen  Fakultäten  verschiedener 
Universitäten  dafür  in  Betracht.  Es  ist  klar,  dass  diese  Ver. 
Sendung  ebenfalls  von  nicht  unbeträchtlichem  Schaden  für 
die  Ausübung  der  Justiz  war.  Denn  zunächst  litt  unter 
solcher  Versendung  das  Ansehen  der  betreffenden  Staaten. 
War  doch  nicht  selten  die  Akten  Versendung  ein  Ersatz  für 
ein  fehlendes,  aus  Mangel  von  Geld  nicht  errichtetes,  eigenes 


1)  K.  0.  1724,  I,  20. 


2)  s.  o.  S.  57. 


3)  s.  o.  S.  58,  Anm.  3. 
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oberstes  Revisionsgericht.  Sodann  ist  auch  die  Unparteilich- 
keit dieser  auswärtigen  Gerichte  anzuzweifeln.  Sie  hätten 
ja,  da  sie  von  dem  Landesherrn  und  den  Gerichten,  die  sie 
anriefen,  unabhängig  waren,  unparteiisch  urteilen  können. 
Ob  dem  aber  in  der  Tat  so  war,  erscheint  mir  sehr  zweifel- 
haft. Sonst  hätte  man  nicht  solche  Anstrengungen  gemacht, 
um  diesen  Missstand,  der  als  solcher  doch  sicher  empfunden 
wurde,  abzuschaffen.  Andererseits  lässt  sich  nicht  gut  denken, 
dass  es  nur  die  Rücksicht  auf  das  persönliche  Ansehen  ge- 
wesen sein  soll,  die  die  Anrufung  der  auswärtigen  Rechts- 
stühle als  unerwünscht  verbot.  Dieses  Verbot  erging  z.  B. 
in  Brandenburg-Preussen  1136'),  in  Kurmainz  17452),  und  in 
Kurköln?  Hier  geschah  eine  Einschränkung  erst  1786^). 
Ganz  aufgehoben  wurde  die  Aktenversendung  hier,  trotzdem 
man  ein  eigenes  oberstes  Landesgericht  hatte,  überhaupt 
nicht. 

Die  Appellation  an  die  Reichsgerichte  —  Reichskammer- 
gericht in  Wetzlar  und  Reichshofrat  in  Wien  —  bot  wiegen 
der  bekannten  zweierlei  Justiz,  die  man  dort  zumeist  hand- 
habte, wenig  Verlockendes.  Erhält  doch  z.  B.  1774  der  Kur- 
fürstliche  Agent  in  Wetzlar  anlässlich  des  Prozesses  zwischen 
dem  kurkölnischen  Fiskus  und  dem  Freiherrn  von  Wallbott- 
Bornheim  inbetreff  Wegebaus  die  ausdrückliche  Weisung, 
darauf  zu  achten,  dass  das  Urteil  nicht  erschlichen  werde*). 
Dass  auch  dieser  Missstand  noch  vorhanden  war,  ist  aus- 
schliesslich Schuld  der  Kölner  Kurfürsten.  Denn  ihnen  war 
ein  Privilegium  de  non  evocando  bereits  1534,  ein  Privilegium 
de  non  appellando  1G53  erteilt.  An  der  Ausführung  des  letz- 
teren, d.  h.  der  Errichtung  eines  obersten  Landesgerichtes, 
wurden  sie  freilich,  wenn  die  Angaben  bei  F.  Walter 5)  zu- 
treffen, von  den  Landständen  gehindert. 

Die  Verhandlung  in  mehreren  Instanzen  im  Hofrate,  die 
Aktenversendung,  die  Appellation  nach  Wetzlar,  bezw.  nach 
Wien,  vor  allem  die  Behandlung  von  Regierungs-  und  Justiz- 
sachen in  ein-  und  demselben  Kollegium  waren  Mängel,  die 


1)  Isaacsohn,   a.  a.   0.  III  S.   311.        2)  Goldschmidt,  a.  a.  0. 
S.    101.  3)   Ob.-Apell.   Ger.   Ordng.   v.    1786.  4)    19.   X.    1774 

(Protokollbuch  1774).  5)  a.  a.  0.  S.  156. 
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in  dem  ganzen  System  der  kurkölnischen  Verwaltung  lagen, 
für  die  den  Hofrat  verantwortlich  zu  machen  unberechtigt 
wäre  Aber  auch  der  Hofrat  selbst  war,  wie  wir  gesehen 
haben,  nicht  derart  organisiert,  dass  er  schnelle  und  gerechte 
Justiz  und  Verwaltung  ausüben  konnte.  Nicht  selten  verletzte 
er  auch  seine  Geschäftsanweisungen,   die   ihm  eine  schnelle 

Justiz  dringend  empfahlenM. 

Freilich  war  auch  die  Arbeit,  die  der  Hofrat  zu  leisten 
hatte    sehr   gross.     Sind   doch   nach  Ausweis   der  Protokoll- 
bücher  in    einer  Sitzung   öfter   über    100  Nummern    erledigt 
worden^).    Immerhin  war  eine  derartig  hohe  Zahl  eine  Aus- 
nahme;  aber  durchschnittlich   sind   es   nach   der   Mitte   des 
18  Jhs.  immer  40—50  Nummern,  die  in  einer  einzigen  Sitzung 
erledigt  wurden.     Zum  Teil  handelte  es  sich  hierbei  auch  um 
Sachen,  die  nur  kurze  Zeit  beanspruchten,  so  Zuweisung  an 
die  Referenten,  an  den  Lehndirektor,  Aufforderung  zur  Bericht- 
erstattung  u.    a.     Wie   lange   diese   Sitzungen,    die    kanzlei- 
ordnungsgemäss   an    den   festgesetzten  Tagen  um  9  Uhr  be- 
ginnen sollten^),  sich  hingezogen  haben,  ist  unbekannt.     Eine 
Bestimmung,  wie  sie  zur  gleichen  Zeit  Friedrich  Wilhelm  I. 
für  Preussen  erlässt:  die  Räte  sollen  ohne  Mittagspause  durch- 
arbeiten, bis  alles  erledigt  ist  und  ihr  Essen  in  solchen  Fällen 
aus  der  Kgl.  Küche  erhalten^),  scheint  in  Kurköln  nicht  be- 
standen zu  haben.    Von  einer  eingehenden  und  sorgfältigen 
Führung  der  Geschäfte  kann  m.  E.  hier  nicht  die  Rede  sein. 
Es  musste  bei  einer  derartigen  Masse  zu  erledigender  Sachen 
in  Verbindung  mit  der  zu  geringen  Zahl  und  dem  nicht  aus- 
reichenden Fieiss  der  Hofräte,  Verschleppung  und  nachlässige 
Behandlung   eintreten.     Aber  nur  zu   einem  Teil  waren  die 
Hofräte   daran   Schuld,    denen    namentlich    Clemens   August 
immer  die  Schuld  an  den  eingelaufenen  Klagen  voll  und  ganz 
zuzuschieben  pflegte. 

Aus  allem  diesem,  was  ich  über  die  Mängel  in  der  Or- 
ganisation, dem  Geschäftsgang,  der  Geschäftsführung  gesagt 
habe,  geht  doch  wohl  soviel  hervor,  dass  der  Hofrat  in  seiner 
ganzen   Organisation    unzulänglich    für    die   ihm    zugeteilten 


1)  S.  o.  S.  eOu.ff.     2)  z.  B.  am  18.  V.  1775:112  Nummern.     3)  K.  O. 
1724,  IV,  1.  4)  Instr.  f.  d.  G.  D.  Art.  3,  §  19. 
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Geschäfte  gewesen  ist.  Diese  machte  es  ihm  eben  unmög- 
lich, seine  Aufgaben  zu  erfüllen.  Er  entsprach  nicht  mehr 
der  Zeit,  der  er  nun  einmal  angehörte.  Auch  diesen  Ver- 
hältnissen dürfte  man  wohl  einen  Teil  der  Schuld  an  dem 
Untergange  von  Kurköln  zuschreiben,  wenn  auch  nicht  zu 
verkennen  ist,  dass  Kurköln  selbst  bei  besserer  Verfassung 
seine  Selbständigkeit  gegenüber  dem  Anprall  der  französischen 
Invasion  nicht  hätte  behaupten  können.  Eine  Besserung  in 
den  misslichen  Verhältnissen  in  Verfassung  und  Verwaltung 
hätte  nur  eine  vollständige  Beseitigung  des  Vorhandenen 
bringen  können.  Einzelne  Massnahmen  hätten  nichts  ge- 
nutzt.    Sie  hätten    vielleicht   die   Sache   nur    verschlimmert. 

Die  Reformen,  namentlich  von  Max  Franz. 

Zum  Schluss  haben  wir  uns  noch  eine  Frage  vorzulegen: 
Waren  den  Kölner  Kurfürsten  diese  Zustände  bekannt  und 
welche  Gegenmassregeln  haben  sie  getroffen? 

Zunächst  kommt  Clemens  August  (1723-1761)  für  uns 
in  Betracht.  Dass  der  Geschäftsgang  nicht  so  war,  wie  er 
sein  sollte,  das  mussten  die  vielen  Klagen,  die  einliefen,  selbst 
ihm  deutlich  machen.  Es  hiesse  jedoch  die  Tätigkeit  Clemens 
Augusts  bedeutend  überschätzen,  wollte  man  annehmen,  die 
unaufhörlichen  Klagen  hätten  ihn  zu  einem  erfolgreichen  Ein- 
schreiten gebracht.  Soweit  bekümmerte  er  sich  nicht  um  die 
inneren  Staatsgeschäfte*).  Er  begnügte  sich  damit,  dem  Hof- 
rat ein  geharnischtes  Dekret  über  das  andere  zu  senden. 
Die  armen  Hofräte  sollten  nun  einmal  die  Übeltäter  sein. 
Zwar  ist  unter  seiner  Regierung  dem  Hofrat  1724  eine  neue 
Geschäftsordnung  gegeben.  Den  Anteil  Clemens  Augusts 
hieran  möchte  ich  doch  als  vollständig  negativ  bezeichnen. 
Ihre  Abfassung  geht  auf  die  Zeit  seines  Vorgängers,  Joseph 
Clemens,  zurück.  Bezeichnend  für  Clemens  August  ist  es, 
dass  es  erst  Vorstellungen  über  Vorstellungen  durch  zwei 
ganze  Jahre  bedurfte,  bis  er  die  Kanzleiordnung  von  1724 
in  Kraft  treten  liess^). 

1)  Von  den  Bestrebungen  Clemens  Augusts  in  Paderborn,  die  nach 
Böhmer  (a.  a.  0.  S.  12)  darin  bestehen,  dass  , Ordnung  der  Verwaltung,  Ver- 
einfachung ihres  Ganges,  Erhöhung  der  Staatseinkünfte  ihr  Ziel  ist,"  lässt  sich 
in  seiner  Regententätigkeit  in  Kurköln  sehr  wenig,  eigentlich  nichts  verspüren. 

2)  S.  0,  S.  16,  A.  3. 
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Auf  Clemens  August  folgt  in  der  Regierung  Maximilian 
Friedrich  (Graf  von  Königseck-Rothenfels,  1761—1784).    Ob- 
gleich  seine  Regierung   das   gerade  Gegenteil   von   der  ver- 
schwenderischen seines  Vorgängers  war,    ist  seine  Tätigkeit, 
soweit   sie   sich   auf  Verbesserung   der  Verfassung   und  Ver- 
waltung richtete,  als  sehr  gering  zu  bezeichnen.    Als  einzigen 
Versuch,    hier  Wandel   zu   schaffen,    haben    wir   seine    Auf- 
forderung an   den  Hofrat   zu  betrachten,   einen  Entwurf  zur 
Errichtung     eines    Oberappellationsgerichtes    fertigzustellen. 
Dieser  Aufforderung  folgte  der  Hofrat  und  am  17.  Mai  1775 
reichte  er  dem  Kurfürsten  eine  darauf  sich  beziehende  Denk- 
schrift ein^).     Bei   diesem  Versuch    blieb    es    auch.     Auf  die 
Denkschrift  näher  einzugehen,  erübrigt  sich.    Das  ist  bereits 
geschehen^).    Ich  will   hier   nur  darauf  hinweisen,    dass    die 
Reform  vermutlich  aus  dem  Grunde  unterblieb,    der  in  Kur- 
köln  immer   alle  Reformen    im  Keime    erstickte:    der  Geld- 
mangel     Ferner    geht   noch    auf    Maximilian   Friedrich    die 
indirekt    auch   mit   dem  Hofrat    zusammenhängende  Reform 
zurück,    dass  die  Appellationen    von    einem    an    das   andere 
Untergericht  verboten  wurden^).  t.  •    .  •  u 

Also  weder  Clemens  August  noch  Maximilian  Friedrich 
nahmen  Reformen  vor,  die  doch  so  dringend  nötig  waren. 
Dass  solche  erfolgen  mussten,  scheinen  beide  eingesehen  zu 
haben.  Bis  1784,  dem  Jahre  des  Regierungsantrittes  von 
Maximilian  Franz^),  blieb  also  alles  so,  wie  es  1723  beim 
Regierungsantritte  Clemens  Augusts  gewesen  war. 

Am  6.  August  1784  wurde  Maximilian  Franz, 
Erzherzog  von  Österreich,  der  jüngste  und  Lieblingssohn  Maria 
Theresias,  im  Dome  zu  Köln  als  Erzbischof  inthronisiert. 
Als  Kurfürst  war  er  der  letzte  Kurkölns.  Seine  Tätigkeit 
kommt  für  uns  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie  mit  dem 
Hofrat  zusammenhängt.  Und  hier  ist  sie  in  der  Tat  eine 
beachtenswerte.  In  demselben  Jahre,  in  dem  er  auf  den 
Kölner  Kurstuhl    kam,    beginnen    schon    seine  Reformbestre- 


1)  ProtokoUbuch  1775.  2)  s.  o.  S.  58,  A.  2.  3)  s.  o.  S.  56. 

4)  Ich  verweise  hier  auf  die  demnächst  erscheinende  Münsiersche  Disser- 
tation von  Karl  Brach  über  die  Justizreform  Max  Franz's  (Teildr.  Dissertation; 
die  ganze  Arbeit  erscheint  in  den  .Beitr.  z.  Gesch.  Niedersachsens,-  herausg. 
V.  G.  Erler). 


bungen  und  -versuche.  Am  3.  Juni  hatte  er  durch  einen 
Erlass  an  seine  Untertanen  die  Regierung  übernommen  und 
schon  am  25.  des  folgenden  Monates  lag  ihm  ein  Gutachten 
des  Hofratspräsidenten  vor,  das  sich  mit  den  Schäden  in 
Verfassung  und  Verwaltung  beschäftigte*).  Dieses  Gutachten 
bildet  die  Grundlage  für  die  Reformen  Max  Franz's,  deren 
bedeutendste  die  Errichtung  des  Oberappellationsgerichtes 
1786  ist.  Wir  werden  uns  also  mit  ihm  etwas  näher  be- 
schäftigen müssen. 

Das  Memorandum  erkennt  als  grössten  Fehler  die  Ver- 
bindung von  Regierung  und  Justizkollegium.  Eine  Trennung 
beider  wäre  aber  wegen  der  zu  grossen  Kosten  unmöglich. 
Es  rügt  ferner  die  Unfähigkeit  der  Hofräte  zur  Führung  der 
Geschäfte.  Auch  den  Missstand,  den  das  Sporteinsystem  mit 
sich  bringt,  erkennt  es;  schlägt  aber  als  Abhilfe  die  Er- 
richtung einer  Sporteinkasse  vor.  Auf  das  einfachste  Mittel 
zur  Beseitigung  des  Missstandes  kam  man  noch  nicht:  es 
hätte  darin  bestanden,  dass  man  die  Sportein  hätte  in  die 
Staatskasse  fliessen  lassen  und  den  Hofräten  als  Entgelt  ihre 
feste  Besoldung  entsprechend  erhöht  hätte.  Sachlich  wird 
weiter  gerügt,  dass  fast  in  jeder  Sache  2  Referenten  bestellt 
werden.  In  geringeren  Sachen  genüge  einer  vollkommen. 
Als  unbillig  wird  auch  bezeichnet,  dass  in  einigen  Sachen, 
die  nur  ein  Referent  vertritt,  doppelte  Sportein  erhoben 
werden. 

Die  Folge  dieses  Gutachtens  war  die  zwei  Jahre  später  er- 
folgte Gründung  des  Oberappellationsgerichtes.  Seine 
Organisation  habe  ich  bereits  angegeben  2).  Für  den  Hof  rat 
kommt  es  nur  insoweit  in  Betracht,  als  es  ihm  einen  Teil 
seiner  Befugnisse  entzog;  die  Arbeit,  die  dem  Hofrat  bisher 
aus  der  Behandlung  der  Justizsachen  erwuchs,  reduzierte  sich; 
kurz,  der  Hofrat  wurde  als  Justizbehörde  zur  Zwischeninstanz 
herabgedrückt.  Alle  Fehler,  die  dem  Hofrate  anhafteten, 
blieben  trotzdem  bestehen;  ebenso  blieb  der  Hofrat  nach 
wie  vor  zugleich  Justiz-  und  Regierungsbehörde.  Den  ^Ge- 
schäftsgang selbst  beeinflusste  das  Oberappellationsgericht 
nicht. 


1)  A.  Ddf   K.  E.  VII  2  a. 


2)  s.  0.  S.  58,  A.  3. 


' 
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Es  kam  Max  Franz  bald  zum  Bewusstsein,  dass  die 
Reform,  die  er  geschaffen  hatte,  doch  die  vorhandenen  Miss- 
stände zumeist  nicht  beseitigte,  dass  sie  vielmehr  nach  wie 
vor  vorhanden  waren.  Und  so  haben  wir  denn  bereits  2  Jahre 
später  wiederum  die  Aufforderung  zur  Abfassung  eines  Gut- 
achtens an  den  Hofrat. 

Dieses  nunmehr  von  dem  Hofrat  abgereichte  Memo- 
randum^) wiederholt  die  Vorschläge  des  ersten  und  glaubt 
zur  weiteren  Verbesserung  die  Einrichtung  von  Dezernaten 
vorschlagen  zu  müssen.  Und  zwar  hält  der  Verfasser  der 
Denkschrift  —  wieder  der  Hof ratspräsident  —  eine  Einteilung  des 
Erzstiftes  in  4  Geschäftsbezirke  als  am  zweckdienlichsten.  Dies 
wären  nach  seiner  Meinung  die  vier,  in  die  das  Erzstift  schon  sei- 
ner geographischen  Lage  nach  zerfiel:  1. Oberstift,  2. Niederstift, 
3.  Westfalen,  4.  Vest  Recklinghausen.  Für  die  Bearbeitung 
der  Sachen,  die  in  1.  vorfallen,  sollen  3  Räte,  für  die  anderen 
Bezirke  je  2  Räte  bestimmt  werden.  Hierdurch  würden  die 
Räte  durch  die  erworbenen  Lokalkenntnisse  in  den  Stand 
gesetzt,  die  Sachen  richtiger  und  zutreffender  zu  bear- 
beiten. 

Dieses  Memorandum    führt    zu   dem    die  Tätigkeit   des 
Hofrates    wesentlich    umgestaltenden    kurfürstlichen    Erlass 

vom  5.  März  \1SS'). 

Zuerst  wurde  eine  Trennung  der  Justiz-  und  der  Re- 
gierungs-  und  Polizeisachen  vorgenommen.  Zwar  konnte 
Max  Franz  sich  nicht  zu  dem  durchgreifenden  Mittel  der 
völligen  Trennung  des  Hofrates  in  2  von  einander  unabhängige 
Behörden  verstehen.  Aber  er  führt  doch  wenigstens  eine 
sachliche  Trennung  innerhalb  des  Hofrates  selbst  durch  und 
zwar  dergestalt,  dass  die  Regierungs-  und  Polizeisachen  an 
einem  Tage  der  Woche,  und  zwar  am  Montag  von  9—12  Uhr 
behandelt  werden  sollen,  während  für  die  umfangreicheren, 
auch  an  Zahl  grösseren  Justizsachen  2  Tage,  nämlich  der 
Mittwoch  und  Freitag,  zur  Verhandlung  bestimmt  werden. 
Der  Vorteil  dieser  Anordnung  beruht  darin,  dass  erstens  über- 
haupt bestimmte  Tage  für  die  Sitzungen  anberaumt  werden, 
dass  zw^eitens  innerhalb  der  festen  Tage  eine  vollständige 
Teilung  der  Sachen  vorgenommen  war.    Bis   dahin  unterlag 

1)  A.  Ddf.  K.  E.  VII  2  a.  2)  ibidem. 
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die  Anberaumung  von  Sitzungen  mehr  oder  weniger  der 
Willkür  des  Präsidenten,  bezw\  seines  Vertreters;  in  diesen 
Sitzungen  wurde  dann  alles,  was  vor  den  Hofrat  kam,  in 
buntem  Wechsel  verhandelt. 

Um  diese  Trennung  der  Sachen  durchzuführen,  hat  sich 
der  Präsident,    bezw.  sein  Stellvertreter,  jeden    Morgen    von 
8—9  Uhr  in  der  Kanzlei  einzufinden  und  in  Gegenwart  eines 
Sekretärs  alle  „Vorstellungen,  Berichte,  Schreiben,  Rescripte" 
zu    erbrechen    und    die  Teilung   in  Justiz-,    Polizei-    und  Re- 
gierungssachen vorzunehmen.     Die  Justizsachen  sollen   dann 
in  der  nächsten  Sitzung   vorgebracht  w^erden,    und   nachdem 
sie  angenommen   sind,    werden  sie   in    der  gewohnten  Weise 
instruiert,   der  Referent   ernannt  etc.     Die   Regierungs-    und 
Polizeisachen    werden    desgleichen    in    der    nächsten  Sitzung 
vorgebracht    und    sogleich    entschieden.     Nur    wenn    sie    zu 
weitläufig  oder  wichtig  sind,  bezw.  wenn  andere  Gründe  vor- 
liegen,  die  eine  sofortige  Verhandlung  nicht  als  wünschens- 
wert erscheinen  lassen,  werden  die  Sachen  einem  Referenten 
zur  Bearbeitung  übergeben.    Nur  soll  nicht  „eine  jede  sonnen- 
klare Sache   zur  Ausstellung  verwiesen,    sondern    gleich   als 
currens  in   der  Session   abgemacht  werden".     In  dringenden 
Regierungs-  und  Polizeisachen,  in  denen  ein  Referent  ernannt 
ist,    wird  auf  ein  vom  Präsidenten  vermerktes   „in  proxima" 
die    Sache    in    der    nächstfolgenden  Sitzung   verhandelt.     In- 
betreff   der  Abstimmung  werden  die  Vorschriften   dahin    ab- 
geändert, dass  jeder,  der  mit  dem  Referenten  nicht  derselben 
Meinung   ist,    seine    abweichende  Sentenz   zu    Protokoll   des 
Gerichtsschreibers  zu  geben  hat.     Um  dem  Missstande,  dass 
die    eingeforderten  Berichte   nicht  eingehen,    die  verhängten 
Strafen  nicht  bezahlt  werden,  ein  End»  zu  machen,  wird  die 
Einrichtung  eines  sogenannten  „Annotationsbuches"  angeordnet. 
Die  Führung  desselben    liegt   dem  jüngsten  Referendar  oder 
dem  jüngsten  Rat  ob.    Er  hat  in  demselben  jedes  „Conclusum" 
der  Art  mit  der  Ablaufsfrist   zu  vermerken    und,    wenn    der 
Beschluss  nicht   innerhalb  der  angedrohten  Frist   ausgeführt 
ist,  unaufgefordert  darüber    zu    berichten.     Ein   halbjährlich 
einzureichender    „Status"    soll    eine  Kontrolle   über   den  Ge- 
schäftsgang  liefern.     In    ihm    sind    alle    eingegangenen,    er- 
ledigten bzw.  erst  referierten  Sachen  einzutragen. 


j^ij^P^-jn:-  imiMm^Jr^^:?^'^^--'^^^'-^' 
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Überblicken  wir  die  Reformen  von  Max  Franz,  so  sehen 
wir,  dass  er  einige  Missstände,  die  oben  als  vorhanden  gerügt 
waren ^),  beseitigt  hatte.  Trotz  der  sachlichen  Teilung  von 
Regierungs-  und  Judizialsachen  blieben  diese  aber 
nach  wie  vor  einer  Behörde  unterstellt,  die  Sportein 
fielen  nicht  weg,  eine  Einteilung  in  Departements 
wurde  nicht  vorgenommen.  So  hat  auch  Max  Franz 
noch  nicht  durchgreifende  Reformen  ins  Leben  gerufen,  und 
was  wir  oben^)  über  den  misslichen  Zustand  von  Verfassung 
und  Verwaltung  in  Kurköln  gesagt  haben,  gilt,  wenn  auch 
mit  einigen,  allerdings  nur  geringen  Einschränkungen,  auch 
für  die  Zeit  Max  Franz's.  Immerhin  sind  Max  Franz's  Re- 
formen recht  beachtenswert.  War  er  doch  der  erste  und 
letzte  Kurfürst  des  18.  Jahrhs.  in  Kurköln,  der  in  seiner 
obersten  Regierungs-  und  bisher  auch  obersten  Justizbehörde, 
dem  Hofrate,  umfassende  Änderungen  vornahm. 


1)  s.  S.  93  u.  fif. 


2)  s.  S.  95. 


Schlusswort. 


In  dem  Schlusswort  seines  Werkes  kommt  G  oldsch  midt') 
zu  dem  Ergebnis,  dass  der  Grund  für  den  Verfall  des  Mainzer 
Staates  nicht  in  der  inneren  Verwaltung  und  dem  Material 
des  Beamtentums  gelegen  hat.  Die  Schuld  läge  —  um  es 
kurz  zu  definieren  —  allein  daran,  dass  Mainz  eben  ein  geist- 
licher Wahlstaat  war.  Wie  stand  es  in  dieser  Beziehung 
mit  Kurköln? 

Die  ganzen  Mängel,  die  der  geistliche  Wahlstaat  mit 
sich  bringt,  sind  auch  hier  vorhanden.  Wir  haben  ein  selbst- 
herrliches Domkapitel,  das  sich  jeder  vernünftigen  Reform 
widersetzt  und  eifrig  darauf  achtet,  dass  seine  Rechte  nicht 
verletzt  werden;  Landstände,  die  in  wichtigen  Fällen  glatt 
versagen  2),  einen  Klerus,  der  durch  nichts  zu  bewegen  ist, 
auch  seinerseits  einen  Teil  der  Lasten,  die  dem  Staate  ob- 
lagen, zu  tragen. 

Aber  in  Kurmainz  war  w^enigstens  die  Verwaltung  und 
ihre  Beamtenorganisation  gut,  jedenfalls  nach  Gold  Schmidts^) 
Urteil  nicht  schlechter  wie  in  den  anderen  Territorien.  In 
Kurköln  war  jedoch  auch  das  nicht  einmal  der  Fall. 

Alles  in  allem,  der  Untergang  Kurkölns  war  völlig  be- 
rechtigt. Das  geistliche  Wahlfürstentum  passte  in  seiner 
Rückständigkeit  nicht  mehr  in  die  Zeitverhältnisse.  Auch 
der  Zustand  der  obersten  Landesbehörden  machte  es  reif  zum 
Untergange. 

Vor  allem  aber  dürfte  wohl  das  Urteil,  das  Ferdinand 
Walter^)  über  die  Organisation  der  Rechtspflege  in  Kur- 
köln fällt,  wenn  er  sagt:  „es  war  alles  zur  Sicherung  einer 
vollständigen  und  unparteiischen  Rechtspflege  in  einer  Weise 
geordnet,  die  sich  dem  Besten,  was  der  Art  in  den  deutschen 
Territorien  vorkam,  an  die  Seite  stellen  durfte",  durch 
meine  Ausführungen  hinreichend  als  irrig  gekennzeichnet  sein. 

Mit  dem  Einbrüche  der  Franzosen  im  Jahre  1794  hatte 
auch  das  Bestehen  des  Hofrates  sein  Ende  erreicht.    Er  wurde 


1)  a.  a.  0.  S.  207. 
3)  a.  a.  0.  S.  206. 


2)  Essers,  a.  a.  0.  S.  159  u.  ff. 
4)  a.  a.  0.  S.  165. 
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zwar  nach  Reeklinghausen  verlegt  ^);  aber  da  das  ganze  kur- 
kölnische Gebiet  auf  dem  linken  Rheinufer  in  die  Herrschaft 
der  Franzosen  gekommen  war,  konnte  von  einem  eigentlichen 
Kurfürstentum  Köln  in  territorialer  Hinsicht  kaum  noch  die 
Rede  sein.  Dementsprechend  kann  auch  die  Tätigkeit  des 
Hofrates  nur  ganz  unbedeutend  gewesen  sein.  Er  fristete 
wohl,  ebenso  wie  das  Oberappellationsgericht  in  Arnsberg, 
kümmerlich  sein  Leben.  Für  den  Geschäftsgang  des  letzteren 
ist  ein  Brief  des  Geheimen-  und  Oberappellationsrates  Pelzer, 
eines  früheren  Hofrates,  an  seine  Frau  vom  18.  XI.  1795 
bezeichnend,  in  dem  es  heisst^):  „Die  gute  Justiz  hat  viel 
bei  der  allgemeinen  Not  zu  leiden.  Von  uns  hat  keiner  einen 
Verfolg  im  Hause:  Wenn  wir  «usammenkommen,  so  plaudern 
wir  zwei  Stunden  von  Krieg  und  Frieden".  Am  25.  Mai 
des  darauffolgenden  Jahres  (1796):  „Die  künftige  Woche  be- 
kommen wir  zum  letzten  Male  unsere  Diäten;  die  Kasse  ist 

leer'^. 

An  dem  Untergänge,  dem  Kurköln  entgegentrieb,  än- 
derten die  Bestrebungen  Max  Franz's  auch  nicht  mehr  viel. 
Allerdings  konnte  sich  in  den  wenigen  Jahren  seiner  Re- 
gierung Kurköln  einer  Ruhe  erfreuen,  der  namentlich  unter 
Clemens  August  „Tage  unendlicher  Verwirrung,  des  Kriegs, 
der  Militärherrschaft,  der  planmässigen  Aussaugung"  voran- 
gegangen waren 3).  Die  Reformen  Max  Franz's,  die  er  bis  zum 
Beginne  der  Fremdherrschaft  getroffen  hatte,  lassen  immer- 
hin die  Annahme  berechtigt  erscheinen ,  dass  denselben 
weitere  gefolgt  w^ären.  Das  jedenfalls  ergibt  sich  hoffentlich 
auch  aus  dieser  Arbeit,  wie  unberechtigt  das  Urteil  war,  das 
der  Bruder  Max  Franzens,  Leopold ,  in  einem  Briefe  an 
Josef  n.  über  ihn  gefällt  hat*),  wenn  er  sagt:  „er  ist  träge, 
nachlässig,  ja  geistesfaul;  denn  er  traut  seinen  Fähigkeiten 
und  seinem  Talent  nicht  und  Manches,  dessen  er  fähig  wäre, 
unternimmt  er  nicht,  um  sich  nicht  damit  zu  bemühen". 

Für  die  Kurkölnischen  Lande  aber  wurde  die  Fremd- 
herrschaft „die  Bahnbrecherin  modernen  Staatslebens"  ^). 


Tabelle  I 
a)  1714 


M^ 

Amt 

Zahl 

der 

In- 
haber 

Besoldung  p.  a. 

r..i     A iV  IT  II           Naturalien 
RUi.  Alb.  Hell. 

Bemerkungen 

1 

Präsident 

1 

600 
566 

338 

200 
150 
150 
125 
31 

53 

26 

_ 

_„_ 

— 

2  ' 

Kanzleidir. 

1 

8 
8 

bis   1725:  2  Rationen 

Fourage  im  ber.  Wert 

von  24  Rth. 

3 

Hofräte 

13 

i 

Geh.  R. Läpp 500 Rth.; 
AdvocF.etC.666Rth., 
53  Alb.,  4 Hell.;  Archi- 
var 433  Rth.,  26  Alb., 
8  Hell. 

4 
5 
6 

7 
8 

Sekretäre 

Registrator 

Expeditor 

Kanzlisten 

Kanzleibot. 

2 
1 
1 

2 
2 

^— 

— 

b)  1735 


1)  s.  0.  S.  82.  2)  Hüffer,  Zustände,  S.  24,  51. 

P.  V.  Boosfeld  und  die  Stadt  Bonn  in  A.  H.  V.  14,  S.  142. 
a.  a.  0.  S.  503.  5)  Treitschke,  a.  a.  0.  S.  133, 


3)  Huffer, 
4)  Podlech, 


^^^ 



Zahl 

Besoldung  p.  a.                  | 

M^ 

Amt 

der 

In- 
haber 

Bar 
Rth.|Alb.|Hell. 

Naturalien 

Bemerkungen 

1 

Präsident 

1 

777 

53 

4 

2    Stückfässer   Wein ; 
20  Mass  Holz,  1  Wagen 
Schanzen, 20  (£  Wachs 
40  U  Unschlittlichter, 
48  gelbe  Fackeln 

la 

Vizepräsid. 

1 
1 

18 

444 

662 
883 

36 
53 
26 

4 

8 

— 

"■^ 

^2  - 

Kanzleidir. 

1733:  566  "/»  Rth. 

8 

Hofräte 

— 

1  Rat  mit  500  Rth;  Ad- 

voc.  F.  et.  G.  666  Rth., 

53  Alb.,  4  Hell,  Archi- 

var 433  Rth.  26  Alb. 

2 

200 

8  Hell. 

4 

Sekretäre 

— 

— 



5 

Registrat. 

1 

150 

— 

— 

6 

Expeditor. 

1 

155 

— 

— 

7 

Kanzlisten 

2 

125 

— 

— 

■' 

8 

Kanzleibot. 

2 

32 
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c)  1760 


M 


Amt 


Zahl 

der 

In- 
haber 


Besoldung  p.  a. 
Bar 

Rth.iAIb.lHell 


Nat  iira  I  i  en 


3a 
_^ 

4 

5 

6 


Präsident 


Kaiizleidir. 


8 


M 


3 


5 
6 

7 


8 


Adl.   Hofr. 
Gel.  Hofr. 


Sekretär 

Registrator 
Expeditor 


Kanzlisten 


Kanzleibot. 


Amt 


Präsident 


Kanzleidir. 
Hofiäte 


Sekretäre 


Registrator 

Expeditor 

Kanzlisten 


Kanzleibot. 


l 


1 


975 
713 


KV) 
9(?) 


12 

1 
1 


4(V) 


2 


585 
325 


\195    - 
/200    - 


195 

f2<)0 

195 

151 

195 

121 

öO 

60 

31 


9 


16 


d)  1786 


Zahl 

der 

In- 
haber 


Besoldung  p.  a. 

Bar 
Rth.  Alb.lHell. 


Natur  ali  en 


I         I 
2000    — 


10 


1 
1 

2(5} 


1000 


400 


240 


200 
180 
180 


90 


Bemerkungen 


V 


v 


Diese  Tabelle  ist  zu- 
sammengestellt nacli 
Materialien  zur 
geistl.  und  weltl.  Sta- 
tistik des  niederrh.- 
westf.  Kreises.  Die 
Bedenken,  die  ich 
wegen  der  grossen 
Widersprüche  gegen 
dieselben  habe,  s.  o. 
S.  17  Anm.  3. 


Bemerkungen 


Besoldung     des     vorh. 
Vizepräsid.     nicht     er- 
wähnt. 


Nach  d.  Hofkalender  von 
1786:  27.  Archivar  und 
Advo.  F.  et.  G.  wie  1735? 
2  ä  240;  1  (Archivse- 
kretär) 333  Rth.,  26  Alb., 
8  Hell.;  1.-  Registrator 
mit  200  Rth.;  3.  Stelle 
unbesetzt. 


Archivkanzl.    120  Rth; 

3    Akzessisten,    bar    I. : 

120  Rth.,  die  andern  je 

60  Rth. 


Tabelle  II 
Sporteinverzeichnis 

(Spalte  2-4  Sporteinverzeichnis  vom   1.  IV.-13.  VIII.  1788.     A.  Ddf.  K.  K.  Hofst  Ve.) 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Für 

För 

Zo- 

FBr 

CIcbalt  für 

Spor- 

Be- 
merkungen 

.\ä 

Name 

Referat 
Rth.   Alb. 

Korreferat 

Rth.  i  Alb. 

sammen 

Rth.    AU) 

das  Jibr 

Rth.;  Alb. 

das  Jabr 

Rth.   Alb. 

te!  II 

'»0  des 
Gehalts 

1 

V.  Roishausen 

16 

_ 

16 

44 

400 

11 

Adl.  Hofr. 

2 

Neesen 

69 

35 

10 

79 

35 

217 

33 

400 

54 

Geh.  R. 

3 

Pfingsten 

13 

40 

159 

30 

172 

70 

472 

5^2 

1000 

47 

Kanzlei-  und 
Lehndir. 

4 

Dhamen 

68 

15 

60 

40 

128 

55 

371 

22 

400 

— 

93 

Geh.  R. 

o 

Dercum 

12 

10 

144 

35 

156 

45 

429 

41 

400 

— 

107 

6 

V.  Kempis 

— 

45 

8 

— 

8 

45 

26 

— 

400 ;  — 

6 

Zöllner,  Bonn 

/ 

V.  Gruben 

220 

25 

18 

45 

238 

70 

653 

46 

400 

— 

m 

Synd.  d.  111. 
Stds. 

8 

V.  Mehring 

80 

80 

80 

30 

222 

400 

— 

54 

9 

V.  Gerold 

25 

25 

2 

10 

27 

35 

74 

72 

400 

19 

10 

Altstädten 

62 

50 

37 

35 

191 

55 

525 

20 

666 

53  Vs 

79 

Adv.F.et.  G.: 
91  Rth.,  50 
Alb.;   daher 
191   Rth. 

11 

Hörster 

30 

151 

30 

181 

30 

496 

78 

44 

— 

126 

Hofkammer- 
advoc. 

12 

Daniels 

104 

10 

69 

15 

173 

25 

474 

61 

? 

— 

Prof.  in  Bonn 

13 

Bouget 

63 

48 

— 

— 

63 

48 

174 

20 

— 



] 

14 

Weidenfeld 

15 

55 

15 

55 

43 

Ol 

— 

— 

[    Hofrats- 

15 

Arnds 

45 

20 

— 

— 

45 

20 

123 

78 

— 

referendar 

16| 

Juntrblüt 

9 

40 

— 

9 

40 

26 

02 

— 

— 

nur    für 

1-5,  7-11 

Durchschnitt 

Insgesamt  .  .  . 

836 

48 

661 

1497 

48 

4375 

66 

5262 

537., 

ß9'/.» 

1 
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Tabelle  III 

a)  Frequenztabelle  1774 


b)  Prequenztabelle  1775 


Lfde. 


3 


7 

8 

9 

10 

II 


12 
13 
14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 

22 

23 
24 

25 
26 

27 
28 

29 
30 

31 
32 
33 
34 
35 

36 


Name  niid  Amt 


ISitzun- 

{ren 


Davon 
besucht? 


, 


V.  Gymnich,  Präsident 

V.  Belderbusch,  Vizepräsident 

V.  Kempis,  Kanzleidirektor 


V.  Vorst-Lombeck 
V.  Wallbott-Bornheim 

V.  Schall-Morenhoven 

V.  Lombeck-Gudenau 
V.  Wolir-Metternieh 
V.  Hamm 
V.  Karg-Bebenburg 

V.  Spiegel-Diesenberg 


Behren 

Gruben 

Haes 

V.  Merle 

Lecbenicb 

V.  Breuning 

Dierath 

Kerich  I 

V.  Monschau 

Neesen 

Bennerscheidt 

Engelberg 
Jungblut 

Bracht 
Zedlitz 
Pfingsten 
V.  Pröpper 

Gress 
Schuller 

Sibenius 

Kerich  II 

Hörster 

Pelzer 

Gramer  v.  Glausbruch 

Bollich 


98 


X 
o 

'S 

od: 


98 


HL 


J 


X 
o 


rt) 


98 


51 
41 

84 


23 


7 

68 
74 
79 
25 
49 
91 

68 


79 
94 


2 


2 
62 


0/  v 


52 
42 

Ö 
0 

0 

0 
0 
24 
0 

0 


0 

7 
69^/8 

75 '^/s 
80^/8 

25V» 
50 

92'/* 
0 

69 '/s 

0 

0 
0 

0 

80% 
96 
0 

0 

2V5 

0 
0 

2V. 
63 
0 

0 


Bemerkniig^eu 


Kriegsratpräsid.,  Amtni. 

z.  Liedberg 
Geh.   Konferenzminister. 

Amtmann  z.  Zülpich 
Zöllner  Bonn 

Adl.  Geh.  R.  Amtmann 
Hulehratli  u.  Erprath 

Adl.  Geh.  B.  Amtmann 
Godesberg  u.  Mehlenn 

Hofkammerpräsident 

Adl.  Geh.  R.,  Botschafter 

z.  Regensburg 
Prost  Volckmarstein  u.  a. 
Geh.  R.,  Geh.  Staatssekr. 
Desgl. 
Gell.  R.  u.  Lehndirektor 


Syndikus  d.  IV.  Stdes. 

Amtm.  z.  Cöln  u.  Deutz 
Geh.  R.  u.  Hofkammei- 

direktor 
Synd.  d.  I.  Stdes.,  As- 
sessor am  Offizialat 
?  (nicht  zu  ermitteln) 
Richter  Dorsten,  Synd.  d. 

Stde.  V.  Recklingh. 
Advoc.  legal.  1753 


Vogt   u.  Kellner   Hulch- 

rath  und  Erprath 
I.  Agent  Wetzlar 
Schöffe  am  H.  W.  Ger. 

z.  Cöln 
Vogt  zu  Neuss 
Leibmedicus,  Geh.  R. 
Assessor  am  Offizialat 
Synd.  d.  II.  Stdes. 
Assessor  am  Reichskg. 

z.  Wetzlar 
Assessor  am  Offizialat  u, 

H.  W.  Ger.  zu  Cöln 


Lfde. 
M 


1 

2 
3 


4 
o 


13 

14 

L5 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 

23 
24 

25 
26 

27 
28 

29 
30 

31 
32 
33 
34 
35 

36 


Name  und  Amt 


Sitzun- 
gen 


Davon 
besucht? 


"/oV 


V.  Gymnich,  Präsident 

V.  Belderbusch,  Vizepräsident 

V.  Kempis,  Kanzleidirektor 


116 


V.   Vorst-Lombeck 
V.  Wallbott-Bornheim 


6 

V    Schall-Morenhoven 

7 

8 

9 

10 

V.  Lombeck-Gudenau 
V.  WolfT  Metternich 
V    Hamm 
V.  Karg-Bebenburg 

11 

V.  Spiegel-Diesenberg 

12 

Behren 

Gruben 

Haes 

V.  Merle 

Lecbenicb 

V.  Breuning 

Dierath 

Kerich  I 

V.  Monschau 

Neesen 

Bennerscheid 

Engelberg 
Jungbluth 

Bracht 
Zedlitz 
Pfingsten 
V,  Pröpper 

Gress 
Schuller 

Sibenius 

Kerich  II 

Hörster 

Pelzer 

Gramer  v.  Glausbruch 

Bollich 


o 

o 


<n 


116 


C 
n 

«-* 

ac 

o 

p5: 


\  116 


56 

56 
30 


45 
44 


7 

11 

87 
86 
47 
47 
33 

80 


78 
96 


66 


48  Vs 

4873 

-26 


0 
0 

0 

0 

0 

39 

0 

38 


0 

6 

10 

75 

74 

4079 

407, 

2879 

0 

69 

0 

0 
0 

0 

677* 
83 
0 

0 
0 

0 
0 
0 
57 
0 

0 


Bemerkungen 


Kriegsratpräsident,  Amt- 
mann Liedberg 

Geh.  Konferenzminister 
Amtm.  Zülpich 

t  1775;  Seil  18.  XII  ist 
Haes  (Nr.  14)Kanzldir. 

Adl.  Geh.  R.,  Amtmann 
Hülch-  und  Erprath 

Adl.  Geh.  R.,  Amtmann 
Godesberg  u.  Mehlem 

Hofkammerpräsident 

Adl.  Geh.  R.,  Botschafter 
Regensburg 


Geh.  R.,  Geh.  Staats- 
sekretär 

Geh.  R.,  Geh.  Staats- 
sekretär 

Geh.  R.  und  seit  18.  XII. 
Lehndirektor 


Synd.  d.  IV.  Stdes. 

Amtm.  z.  Cöln  u.  Deutz 
Geh.  R.,  Hofkammerdir. 
Synd.  d.  I.  Stdes.,  Assess. 
am  Offizialat 

Richter  Dorsten,  Synd. 
d.  Stde.  V.  Recklingh. 
Advoc.  legal.  1753 


Vogt  u.  Kellner  z.  Hülch- 

u.  Erprath 
I.  Agent  Wetzlar 
Schöffe  am   H.  W.  Ger. 

z.  Cöln 
Vogt  zu  Neuss 
Leibmedicus  Geh.  R. 
Assessor  am  Offizialat 
Synd.  d.  H.  Stdes. 
Assessor   am    Reichskg. 

Wetzlar 
Assessor    am    Offizialat, 

H.  W.  Ger.  z.  Cöln 
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Lfde. 


3 

4 

5 


6 

7 
8 

9 

10 

11 
12 
13 

14 
15 

16 

17 

18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 

29 

30 
31 

32 


c)  Frequenztabelle  1.  I.  -  1.  VII.  1787 


Name  und  Amt 


Sitzun- 
gen 


Davon 
besucht? 


0/     'J 

/o  r 


Bemerkungen 


V.    Nesselrode-Reichenstein, 

sident 
Pfingsten,  Kanzleidireklor 
V.  VorsbLombeck 

V.  Wallbott-Bornheim  I 
V.  Lombeck-Gudenau 

V.  Hamm 

V.  Wallbott-Boniheim  II 

V.  Rolsbausen   . 


Prä- 


> 

et 

X 
o 

"^ 

-3 


V.  Gruben  I 
V.  Monschau 

Neesen 

Engelberg 

Jiingbliith 

Bracht 
V.  Pröpper 

Gress 

Schuller 
Sibenius 
Pelzer 
Bollicli 
Dhamen 
Dercum 
V.  Bersword 
V.  Kempis 
V.  Gruben  II 
V.  Mehring 
V.  Gerold 
V.  Meex 

Altstädten 

Daniels 
Hörster 

Abel 


91 


91 


2- 
(t 

zr 

-1 

«■♦ 

VC 
o 

p: 
«-* 
(0 


>   91 


81 

89 

81 

89 
0 

0 

— 

0 

*.- . 

0 

0 

52 

57 

— 

0 

— 

0 

78 

85 

— 

0 

0 

0 

0 

— 

0 



0 

— 

0 

56 

6iV, 
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Statthalter  v.  H  ,  Amtni 
z.  Kempen 

Lehndirektor,  Geh.  R. 

Adl.  Geh.  R.,  Amtm.  Nür- 
burg u.  Adenau 

Adl.Geh.R,  Amtm.  Brühl 

Adl.Geh.R.,  Amtm.  Mehl, 
u.  Godesberg 

Adl.  Geh.  R. 

Kämmerer 

Kämmerer 

Geh.  R.,  Staatssekretär 
Geh.  R.,  Amtm.  Cöln  u. 

Deutz 
Geh.  R. 
Geh.  R. 
Richter  Dorsten,  Synd. 

Stde.  V.  Recklingh. 
Advoc.  legal.  1753 
Vogt  u.  Kellner,  Hulch- 

u.  Erprath 
Geh.   R.,    I.    Agent   in 

Wetzlar 
Assessor  am  Offizialat 
Vogt  zu  Neuss 
Geh.  R.  Synd.  d.U.  Stdes. 
Geh.  R  Synd.d.  l.  Stdes. 
Kriegsrat 


Synd.  d.  III.  Stdes. 


Greve  am  Ayrsbachger., 
Hoheitsresp.  Cöln 

Schöffe  am  H.  W.  Ger., 
Bonn 

Prof.  in  Bonn 

Hofkammer-Advoc. 
Hofkammerrat 

substit.  Agent  Wetzlar. 


Lebenslauf. 


Geboren  wurde  ich,  Kurt  Waldemar  Schulz,  evgl. 
Konfession,  am  29.  September  1887  zu  Moers  als  Sohn  des 
Kgl.  Schulrats  und  Seminardirektors  Fritz  Schulz  und  seiner 
Ehefrau  Anna,  geb.  Lemster.  Nach  privater  Vorbildung 
besuchte  ich  die  Kgl.  Gymnasien  zu  Stade  und  Moers,  sodann 
Privatschulen  in  Dresden  und  Hannover.  Die  Reifeprüfung 
legte  ich  am  21.  Sept.  1905  als  Extraueus  am  Kgl.  Kaiser  Wil- 
helm-Gymnasium zu  Köln  ab.  Von  W.-S.  1905/06  bis  S.-S.  1906 
studierte  ich  Deutsch,  Geschichte  und  Erdkunde  in  Tübingen, 
von  W.-S.1906/07  an  in  Bonn.  Die  mündliche  Doktorprüfung 
bestand  ich  am  15.  Februar  1911. 


